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leistung durch ihre Mitversicherer auf 

diese übergegangen sind. Der Fall einer 

gleichzeitigen und gleichrangigen Gel-

tendmachung der aus Rechtsgründen zu 

unterscheidenden Ansprüche aufgrund 

eines Anspruchsübergang und einer Ab-

tretung, was unzulässig wäre (BGH, 

 Beschluss vom 24. März 2011 – 1 ZR 

108/09 – [juris Rn. 10ff.]; Urteil vom 21. 

November 2017–11 ZR 180/15 – [juris Rn. 

8]), liegt deshalb nicht vor …

B. … II. Das Rheinschiffahrtsgericht hat – 

jedenfalls im Ergebnis – zu Recht ange-

nommen, dass die Beklagte der Klägerin 

zu 1 wegen der Beschädigung des FGKS 

»Thurgau Prestige« Schadensersatz 

schuldet.

1. Die Klägerin zu 1 ist Inhaberin der 

 Schadensersatzansprüche der Geschä-

digten aufgrund des Unfallereignisses, 

denn die Ansprüche der Geschädigten 

sind zum einen auf sie in dem Umfang 

übergegangen, in dem sie selbst auf-

grund des Versicherungsvertrags Zahlun-

gen an die geschädigte Versicherungs-

nehmerin geleistet hat, und im Übrigen 

aufgrund der  Abtretung durch die übri-

gen am Versicherungsvertrag beteiligten 

Versicherungen, auf die ihrerseits die An-

sprüche der  Geschädigten durch Zahlung 

übergegangen sind und die diese An-

sprüche durch  Abtretung auf die Klägerin 

zu 1 übertragen haben …

2. Ein Forderungserwerb der Klägerin zu 

1, sei es im Wege der cessio legis, sei es 

im Wege der Abtretung, scheitert entge-

gen der Auffassung der Beklagten auch 

nicht daran, dass der Klägerin zu 2, der 

Versicherungsnehmerin aus den Versi-

cherungsvertrag, keine Schadensersatz-

ansprüche aus dem Unfallereignis vom 

19.12.2019 zustehen, denn der Klägerin zu 

2, die unstreitig Eigentümerin des FGKS 

»Thurgau Prestige« ist, stehen aufgrund 

der Verletzung ihres Eigentums Scha-

densersatzansprüche gemäß § 823 Abs. 1 

BGB, § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. § 6.03 3., 

6.04 1. und 4., 6.30, 6.32 2. sowie 1.04 

RheinSchPV, §§ 92, 92b, 92d, 2 Abs. 1, 3 

BinSchG zu. Die Auffassung der Beklag-

ten, dass gemäß § 2 BinSchG Ansprüche 

wegen der Beschädigung des FGKS 

»Thurgau Prestige« allein der Fa. T, der 

Ausrüsterin dieses Binnenschiffes, 

 zustünden, überzeugt … nicht.

2.1 Im Ausgangspunkt zutreffend weist 

die Beklagte darauf hin, dass gemäß § 2 

Abs. 1 BinSchG derjenige, der ein ihm 

nicht gehörendes Schiff zur Binnenschiff-

fahrt verwendet (Ausrüster), Dritten ge-

genüber als Schiffseigner im Sinne des 

Gesetzes angesehen wird und mithin – 

grundsätzlich – für die Dauer des Ausrüs-

terverhältnisses Dritten gegenüber als 

Schiffseigentümer angesehen wird und 

dessen Rechte und Pflichten hat (vgl. von 

Waldstein/Holland, Binnenschifffahrts-

recht, 5. Aufl., § 2 BinSchG Rn. 15).

2.1.1 Dass die Fa. T Ausrüsterin ist, ergibt 

sich aus dem unstreitigen Parteivortrag. 

Denn Ausrüster im Sinne von § 2 

BinSchG ist jede Person, die ein ihr nicht 

gehörendes Schiff zur Binnenschifffahrt 

verwendet und es entweder selbst führt 

oder die Führung einem Schiffsführer an-

vertraut. Der Ausrüster muss im eigenen 

Namen das Schiff als selbständiger Un-

ternehmer nutzen. Wird das Schiff einem 

Schiffsführer anvertraut, so ist der 

Schiffsverwender nur dann Ausrüster, 

wenn der Schiffsführer in seinen Diens-

ten steht, also von ihm abhängig ist und 

seinem Direktionsrecht unterliegt (vgl. 

BGH, Urteil vom 26. November 1956 – II 

ZR 323/55 – [juris Rn. 14] = BGHZ 22, 197 

ff.; Senat, Urteil vom 01. Februar 2008 – 22 

U 1/07 BSch – ZfB 2008, Sammlung Seite 

1985 ff [juris Rn. 31]; Schiffahrtsoberge-

richt Köln, Urteil vom 18. Januar 2005 – 3 

U 117/04 BSch – ZfB 2006, Sammlung Sei-

te 53 f [juris Rn. 20]). Diese Voraussetzun-

gen sind hier erfüllt, denn unstreitig stellt 

die Klägerin zu 2 als Schiffseigentümerin 

das FGKS »Thurgau Prestige« der Fa. T im 

Rahmen eines Bareboat-Chartervertrags 

zur Verfügung, wobei das nautische Per-

sonal und sonstige Personal nicht von 

der Klägerin zu 2, sondern von 2 Tochter-

gesellschaften gestellt wird. Der Um-

stand, dass die Klägerin zu 2 diese Ge-

staltung aus »organisatorischen Grün-

den« gewählt hat und sie deshalb – nach 

ihrem Verständnis – »bei wirtschaftlicher 

Betrachtung ein bemanntes Schiff mit 

Service-Personal zur Verfügung stelle«, 

ändert nichts daran, dass der Schiffsfüh-

rer gerade nicht in den Diensten der Klä-

gerin zu 2 steht und auch sonst nicht von 

ihr gestellt wurde, sondern vielmehr von 

der Fa. T beauftragt und von dieser mit 

der Führung des Schiffes betraut wurde, 

mithin dessen Tätigkeit von dem Wei-

sungs- und Direktionsrecht dieser Firma 

abhängig ist. Dem Umstand, dass die Fa. 

T mit dem Schiffsführer (und dem sonsti-

gen nautischen Personal) kein eigenes 

Beschäftigungs- oder Arbeitsverhältnis 

begründet hat, sondern sich anderer For-

men der Personalbeschaffung und Perso-

nalüberlassung bedient, trägt keine ab-

weichende Beurteilung. Maßgeblich sind 

die tatsächlichen Umstände (BGH, Urteil 

vom 16. Mai 1974 – II ZR 104/72 – [juris 

Rn. 5]; Urteil vom 16. Dezember 1996 – II 

ZR 268/95 – ZfB 1997, Sammlung Seite 

1658 f [juris Rn. 10]; Ramming, Hambur-

ger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 2009, § 3 Rn. 59; vgl. auch Se-

nat, Urteil vom 01. Februar 2008 – 22 U 

1/07 BSch – ZfB 2009, Sammlung Seite 

1985 ff [juris Rn. 32]), weshalb es insbe-

sondere unter Berücksichtigung moder-

ner Gestaltungen der Personalüberlas-

sung und der Personalbeschaffung nicht 

auf den formalen Aspekt des Abschlusses 

eines Dienst- oder Arbeitsvertrags an-

kommen kann (wie hier Ramming, Ham-

burger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 2009, § 3 Rn. 61; von Wald-

stein/Holland, Binnenschifffahrtsrecht, 5. 

Aufl., § 2 BinSchG Rn. 13) …

2.2 Die Ansicht der Beklagten, gemäß § 2 

BinSchG könne deshalb allein die Ausrüs-

terin die Ansprüche der Eigentümerin 

aufgrund der Beschädigung des Schiffes 

geltend machen, überzeugt nicht.

2.2.1 Bereits der Wortlaut der Vorschrift 

gibt zu dieser Annahme keine Veranlas-

sung, denn der Umstand, dass der Aus-

rüster als Schiffseigner angesehen wird, 

beinhaltet keine Regelung dahin, dass 

der Eigentümer eines Schiffes aus dieser 

Rechtsposition verdrängt werden soll. 

Dies folgt schon daraus, dass der Ausrüs-

ter Dritten gegenüber als Schiffseigner 

(nur) im Sinne dieses Gesetzes angese-

hen wird, die gesetzlich angeordnete 

Gleichstellung also auf die Vorschriften 

des Binnenschifffahrtsgesetzes begrenzt 

ist, die an die Stellung als Schiffseigner 

anknüpfen. Besondere Regelungen be-

treffend das Eigentum an einem Binnen-

schiff lassen sich dem Gesetz nicht ent-

nehmen. Dieses trifft lediglich Regelun-

gen für einen Eigentümer, der ein Bin-

nenschiff selbst zur Schifffahrt verwen-

det, und trägt damit dem besonderen Re-

gelungsbedarf, der aus dieser Verwen-

dung folgt, Rechnung. Dieser besondere 

Regelungszweck trägt auch die Gleich-

stellung des Ausrüsters mit dem Schiffs-

eigner, denn maßgeblicher Gesichts-

punkt für die Gleichstellung ist die Ver-

wendung zur Binnenschifffahrt (§ 2 Abs. 1 

BinSchG) gleich einem Eigentümer. Die 

Gleichstellung des Ausrüsters mit einem 

Schiffseigner im Sinne von § 1 BinSchG 

führt zunächst lediglich dazu, dass der 

Ausrüster den Schiffseigentümer aus sei-

ner Stellung als Schiffseigner (§ 1 

BinSchG) verdrängt (Ramming, Hambur-

ger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 2009, § 3 Rn. 65) und ihn im 

Rahmen des Binnenschifffahrtsrechts die 

gleiche Verantwortung wie den Schiffs-

eigner trifft. Deshalb ist anerkannt, dass 

die Bedeutung dieser Norm vor allem auf 

dem Gebiet der Passivlegitimation liegt, 

der Ausrüster soll sich seiner Verantwor-

tung nicht schon dadurch entziehen kön-

nen, dass er auf sein fehlendes Eigentum 

verweist (von Waldstein/Holland, Binnen-

schifffahrtsrecht, 5. Aufl., § 2 BinSchG Rn. 

2, 15; auch RabelBahnsen, Seehandels-

recht, 5. Aufl., § 477 HGB Rn. 2). Dies wird 

besonders deutlich in der Regelung von 

§ 92b BinSchG, die eine Haftung des 

Schiffseigners für schuldhaftes Verhalten 

der Besatzung anordnet, denn diese Haf-

tung soll auch den Ausrüster treffen, der 

ebenso wie der Schiffseigner für das Ver-

schulden der von ihm eingesetzten Besat-

zung haften soll. Die daneben bestehen-
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de Rechtsposition des Eigentümers des 

Schiffes bleibt unberührt, dieser bleibt 

sowohl im Verhältnis zum Ausrüster als 

auch im Verhältnis zu Dritten allein verfü-

gungsberechtigter Eigentümer (von 

Waldstein/Holland, Binnenschifffahrts-

recht, 5. Aufl., § 2 BinSchG Rn. 18, 21), 

verliert also seine sich aus dem Eigentum 

ergebenden Befugnisse nicht; auch seine 

Haftung entfällt nicht vollständig (vgl. 

§ 5c Abs. 1 Nr. 1 BinSchG). Der Rege-

lungsgehalt der Vorschrift beschränkt sich 

vielmehr auf die Gleichstellung des Aus-

rüsters mit dem Schiffseigner im Sinne 

von § 1 BinSchG, weshalb lediglich ge-

setzliche Regelungen betroffen sind, die 

an die Stellung als Schiffseigner anknüp-

fen (vgl. auch Ramming, Hamburger 

Handbuch zum Binnenschifffahrtsfracht-

recht, 1. Auflage 2009, § 2 Rn. 65).

2.2.2 Dass Ansprüche des Eigentümers 

unberührt bleiben, entspricht auch der in 

der Rechtsprechung vertretenen Auffas-

sung. So hat die Berufungskammer der 

Zentralkommission im Urteil vom 

07.12.2015 (Az.: 504 Z 7/15) Ansprüche der 

Eignerin, die kraft Abtretung auf den füh-

renden Versicherer eines Konsortiums 

von Schiffsversicherern übergegangen 

sind, neben Ansprüchen, die dem Ausrüs-

ter zustehen, für berechtigt erachtet und 

damit die von der Beklagten befürwortete 

ausschließliche Befugnis des Ausrüsters, 

Ansprüche aus Eigentum geltend zu ma-

chen, verneint. Auch auf Schuldnerseite 

ist anerkannt, dass die Haftung als Aus-

rüster neben die Haftung als Eigner/Ei-

gentümer treten kann, die Haftung des 

Ausrüsters mithin die Haftung des Eig-

ners nicht ausschließt (Berufungskam-

mer der Zentralkommission Urteil vom 

25.10.2004 – 425 Z 5/04 -; Berufungskam-

mer der Zentralkommission Urteil vom 

07.12.2015 – 504 Z 7/15 -; Schiffahrtsober-

gericht Karlsruhe, Urt. v. 31.08.2009 – 22 

U 7/09 BSch -) …

2.2.3 Die von der Beklagten angeführten 

Fundstellen in Rechtsprechung und Lite-

ratur tragen ihre Auffassung nicht: Dem 

Urteil der Berufungskammer der Zentral-

kommission für die Rheinschiffahrt vom 

18. März 2013 (Az. 473 Z 1/13) lässt sich 

nicht entnehmen, dass der Eigentümer 

eines Schiffes nicht mehr berechtigt ist, 

Schadensersatzansprüche aus der Verlet-

zung seines Eigentums gelten zu ma-

chen, mit dieser Frage befasst sich die 

Entscheidung überhaupt nicht …

Schließlich ergibt sich auch aus der Rege-

lung in § 5c Abs. 1 Nr. 1 BinSchG, dass 

der Eigentümer eines Schiffes nicht voll-

ständig aus seiner Rechtsposition ver-

drängt wird und sich die Gleichstellung in 

§ 2 Abs. 1 BinSchG auf die Sondervor-

schriften des Binnenschifffahrtsrechts be-

schränkt, denn diesem wird die dem 

Schiffseigner vorbehaltene Möglichkeit 

der Haftungsbeschränkung (§ 4 Abs. 1 

BinSchG) ebenfalls eingeräumt, er inso-

weit dem Schiffseigner gleichgestellt 

wird …

Angesichts dessen lässt sich der von der 

Beklagten postulierte Übergang der 

Schadensersatzansprüche aus der Verlet-

zung des Eigentums am FGKS »Thurgau 

Prestige« auf den Ausrüster unter gleich-

zeitigem Ausschluss von Ansprüchen der 

Eigentümerin des Schiffes aus der gesetz-

lichen Regelung nicht herleiten, zumal ein 

solcher Ausschluss auch im Hinblick auf 

die verfassungsrechtliche Eigentumsga-

rantie aus Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG proble-

matisch wäre, da die Schadensersatzan-

sprüche aus Eigentum dem grundrechtli-

chen Schutz unterfallen (vgl. Dürig/Her-

zog/Scholz/Papier/Shirvani, 99. EL Sep-

tember 2022, GG Art. 14 Rn. 322) und ein 

aus § 2 Abs. 1 BinSchG hergeleiteter Ent-

zug dieser Rechtsposition den Anforde-

rungen an die Rechtfertigung als Bestim-

mung von Inhalt und Schranken aus Art. 

14 Abs. 1 Satz 2 GG kaum genügen dürf-

te, denn schutzwürdige Interessen, insbe-

sondere öffentliche Interessen, die einen 

derartigen Entzug der Eigentümerbefug-

nisse rechtfertigen könnten, sind nicht er-

sichtlich (vgl. zur Rechtfertigung einer In-

halts- und Schrankenbestimmung Dürig/

Herzog/Scholz/Papier/Shirvani, 99. EL 

September 2022, GG Art. 14 Rn. 422 ff.; 

Sachsl Wendt, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 14 

Rn. 70 if.).

3. Die Beklagte haftet der Klägerin zu 1 als 

Ausrüsterin (§ 2 Abs. 1 BinSchG) für die 

Beschädigung des Eigentums der Versi-

cherungsnehmerin der Klägerin zu 1 an 

dem zu Tal fahrenden FGKS »Thurgau 

Prestige« nach §§ 823 Abs. 1 BGB bzw. 

§§ 823 Abs. 2 BGB i. V. m. §§ 6.03, 6.01, 

6.30, 6.32 und 1.05 RheinSchPV, jeweils i. 

V. m. §§ 92 Abs. 1, 92b, 92d, 2 Abs. 1 

BinSchG, wobei insoweit das Verschul-

den des an Bord TMS »Alukard« tätigen 

Lotsen H dem Verschulden eines Besat-

zungsmitgliedes gleichsteht (§ 92d 

BinSchG). Grundlage der Haftung der Be-

klagten sind §§ 7 BinSchG, 823 Abs. 1 und 

2 BGB, wobei die Verhaltenspflichten aus 

der Rheinschiffahrtspolizeiverordnung 

(RheinSchPV) Schutzgesetze im Sinne 

von § 823 Abs. 2 BGB sind (Rheinschif-

fahrtsobergericht Karlsruhe, Urteil vom 

25.01.2002 – U 3/01 RhSch – ZfB 2002, 

Sammlung Seite 1865 ff [juris Rn. 35]). 

Die Haftung ist nicht nach § 92a BinSchG 

ausgeschlossen, da der Zusammenstoß 

weder auf Zufall noch auf höherer Gewalt 

beruht …

3.3.7 Ohne Bedeutung ist in diesem Zu-

sammenhang, dass im Bereich der späte-

ren Unfallstelle ein Übergang der Berg-

fahrer an das linksrheinische Ufer üblich 

ist, denn die Schifffahrtsüblichkeit von 

Kursen entband die Schiffsführung des 

TMS »Alukard« nicht von ihrer Verpflich-

tung zur Einhaltung der vorgenannten 

Sorgfaltsregeln (BGH, Urteil vom 

19.02.1968 – II ZR 167/65 -‚ VersR 1968, 

550; Zentralkommission für die Rhein-

schiffahrt, Urteil vom 10. Juni 1998 – 374 Z 

– 7/98 – [juris Rn. 56]; Urteil vom 25. Okto-

ber 2004 – 426 Z – 6/04 – ZfB 2006, Heft 5, 

Seite 52 ff [juris Rn. 19]; Rheinschiffahrts-

obergericht Karlsruhe, Urteil vom 25. Ja-

nuar 2002 – U 3/01 RhSch – ZfB 2002, 

Sammlung Seite 1865 ff [juris Rn. 38]) …

4.1 Ein Mitverschulden der Klägerinnen 

gemäß §§ 823 Abs. 1, 823 Abs. 2 i. V. m. 

§§ 1.04, 6.03, 6.04 RheinSchPV i. V. m. 

§ 254 Abs. 1 BGB scheidet schon mangels 

einer schadensstiftenden Handlung der 

Klägerin zu 2 aus, eine solche wird auch 

nicht dargelegt.

4.2 Es kann offenbleiben, ob die Beklagte 

nachgewiesen oder zumindest in prozes-

sual erheblicher Weise Beweis dafür an-

geboten hat, dass die Schiffsführung des 

FGKS »Thurgau Prestige« die Kollision 

mitverursacht hat, was grundsätzlich zu 

einer Kürzung des Schadensersatzan-

spruchs nach §§ 92, 92c Abs. 1, 92d 

BinSchG, § 254 BGB führen könnte (zur 

Anwendbarkeit vgl. BGH, Urteil vom 

30.09.1965 – II ZR 174/63 – [juris Rn. 24]; 

Urteil vom 26.10.1970 – II ZR 125/69 – [ju-

ris Rn. 28]; Rheinschiffahrtsobergericht 

Karlsruhe, Urteil vom 25.01.2002 – U 3/01 

RhSch – {juris Rn. 34; OLG Köln, Urt. v. 

19.12.2006 – 3 U 124/06 BSch – [OLGR 

Köln 2007, 272, 275]; Zentralkommission 

für die Rheinschiffahrt, Urteil vom 

10.05.2001 – 406 Z 2/01 – ZfB 2001, 

Sammlung Seite 1828 ff [juris Rn. 37]; Ur-

teil vom 07.12.2015 –498 Z 9/15 -‚ RdTW 

2016, 171 Rn. 23; siehe aber auch die Be-

rufungskammer der Zentralkommission 

für die Rheinschiffahrt, Urteil vom 

25.10.2004–426 Z 6/04 – ZfB 2006, Heft 5, 

Seite 52 ff [juris Rn. 41]; Urteil vom 

19.06.2006–432 Z 2/06 – [juris Rn. 64], wo 

nur §§ 92c Abs. 1, 92d BinSchG zitiert wer-

den; vgl. dazu auch v. Waldstein/Holland, 

Binnenschiffahrtsrecht, 5. Aufl., § 92c Rn. 

1). Zwar ist bei der Schadensverteilung 

wegen der adjektizischen Natur der 

Schifffseignerhaftung von der Verursa-

chung und dem Verschulden der Schiffs-

führer (einschließlich der übrigen Besat-

zung) auszugehen (BGH, Urteil vom 29. 

Juni 1959 – II ZR 3/58-, VersR 1959 S. 608, 

612). Das ursächliche Verschulden jedes 

einzelnen Schiffsführers der beteiligten 

Schiffe einschließlich eines eventuellen 

Verschuldens sonstiger Besatzungsmit-

glieder ist festzustellen (§ 92b BinSchG), 

gemäß § 92c BinSchG abzuwägen und 

der Umfang der Haftung quotenmäßig zu 

bestimmen (BGH, Urteil vom 12. Dezem-

ber 1963– II ZR 25/62 – [juris Rn. 33]).

Die Voraussetzungen, unter denen die Be-

klagte nach diesen Vorschriften der Kläge-

(Sammlung Seite 2853)
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rin zu 2 und mithin auch der Klägerin zu 

1, die durch Forderungsübergang und 

Abtretung Ansprüche nur in dem Umfang 

erlangt hat, wie sie der Klägerin zu 2 zu-

gestanden haben, eine Mithaftung entge-

genhalten könnte, liegen jedoch nicht vor, 

denn die Klägerin zu 2 ist nicht, wie es die 

Anwendung dieser Vorschriften voraus-

setzt, Eignerin des FGKS »Thurgau Presti-

ge« im Sinne von § 1 BinSchG (vgl. Ram-

ming, Hamburger Handbuch zum Bin-

nenschifffahrtsfrachtrecht, 1. Auflage 

2009, § 2 Rn. 23). Der Umstand, dass die 

Klägerin zu 2 – unstreitig – Eigentümerin 

des Schiffes ist, genügt dafür nicht.

4.3 Zwar bezeichnet das Rheinschiffahrts-

gericht im unstreitigen Tatbestand die 

Klägerin zu 2 als Schiffseignerin. Daran 

ist der Senat jedoch nicht gebunden, weil 

insoweit die Voraussetzungen einer Bin-

dung nach § 314 ZPO nicht vorliegen …

4.2.3 Eine analoge Anwendung der §§ 3 

Abs. 1, 92c BinSchG auf den (Nur-)Schiffs-

eigentümer scheidet schon mangels Ver-

gleichbarkeit der Sachverhalte aus. Denn 

eine entsprechende Anwendung wurde 

lediglich in Konstellationen erwogen, bei 

denen im Rahmen des Schiffsbetriebes 

tätig gewordene Personen typische 

Schiffsdienste verrichtet haben, mit de-

nen erfahrungsgemäß besondere Gefah-

ren verbunden sind, weshalb die Gleich-

heit der Interessenlage es für geboten er-

scheinen ließ, dem Geschädigten einen 

gleichartigen Schutz zu gewähren (vgl. z. 

B. BGHZ 3, 34, 40 f.; Schiffahrtsoberge-

richt Karlsruhe, Urteil vom 29. April 2005 

– 22 U 4/05 BSch – [juris 36]). Der Schiffs-

eigentümer, der – wie hier – sein Schiff ei-

nem anderen lediglich zur Verwendung 

zur Binnenschifffahrt (»Bareboat«) über-

lässt, handelt insoweit nicht im Rahmen 

eines Hilfsbetriebs und eröffnet auch 

nicht die aus diesem folgenden besonde-

ren Gefahren.

4.3. Aus diesen Gründen kommt es auf die 

Behauptungen der Beklagten zur 

(Mit-)Verursachung der Kollision durch die 

Schiffsführung des FGKS »Thurgau Presti-

ge« aus Rechtsgründen nicht an, nach § 3 

BinSchG haftet nur der Schiffseigner für 

ein Fehlverhalten der Besatzung …

III. Angesichts der danach dem Grunde 

nach in vollem Umfang bestehenden An-

sprüche stehen der Klägerin zu 1 die gel-

tend gemachten Ansprüche in der aus-

geurteilten Höhe zu, der Klägerin zu 2 ste-

hen die von dieser geltend gemachten 

Ansprüche jedoch nur teilweise zu; eine 

Haftungsbeschränkung nach § 4 BinSchG 

(i.V.m. § 2 Abs. 1 BinSchG) wird von der 

Beklagten nicht geltend gemacht …

2.1 Die Klägerin zu 2 kann zunächst ge-

mäß §§ 823 Abs. 1, 823 Abs. 2 i. V. m. den 

Vorschriften der RheinSchPV, 249 BGB 

den von den Versicherungen nicht regu-

lierten Teilbetrag des Schadens aus der 

Verletzung des Eigentums am FGKS 

»Thurgau Prestige« beanspruchen …

2.3 Die Zahlung eines Betrags von EUR 

36.734,74 (Anl. K 4) kann die Klägerin zu 2 

hingegen nicht fordern, eine Rechts-

grundlage für diesen Anspruch ist nicht 

erkennbar …

2.3.1 Zwar ist auch insoweit unstreitig, 

dass ihre Tochtergesellschaft Firma R die 

Organisation und das gesamte nautische 

Personal stellte und die für den streitge-

genständlichen Zeitraum von der T ge-

schuldete Vergütung dieser bereits wie-

der zurückerstattet wurde. Allerdings 

lässt sich daraus ein Schaden der Kläge-

rin zu 2 nicht herleiten, dies war nicht un-

mittelbare Folge der Verletzung ihres Ei-

gentums und die Möglichkeit, dass Dritte 

im Zusammenhang mit dem Betrieb des 

FGKS »Thurgau Prestige« Einkünfte erzie-

len, hat keine negativen Auswirkungen 

auf das deliktisch geschützte Rechtsgut 

der Klägerin zu 2, stellt insbesondere kei-

nen der Klägerin zu 2 entgangenen Ge-

winn dar. Eine sonstige – insbesondere 

eine vertragliche – Rechtsgrundlage für 

das Begehren ist weder ersichtlich noch 

vorgetragen.

Bedenken gegen die Zulässigkeit der Kla-

ge insoweit bestehen nicht mehr, weil die 

Klägerin zu 2 es zwar zunächst unterlas-

sen hat deutlich zu machen, in welchem 

Verhältnis sie eigene Ansprüche aus Dritt-

schadensliquidation und fremde Ansprü-

che aus Abtretung geltend machen will, 

mithin den Streitgegenstand nicht ausrei-

chend bestimmt hatte. Mit den Ausfüh-

rungen auf den Hinweis des Senats, sie 

sei im Rahmen der Drittschadensliquida-

tion berechtigt, Zahlung an sich selbst zu 

verlangen, hilfsweise werde im Rahmen 

eines Anspruchs der Klägerin zu 2 aus 

Drittschadensliquidation (wie der Pro-

zessbevollmächtigte der Klägerinnen in 

der mündlichen Verhandlung klargestellt 

hat) der Antrag angekündigt, an die Ge-

schädigten selbst zu leisten, die Abtretun-

gen seien nur höchst vorsorglich vorge-

legt, wurden die Bedenken gegen die Zu-

lässigkeit beseitigt.

2.3.2 Entgegen der Annahme des Rhein-

schiffahrtsgerichts kann die Klägerin zu 2 

diesen Schaden … nicht im Wege der 

Drittschadensliquidation verfolgen …

2.3.2.2 Diese Voraussetzungen (ergänze: 

der Drittschadensliquidation d. Red.) sind 

hier nicht erfüllt. Das (deliktisch) ge-

schützte Interesse der Klägerin zu 2 (die 

Unversehrtheit ihres Eigentums am 

FGKS »Thurgau Prestige«) wurde nicht 

auf die Firma R verlagert. Die Firma R war 

zu keinem Zeitpunkt Trägerin dieses ge-

schützten Rechtsguts (des Eigentums), 

dieses Rechtsgut war ihr auch nicht in 

sonstiger Weise zugeordnet, der dieser – 

nach der Behauptung der Klägerin zu 2 – 

erwachsene Schaden, der Verlust von Ein-

nahmen aus einer vertraglichen Vereinba-

rung mit der Fa. T, konnte zu keinem Zeit-

punkt bei der Klägerin zu 2 selbst eintre-

ten. Das Risiko eines Schadens aus der 

Substanzbeeinträchtigung des Eigen-

tums wurde durch die vertraglichen Be-

ziehungen zwischen der Firma R und der 

Fa. T nicht von der Klägerin zu 2 auf die 

Firma R »verlagert«, zumal ein zu einer 

Schadensverlagerung führendes Rechts-

verhältnis im Sinne des Rechtsinstituts 

der Drittschadensliquidation zwischen 

der Klägerin zu 2 und der Fa. Firma R 

nicht besteht, die (nicht näher umschrie-

bene) Beteiligung der Klägerin zu 2 an 

dieser (Tochtergesellschaft) genügt nicht 

…

2.4 Auch die Zahlung von 18.015,06 EUR 

und 20.811,28 EUR kann die Klägerin zu 2 

nicht fordern, eine Rechtsgrundlage für 

diesen Anspruch ist ebenfalls nicht er-

kennbar.

2.4.1. Zwar ist auch insoweit unstreitig, 

dass ihre Tochtergesellschaft, die E, das 

gastronomische Personal (Service) und 

die Verpflegung für das FGKS »Thurgau 

Prestige« stellte und dass diese die für 

den Zeitraum 20.12.2020 (richtig wohl 

20.12.2019) bis zum 03.01.2020 der T einen 

Betrag von 18.015,06 EUR und für den 

Zeitraum vom 20.12.2020 – 03.01.2020 ei-

nen Betrag von 20.811,28 EUR zurücker-

stattet hat. Allerdings lässt sich daraus 

ein Schaden der Klägerin zu 2 nicht her-

leiten, denn auch dies war nicht unmittel-

bare Folge der Verletzung ihres Eigen-

tums und die Möglichkeit, dass Dritte im 

Zusammenhang mit dem Betrieb des 

FGKS »Thurgau Prestige« Einkünfte erzie-

len, hat keine negativen Auswirkungen 

auf das Vermögen der Klägerin zu 2, stellt 

insbesondere keinen der Klägerin zu 2 

entgangenen Gewinn dar …

2.4.3 Auch aus abgetretenem Recht kann 

die Klägerin zu 2 nicht vorgehen. Mit der 

von ihr erstmals im Berufungsrechtszug 

behaupteten Abtretung der Forderungen 

der Tochtergesellschaft ist die Klägerin zu 

2 zwar nicht gemäß § 531 Abs. 2 ZPO aus-

geschlossen, weil die Beklagten die be-

hauptete Abtretung nicht bestritten ha-

ben. Allerdings steht der Tochtergesell-

schaft der Klägerin zu 2, der E, kein Scha-

densersatzanspruch, der auf die Klägerin 

zu 2 hätte übergehen können, zu. Die Be-

klagte haftet weder nach Deliktsrecht 

(§ 823 BGB) noch aus sonstigen Gründen 

für diesen geltend gemachten Schaden. 

Zur Vermeidung von Wiederholungen 

kann auf die Erwägungen zu Schadenser-

satzansprüchen der Firma R, die auch hier 

Geltung beanspruchen, verwiesen wer-

den …

(Sammlung Seite 2854)

RECHT



5 Binnenschifffahrt 03 | 2024

IV. Im Endergebnis zu Recht hat das 

Rheinschifffahrtsgericht angenommen, 

dass den Klägerinnen zu 1 und 2 ein 

Schiffsgläubigerrecht an dem TMS »Alu-

kard« zusteht.

1. Die Klägerinnen, die Klägerin zu 1 aus 

übergegangenem Recht, sind Schiffs-

gläubiger im Sinne von § 102 Nr. 4 

BinSchG, weil ihnen – wie gezeigt – An-

sprüche wegen Sachschäden gemäß § 4 

Abs. 3 BinSchG zustehen. Sie haben des-

halb ein kraft Gesetzes entstandenes 

Pfandrecht an dem Schiff nebst Zubehör 

(§ 103 Abs. 1 BinSchG; BGH, Urteil vom 

21. März 1983 – II ZR 179/82 – [juris Rn. 

10]; Urteil vom 30. Januar 1986 – II ZR 

127/85 – [juris Rn. 6]; Schiffahrtsoberge-

richt Karlsruhe, Urteil vom 29. April 2005 

– 22 U 4/05 BSch – [juris Rn. 39]), das sich 

auch auf die Zinsen erstreckt (§ 105 

BinSchG), sodass nicht zu beanstanden 

ist, dass das Rheinschifffahrtsgericht das 

Pfandrecht auch auf die Verzinsung der 

Schadensersatzforderungen erstreckt 

hat. Für die Entstehung dieses Pfand-

rechts ist unerheblich, dass die Beklagte 

für das Verschulden der Besatzung (le-

diglich) als Ausrüsterin verantwortlich ist 

(§§ 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1 BinSchG), denn 

§ 102 Nr. 4 BinSchG setzt nur voraus, 

dass die Forderung auf Sachschäden (§ 4 

Abs. 3), die in unmittelbarem Zusam-

menhang mit dem Betrieb des Schiffes 

eingetreten sind, beruht (BGH, Urteil 

vom 16. Dezember 1996 – II ZR 268/95 – 

ZfB 1997, Sammlung Seite 1658 f [juris 

Rn. 5]; Schiffahrtsobergericht Karlsruhe, 

Urteil vom 29. April 2005 – 22 U 4/05 

BSch – [juris Rn. 38]).

2. Allerdings ist fraglich, ob die Klägerin-

nen ein nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderli-

ches rechtliche Interesse an der Feststel-

lung des Pfandrechts (§ 103 Abs. 1 

BinSchG) haben.

2.1 Ein solches Interesse besteht nur 

dann, wenn dem konkreten vom Feststel-

lungsantrag betroffenen Recht des Klä-

gers eine gegenwärtige Gefahr der Unsi-

cherheit droht und der erstrebte Feststel-

lungsausspruch geeignet ist, diese Ge-

fahr zu beseitigen (vgl. BGH, Urteil vom 

21. Dezember 2021 – VI ZR 457/20 – [juris 

Rn. 8]; Urteil vom 13. Januar 2010– VIII ZR 

351/08 – [juris Rn. 12]jew. m. w. Nachw.). 

Eine solche von der Beklagten veranlass-

te Unsicherheit besteht hier jedoch gera-

de nicht, die Beklagte hat sich weder im 1. 

Rechtszug noch im 2. Rechtszug dagegen 

gewandt, dass die hier geltend gemach-

ten Forderungen für den Fall, dass sie be-

stehen, Forderungen im Sinne von § 102 

Nr. 4 BinSchG sind und den Klägerinnen 

dann ein Pfandrecht nach § 103 Abs. 1 

BinSchG an dem Tankmotorschiffes »Alu-

kard« zusteht (vgl. zu diesem Anknüp-

fungspunkt für ein rechtliches Interesse 

BGH, Urteil vom 22. Januar 2019 – II ZR 

59/18 – [juris Rn. 12]). Auch sonstige Um-

stände, die ein derartiges Feststellungsin-

teresse der Klägerin begründen könnten, 

werden von diesen nicht aufgezeigt, ins-

besondere genügt ein allgemeines Inte-

resse an der Klärung dieser Frage nicht 

(BGH; Urteil vom 13. Januar 2010 – VIII ZR 

351/08 – [juris Rn. 12]), zumal eine Fest-

stellung im Verhältnis zur Beklagten oh-

nehin keine Rechtskraftwirkung gegen-

über Dritten entfalten würde (§ 322 Abs. 1 

ZPO). Auch die weiteren Überlegungen 

des Rheinschiffahrtsgerichts sind unge-

eignet, ein solches Feststellungsinteresse 

zu begründen, zumal dieses verkennt, 

dass die Befriedigung nach den Vorschrif-

ten über die Zwangsvollstreckung erfolgt 

(§ 103 Abs. 3 BinSchG), weshalb der Gläu-

biger eine Vollstreckung nur dann betrei-

ben kann, wenn er zuvor eine Klage auf 

Duldung der Zwangsvollstreckung erfolg-

reich erhoben hat. Der Hinweis auf die 

Entscheidung des Rheinschifffahrtsober-

gericht Köln (Urteil vom 25.01.2011, 3 U 

75/09 BSch – ZfB 2011, Sammlung Seite 

2026 ff [juris Rn. 18]) überzeugt ebenfalls 

nicht, weil – was das Rheinschiffahrtsge-

richt verkennt – sich die Entscheidung mit 

dieser Frage überhaupt nicht befasst. 

Dort wird lediglich – zutreffend – darauf 

hingewiesen, dass das Rechtsschutzbe-

dürfnis für eine dingliche Klage gegen 

den Eigentümer nicht deshalb verneint 

werden könne, weil gegen die Ausrüster 

ein Zahlungstitel erwirkt wurde, befasst 

sich demnach mit der hier zu beurteilen-

den Problematik nicht.

2.2 Das Feststellungsbegehren kann auch 

nicht nach § 256 Abs. 2 ZPO ohne weite-

res für zulässig erachtet werden, weil 

zum einen die Entstehung des Pfand-

rechts im Verlauf des Rechtsstreits zwi-

schen den Parteien nicht streitig wurde 

und zum anderen dessen Entstehung für 

die Beurteilung der hier allein infrage 

stehenden deliktischen Ansprüche der 

Klägerinnen ohne Bedeutung ist, die Ent-

scheidung darüber deshalb nicht von der 

Entstehung des Pfandrechts abhängt.

2.3 Allerdings ist in der Rechtsbrechung 

anerkannt, dass in Fällen, in denen eine 

entsprechende Feststellung zur Vereinfa-

chung der – insbesondere vollstreckungs-

rechtlichen – Umsetzung des Urteils führt, 

die Anforderungen an ein Rechtsschutz-

bedürfnis gering erachtet werden können 

(z.B. BGH, Urteil vom 28. Oktober 1987 – 

VIII ZR 206/86 – [juris Rn. 22]), wenn 

schutzwürdige Interessen dies aus Grün-

den der Zweckmäßigkeit rechtfertigen 

(vgl. zum Annahmeverzug BGH, Urteil 

vom 31. Mai 2000 – XII ZR 41/98 – {juris 

Rn. 24]; Urteil vom 13. Dezember 2001 – 

VII ZR 27/00 – [juris Rn. 22]; OLG Köln, Ur-

teil vom 21. Februar 2019 – 1–12 U 376/17-, 

[juris Rn. 34]; OLG Stuttgart, Urteil vom 

29. März 2022 –6 U 619/19 – [juris Rn. 30]). 

Eine solche Interessenlage ist auch hier 

gegeben. Denn die beantragte Feststel-

lung erleichtert den Klägerinnen die 

Durchsetzung des kraft Gesetzes erwor-

benen Pfandrechts im Rahmen einer Dul-

dungsklage (§ 103 Abs. 3 BinSchG), weil 

in diesem Prozess die gesetzlichen Vo-

raussetzungen für die Entstehung des 

Pfandrechts, nämlich das Vorliegen einer 

Forderung im Sinne von § 102 BinSchG, 

nicht mehr geprüft werden muss, diese 

Voraussetzung für die Geltendmachung 

des Pfandrechts vielmehr zwischen den 

Parteien mit materieller Rechtskraft (§ 322 

Abs. 1 ZPO) feststeht. Diese Erleichterung 

für die Durchsetzung rechtfertigt aus 

Gründen der Zweckmäßigkeit die Beja-

hung eines Rechtsschutzinteresses, um 

dem Gläubiger bereits im Erkenntnisver-

fahren die Möglichkeit zu eröffnen, den 

Nachweis für die Entstehung des Pfand-

rechts führen zu können.

2.4 Diese Überlegungen führen aber le-

diglich dazu, das Entstehen eines Pfand-

rechts am Tankmotorschiff »Alukard« 

festzustellen (wenngleich ohne Begrün-

dung im Ergebnis ebenso Schiffahrts-

obergericht Köln, Urteil vom 2. Oktober 

2012 – 3 U 34/12 BSch – {juris Rn. 23]; 

Zentralkommission für die Rheinschif-

fahrt, Urteil vom 24. Februar 2000 – 396 

Z – 1/00 – [juris Rn. 16]; Zentralkommis-

sion für die Rheinschiffahrt, Urteil vom 

10. Mai 2001 –407 Z – 1/01 – [juris Rn. 

60]). Für die weiter vom Rheinschif-

fahrtsgericht getroffene Feststellung, 

dass das Schiffsgläubigerrecht den Rang 

aus § 109 Abs. 1 BinSchG habe, fehlt es 

allerdings an einem schutzwürdigen In-

teresse, den Gründe der Zweckmäßig-

keit, die eine solche Feststellung bereits 

im Erkenntnisverfahren rechtfertigen 

könnten, sind weder ersichtlich noch vor-

getragen. Das Rangverhältnis zwischen 

verschiedenen Pfandrechten ergibt sich 

bereits aus dem Gesetz (§ 109 BinSchG), 

ein Rechtsschutzbedürfnis dafür, diese 

Rechtsfolge im Urteil abstrakt festzustel-

len (ein bestimmtes Rangverhältnis zu 

möglichen anderen Pfandrechten wurde 

vom Rheinschiffahrtsgericht weder fest-

gestellt noch war dies überhaupt mög-

lich) ist nicht erkennbar. Das Urteil des 

Rheinschifffahrtsgerichts war deshalb in-

soweit zu korrigieren. Außerdem wurde 

der Urteilsausspruch insoweit sprachlich 

neugefasst.

2.5 Das Pfandrecht umfasst neben der 

Forderung gemäß § 102 Nr. 4 BinSchG 

auch die darauf entfallenden Zinsen 

(§ 105 BinSchG), sodass die geltend ge-

machten Schadenersatzforderungen, so-

weit sie berechtigt sind, in vollem Um-

fang dem Pfandrecht unterfallen. Die au-

ßergerichtlichen Rechtsverfolgungskos-

ten sind vom Antrag nicht umfasst, so-

dass es keiner Entscheidung darüber be-

darf, ob diese Kosten im Sinne von § 105 

BinSchG wären …

(Sammlung Seite 2855)
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Volltext

Urteil des Rheinschiffahrtsobergerichtes 

Karlsruhe vom 15. Januar 2024, Az.: 22 U 

1/21 RHSch (Rheinschiffahrtsgericht 

Mannheim, Az.: 31 C 1/21 RHSch Mann-

heim)

wegen Schiffshavarie auf dem Rhein vom 

19. Dezember 2019, bei etwa Rhkm 402

hat das Rheinschiffahrtsobergericht 

Karlsruhe durch den Vorsitzenden Richter 

am Oberlandesgericht, den Richter am 

Oberlandesgericht und den Richter am 

Oberlandesgericht am 15.01.2024 auf-

grund des Sachstands vom 29.12.2023 

ohne mündliche Verhandlung gemäß § 

128 Abs. 2 ZPO für Recht erkannt:

1. Auf die Berufung der Beklagten wird 

das Urteil des Rheinschiffahrtsgerichts 

Mannheim vom 05.08.2021, Az. 31 C 1/21 

RhSch, im Kostenpunkt aufgehoben und 

wie folgt neu gefasst:

a) Die Beklagte wird verurteilt, an die Klä-

gerin Ziffer 1 EUR 372.447,93 nebst Zin-

sen in Höhe von 5 % über dem jeweiligen 

Basiszinssatz aus EUR 342.922,72 seit 

dem 16.01 .2021, aus weiteren EUR 

21.699,75 und EUR 2.731,25 seit dem 

27.02.2021 und aus weiteren EUR 

5.094,21 seit dem 30.06.2021 zu zahlen.

b) Die Beklagte wird verurteilt, an die Klä-

gerin Ziffer 2 EUR 49.138,02 nebst Zinsen 

in Höhe von 5 % über dem jeweiligen Ba-

siszinssatz aus EUR 41.777,96 seit dem 

16.01.2021 und aus weiteren EUR 7.360,26 

seit dem 30.06.202 1 zu zahlen.

c) Die Beklagte wird weiter verurteilt, an 

die Klägerin Ziffer 1 EUR 3.610,77 und an 

die Klägerin Ziffer 2 EUR 451,98, jeweils 

nebst Zinsen in Höhe von 5 % über dem 

jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit dem 

16.01 .2021 zu zahlen.

d) Es wird festgestellt, dass die Klägerin-

nen hinsichtlich der Forderungen gemäß 

Ziffer 1 a) und 1 b) aus der Havarie am 

19.12.2019 Inhaberinnen eines Pfand-

rechts am TMS „Alukard“, amtliche 

Schiffsnummer 02327562, sind.

e) Die weitergehenden Klagen werden ab-

gewiesen.

2. Die weitergehende Berufung der Be-

klagten wird zurückgewiesen.

3. Die Entscheidung ergeht gerichtsge-

bührenfrei. Von den sonstigen Kosten des 

gerichtlichen Verfahrens in beiden Recht-

zügen einschließlich der Kosten des vo-

rangegangenen Verklarungsverfahrens 

(Amtsgericht Mannheim, Az.: 30 UR II 

1/20) tragen die Beklagte 85% und die 

Klägerin zu 2 15%. Die außergerichtlichen 

Kosten der Klägerin zu 1 trägt die Beklag-

te; von den außergerichtlichen Kosten 

der Klägerin zu 2 trägt die Beklagte 40 %‚ 

von den außergerichtlichen Kosten der 

Beklagten trägt die Klägerin zu 2 15 %. Im 

Übrigen behalten die Parteien ihre Kos-

ten auf sich.

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die 

Parteien können die Vollstreckung durch 

die jeweilige Gegenpartei durch Sicher-

heitsleistung in Höhe von 120 % des auf 

Grund des Urteils vollstreckbaren Betra-

ges abwenden, sofern nicht die vollstre-

ckende Partei Sicherheit in Höhe von 120 

% des jeweils zu vollstreckenden Betra-

ges leistet.

5. Die Revision wird nicht zugelassen.

Gründe

A.

Die Klägerin zu 1, die neben 6 weiteren 

Versicherungen Kaskoversicherer des zu 

Tal fahrenden Fahrgastkabinenschiffes 

(FGKS) „Thurgau Prestige“ (Länge 110 m, 

Breite 11,45 m, max. Tiefgang 1,96 m) ist, 

und die Klägerin zu 2, die Eigentümerin 

dieses Schiffes ist, fordern von der be-

klagten Ausrüsterin des zu Berg fahren-

den Tankmotorschiffes (TMS) „Alukard“ 

(Länge 109,86 m, Breite 11,45 m, Tiefgang 

2,70 m) Schadensersatz wegen eines Un-

falls, der sich am 19.12.2019 gegen 22:05 

Uhr bei dichtem Nebel und Dunkelheit 

auf dem Rhein bei Speyer bei Rhein-Kilo-

meter 402,2 ereignet hat. Beide Schiffe 

waren auf der geographisch linksrheini-

schen Seite aufgrund von Umständen, 

die im Einzelnen zwischen den Parteien 

streitig sind, miteinander kollidiert. 

Schiffsführer des FGKS „Thurgau Presti-

ge“ war zum Unfallzeitpunkt der Zeuge L, 

der Zeuge H war Lotse auf dem TMS 

„Alukard“.

Das Amtsgericht Mannheim – Rheinschif-

fahrtsgericht – hat durch Urteil vom 

05.08.2021 der Klage in weit überwiegen-

dem Umfang stattgegeben. Die Klägerin 

zu 1 sei als Versicherer der Eignerin und 

im Übrigen kraft Abtretung aktivlegiti-

miert. Die Beklagte hafte als Ausrüsterin 

des TMS „Alukard“, es stehe fest, dass der 

auf dem Schiff befindliche Lotse mindes-

tens fahrlässig fremdes Eigentum be-

schädigt habe, indem er trotz klarer Funk-

absprache gegen das Kursänderungsver-

bot verstoßen habe. Der Lotse habe meh-

rere schifffahrtspolizeirechtliche Vorschrif-

ten verkannt und insbesondere die Vorga-

ben nach § 6.32 Ziffer 2a RheinSchPV für 

eine Begegnung bei unsichtigem Wetter 

nicht beachtet. Es genüge nicht, dass ein 

anderes Schiff ohne Ankündigung und 

Absprache die Begegnung abspreche, die 

Verpflichtung zur Absprache per Funk ob-

liege vielmehr dem Schiffsführer des be-

gegnenden Schiffes selbst. Eine ortsübli-

che Begegnung entbinde von dieser Ver-

pflichtung nicht. Tatsächlich stehe nach 

dem Ergebnis der Beweisaufnahme auf-

grund der Aussagen der Zeugen Z, G und 

L fest, dass es eine klare Funkabsprache 

mit Steuerbord-Steuerbord zwischen 

dem TMS „Alukard“ und dem FGKS 

„Thurgau Prestige“ gegeben habe. Dabei 

spiele es keine Rolle, vom wem letztend-

lich die Initiative für die Absprache dahin-

gehend, dass eine 2-malige klare Steuer-

bord-SteuerbordAbsprache stattfinde, 

ausgegangen sei. Das Gericht habe keine 

Zweifel an der Glaubhaftigkeit der Aussa-

gen, Tendenzen zur Stützung der Anga-

ben des Schiffsführers des FGKS „Thur-

gau Prestige“ bzw. zur Belastung des Lot-

sen des TMS „Alukard“ seien nicht er-

kennbar, es habe sich auch nicht feststel-

len lassen, dass es möglicherweise ein 

Missverständnis in der Funkabsprache 

gegeben habe. Demgegenüber überzeug-

ten die Angaben des Zeugen B, des Kapi-

täns des TMS „Alukard“, nicht, dessen 

Aussage sei nicht nachvollziehbar, sie sei 

in sich widersprüchlich und decke sich zu-

dem in keiner Weise mit den Angaben 

des Zeugen H, des Lotsen auf dem TMS 

„Alukard“. Bereits die zeitlichen Angaben 

zwischen der vermeintlichen Absprache 

und der Kollision von 10–15 Minuten 

passten nicht zu den Schilderungen der 

übrigen Zeugen. Die Absprache Steuer-

bord-Steuerbord sei auch keineswegs 

nautisch unsinnig, aufgrund des Tief-

gangs des abgeladenen TMS „Alukard“ 

von 2,70 m habe nicht lediglich der schiff-

fahrtsübliche Weg am geographisch lin-

ken Rheinufer zur Verfügung gestanden, 

zumal aufgrund der Pegelstände am Un-

falltag eine Steuerbord-Steuerbord-Be-

gegnung möglich gewesen sei.

Mit der durch den Zeugen H veranlassten 

Kursänderung des TMS „Alukard“ habe 

dieser gegen eine Grundregel des Bin-

nenschifffahrtsverkehrsrechts verstoßen, 

denn § 6.03 Ziffer 3 RheinSchPV schreibe 

vor, dass sich begegnende Fahrzeuge ih-

ren Kurs nicht in der Weise ändern dür-

fen, dass die Gefahr eines Zusammensto-

ßes besteht. Dies ergebe sich auch unter 

Berücksichtigung der dieser innewohnen-

den Ungenauigkeiten aus der ECDIS-Aus-

wertung und den Angaben des Zeugen 

PHK Breuer. Danach habe sich das TMS 

„Alukard“ von einer Position relativ mit-

tig in der Fahrrinne immer weiter in Rich-

tung des linksrheinischen Ufers bewegt.

Ein Mitverschulden des FGKS „Thurgau 

Prestige“ lasse sich nicht feststellen, der 

Nachweis einer rechtzeitigen Absprache 

einer Begegnung Backbord-Backbord per 

Funk sei nicht bewiesen. Sei wie hier eine 

klare Funkabsprache Steuerbord-Steuer-

bord getroffen worden und ändere der 

Bergfahrer entgegen dieser Absprache 

seinen Kurs in einer Weise, die die Gefahr 

eines Zusammenstoßes herbeiführen kön-

ne, obliege es ihm zu beweisen, dass eine 
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nunmehr entgegengesetzte Funkabspra-

che noch so rechtzeitig erfolgt sei, dass ei-

ne Kursänderung des Talfahrers gefahrlos 

möglich war. Es habe sich jedoch in der 

Beweisaufnahme eindrucksvoll ergeben, 

dass der Schiffsführer L von der Anwei-

sung einer Begegnung Backbord-Back-

bord überrascht und irritiert gewesen sei, 

zumal sich die beiden Schiffe 14 Sekunden 

vor der Kollision bereits in einer Gefahren-

situation befunden hätten und der Ab-

stand von 100 m im Begegnungsverkehr 

in der Binnenschifffahrt denkbar gering 

sei, die Möglichkeit eines Zusammensto-

ßes mithin nicht ausgeschlossen gewesen 

sei. Es sei auch nicht bewiesen, dass das 

talfahrende FGKS „Thurgau Prestige“ zu 

spät Maßnahmen des letzten Augenblicks 

ergriffen habe, dies lasse sich aufgrund 

der ECDIS-Daten nicht sicher feststellen, 

der Einholung eines Sachverständigen-

gutachtens stehe entgegen, dass die dafür 

erforderlichen Anknüpfungstatsachen 

fehlten. Es könne dem Schiffsführer L auch 

nicht zum Vorwurf gemacht werden, dass 

er in seine Überlegungen die Folgen ein-

bezogen habe, die bei einem Leck seines 

Schiffes in der Strommitte eingetreten wä-

ren. Diesem könne auch nicht vorgewor-

fen werden, dass er nicht weiter in Rich-

tung des geographisch linksrheinischen 

Ufers gefahren sei, denn 14 Sekunden vor 

der Kollision hätten sich dann beide 

Schiffsführer noch mehr in dieselbe Kolli-

sionsrichtung bewegt. Tatsächlich seien 

dem Schiffsführer L für eine Reaktion nur 

noch 8 Sekunden geblieben, nachdem der 

Zeuge H sich statt seiner Ansage Back-

bord-Backbord dann doch entschieden ha-

be, sich letztendlich doch Steuerbord-

Steuerbord zu begegnen. Es lasse sich 

auch nicht feststellen, dass durch weitere 

Manöver des FGKS „Thurgau Prestige“ die 

Kollision hätte vermieden werden können.

Die Beklagte sei demnach gegenüber der 

Klägerin zu 1 zur Erstattung des von die-

ser an die Klägerin zu 2 auf den Kasko-

schaden von EUR 350.282,98 unstreitig 

gezahlten Teilbetrags von EUR 342.922,72 

verpflichtet. Die Höhe des Schadens erge-

be sich aus der unstreitig gebliebenen 

kontradiktorischen Schadenstaxe vom 

22.12.2020. Darüber hinaus sei sie zur Er-

stattung der Expertenkosten für das 

FGKS „Thurgau Prestige“ (EUR 26.220,40 

brutto bzw. EUR 21.669,75 netto) und des 

TMS „Alukard“ (EUR 3.304,81 brutto bzw. 

EUR 2.731,25 netto) verpflichtet. Die 

Mehrwertsteuer auf die Expertenkosten 

sei von den beteiligten Versicherungen zu 

bezahlen gewesen. Die Klägerin zu 2 kön-

ne den nicht regulierten Teilbetrag des 

Kaskoschadens von EUR 7.360,26 und da-

rüber hinaus die Erstattung des der Höhe 

nach unstreitigen Nutzungsausfallscha-

dens von insgesamt EUR 117.339,04 for-

dern. Die Klägerin zu 2 könne als Schiffs-

eignerin den Schaden ihrer Tochterunter-

nehmen im Wege der Drittschadensliqui-

dation geltend machen, es liege eine 

Schadensverlagerung vor, die nicht dem 

Schädiger zugute kommen könne. Auch 

Erstattung der Rechtsanwaltskosten und 

eine Verzinsung der Beträge könnten die 

Klägerinnen verlangen. Schließlich hät-

ten sie einen Anspruch auf Feststellung, 

dass ihnen gemäß § 102 Nr. 4 BinSchG 

ein Schiffsgläubigerrecht zustehe.

Mit ihrer am 08.09.202 1 eingegangenen 

und – nach Verlängerung der Frist zur Be-

gründung der Berufung bis zum 

11.11.2021 – am 10.11.2021 begründeten 

Berufung gegen das ihr am 10.08.2021 

(AS 1/162) zugestellte Urteil vom 

05.08.2021, auf das hinsichtlich der weite-

ren Einzelheiten des Parteivortrags im 1. 

Rechtszug einschließlich der dort gestell-

ten Anträge und getroffenen Feststellun-

gen verwiesen wird, verfolgt die Beklagte 

ihren Antrag auf Klagabweisung weiter:

Das erstinstanzliche Gericht habe einen 

anderen als den hier vorliegenden Fall 

entschieden, das zu Berg fahrende TMS 

„Alukard“ habe seinen Kurs beibehalten, 

während das zu Tal fahrende FGKS „Thur-

gau Prestige“ seinen Kurs geändert und 

sich geweigert habe, die angewiesene 

Backbord-Backbord-Begegnung durchzu-

führen. Dass das FGKS „Thurgau Presti-

ge“ für die von ihm erzwungene Steuer-

bord-Steuerbord-Begegnung nicht die 

Fahrrinnenbreite zum linken Ufer voll 

ausgenutzt habe, habe dann zur Kollision 

geführt.

Das erstinstanzliche Gericht habe zu Un-

recht eine Prozessführungsbefugnis der 

Klägerin zu 1 unterstellt, rechtsfehlerhaft 

habe es niederländisches Recht auf die 

Frage des gesetzlichen Forderungsüber-

gangs zur Anwendung gebracht, obwohl 

sich gemäß Art. 14 Abs. 2 i. V. m. Art. 7 

Abs. 2 Rom-1 Verordnung die Frage des 

gesetzlichen Forderungsübergangs nach 

dem Recht des Staates bestimme, in dem 

der Versicherer seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt habe, weshalb das Gericht richti-

gerweise den Forderungsübergang nach 

dem auf den Sitz des jeweiligen Versiche-

rers anzuwendenden Recht habe bestim-

men müssen. Mit den Spekulationen 

über ein versehentliches Unterlassen der 

Vorlage einer Abtretungserklärung verlet-

ze das Gericht seine Pflicht zur Prüfung 

der Prozessführungsbefugnis von Amts 

wegen. Hinsichtlich der rechtshängig ge-

machten Ansprüche sei allein das Touris-

musunternehmen T als Ausrüster des 

FGKS „Thurgau Prestige‘ prozessfüh-

rungsbefugt, bei einer Kollision sei allein 

der Ausrüster im Sinne von § 2 BinSchG 

originärer Anspruchsinhaber etwaiger 

Schadensersatzansprüche. Da die Kläge-

rin zu 2 deshalb keine Schadensersatzan-

sprüche habe, könnten solche auch nicht 

auf die Klägerin zu 1 übergehen.

Das Gericht habe Beweisanträge der Be-

klagten hinsichtlich entscheidungserhebli-

cher nautischer Tatsachen übergangen 

und die Zeugenaussagen hinsichtlich der 

Funkabsprache rechtsfehlerhaft gewür-

digt. Es habe richtigerweise über die Fra-

ge der Rechtzeitigkeit der Backbord-Back-

bord Weisung Beweis erheben müssen; 

dann hätte sich ergeben, dass das FGKS 

„Thurgau Prestige“ ausreichend Zeit für 

die Befolgung der Weisung gehabt habe. 

Es handle sich hier nicht um einen Fall, in 

dem der Bergfahrer gegen das Kursände-

rungsverbot verstoßen habe, vorliegend 

habe allein das FGKS „Thurgau Prestige“ 

eine Kursänderung vorgenommen und 

die Gefahr des Zusammenstoßes herbei-

geführt. Zudem habe das Gericht unzuläs-

sigerweise die Beweiswürdigung vorweg-

genommen, indem es davon ausgegan-

gen sei, dass letztendlich nicht festgestellt 

werden könne, ob durch eine Backbord-

Backbord-Begegnung eine Kollision noch 

hätte verhindert werden können; das Ge-

richt habe übersehen, dass es nicht nur 

um GPS-Daten gehe, sondern auch Radar-

bilder und Videomaterial ausgewertet 

worden seien. In gleicher Weise habe das 

Gericht unzulässigerweise die Beweiswür-

digung hinsichtlich der Tatsachenfrage, ob 

bei Ausnutzung der Fahrrinnenbreite aus-

reichend Raum für eine Steuerbord-Steu-

erbord-Begegnung vorhanden gewesen 

sei, vorweggenommen und die dazu an-

gebotenen Beweise nicht erhoben. Auch 

habe das Gericht die Aussagen der Zeu-

gen zur Frage der klägerseits behaupteten 

Steuerbord-Steuerbord-Funkabsprache 

einseitig und unvollständig gewürdigt, es 

habe die Widersprüche zwischen den Zeu-

genaussagen rechtsfehlerhaft als irrele-

vant angesehen. Bei richtiger Würdigung 

habe das Gericht nicht zu der Überzeu-

gung gelangen können, dass es eine klare 

Funkabsprache mit einer Steuerbord-

Steuerbord-Begegnung gegeben habe. 

Das Gericht habe rechtsirrig § 1.05 und § 

6.04 RheinSchPV nicht angewandt und 

sich mit der entscheidungserheblichen 

Frage, ob die Schiffsführung des FGKS 

„Thurgau Prestige“ sich überhaupt hätte 

weigern dürfen, der Kursweisung des 

TMS „Alukard“ Folge zu leisten, nicht be-

fasst. Es habe rechtsfehlerhaft die Beweis-

last dafür, ob die Funkabsprache einer Be-

gegnung Backbord-Backbord rechtzeitig 

erfolgt sei und ob die Kollision durch eine 

solche Begegnung hätte verhindert wer-

den können, bei der Beklagten verortet; 

die Beweislast dafür falle der Klägerseite 

zu. Besondere Umstände, mit denen der 

Talfahrer die Nichtbefolgung der Kurswei-

sung zu rechtfertigen versuche, seien von 

diesem als Teil der Rechtfertigungsgründe 

seiner Nichtbefolgung zu beweisen. § 

6.03 Nr. 3 RheinSchPV sei mangels einer 

Kursänderung des TMS „Alukard“ ohne-

hin nicht einschlägig. Auch habe das Ge-

richt fehlerhaft § 6.04 Nr. 3 RheinSchPV 

nicht angewandt, die Annahme, die Vor-
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schrift sei bei unsichtigem Wetter nicht 

einschlägig, sei falsch, der Wortlaut sei 

eindeutig. Richtigerweise habe das Ge-

richt einen Verstoß der Schiffsführung des 

FGKS „Thurgau Prestige“ gegen § 6.04 Nr. 

5 RheinSchPV bejahen müssen mit der 

Folge, dass deren Schiffsführung das al-

leinige nautische Verschulden treffe.

Die Annahme, die Klägerin könne den Er-

satz von Vermögensschäden verlangen, 

die Dritte infolge der Kollision erlitten ha-

ben, stelle eine Rechtsverletzung in ihrer 

krassesten Form dar, das Rechtsinstitut 

der Drittschadensliquidation sei nicht ein-

schlägig, es handle sich nicht um eine an-

erkannte Fallgruppe der Drittschadensli-

quidation. Zudem regle das Deliktsrecht 

mit dem Tatbestand des eingerichteten 

und ausgeübten Gewerbebetriebs die 

Frage eines möglichen Ersatzanspruchs 

abschließend, ein Konzernprivileg gebe 

es nicht. Vorliegend fehle es schon an ei-

ner Schadensverlagerung. Einen An-

spruch auf Ersatz reiner Vermögensschä-

den ohne Rechtsgutsverletzung kenne 

das geltende Recht nicht.

Die Beklagte beantragt,

unter Abänderung des am 05.08.2021 ver-

kündeten und im Tatbestand durch Be-

schluss vom 28.09.2021 teilweise berich-

tigten Urteil des Amtsgerichts Mannheim 

(Az. 31 C 2/21 RHSch) die Klage vollstän-

dig abzuweisen.

Die Klägerinnen beantragen,

die Berufung der Beklagten zurückzuwei-

sen.

Sie verteidigen das angegriffene Urteil. 

Die Klägerin zu 1 sei aktivlegitimiert, die 

Beteiligung der weiteren Versicherer an 

der Kaskopolice sei von der Gegenseite 

niemals bestritten worden, auch habe die 

Klägerin zu 1 unwidersprochen vorgetra-

gen, dass sämtliche beteiligten Versiche-

rer ihre Forderungen an die Klägerin ab-

getreten hätten und zum Beweis dafür 

Abtretungen vorgelegt; für die 2. Instanz 

sei höchstvorsorglich nochmals aus-

drücklich klargestellt, dass auch A ihre 

sämtlichen Ansprüche aus der Havarie an 

die Klägerin zu 1 abgetreten habe. Auch 

habe die Klägerseite unwidersprochen 

vorgetragen, dass die führenden und be-

teiligten Versicherer entsprechend ihrer 

Quote über den Versicherungsmakler S 

insgesamt 342.922,72 EUR gezahlt ha-

ben. Die Versicherungspolice unterliege 

insgesamt dem Recht der Niederlande, 

wie sich bereits aus dem 1. Blatt der als 

Anlage K 14 vorgelegten Versicherungs-

police ergebe.

Auch die Klägerin zu 2 sei aktivlegitimiert, 

das Rheinschifffahrtsgericht habe zu 

Recht festgestellt, dass die rein organisa-

torische Verteilung der verschiedenen Ge-

schäftsbereiche beim Betrieb eines Fahr-

gastschiffes nichts daran ändere, dass im 

Rahmen des Nutzungsverlustes Ersatz 

für den Betriebsausfallschaden in voller 

Höhe zu zahlen sei, der Schädiger dürfe 

nicht besser gestellt werden, nur weil der 

Eigentümer den vollständigen Betrieb 

des Schiffes nicht selbst durchführe. Im 

vorliegenden Fall sei es nun so, dass zu-

fällig die Nutzungsmöglichkeiten an dem 

FGKS „Thurgau Prestige“ auf verschiede-

ne Rechtspersonen verteilt seien, sodass 

der dem Eigentümer ohne Zweifel ge-

schuldete Ersatz entgangener Einnahmen 

hier nicht beim Eigentümer eingetreten 

sei, der Eintritt des Schadens bei der T sei 

also zufällig. Es sei gleichgültig, ob sich 

der Schaden auf verschiedene Rechtsper-

sonen verteile, der Schädiger werde ohne 

erkennbaren Grund besser gestellt, wenn 

er aus der zufälligen Verlagerung der Ein-

nahmen aus dem Betrieb des Schiffes auf 

verschiedene Rechtspersonen einen Vor-

teil ziehen würde. Die Klägerin zu 2 könne 

deshalb Zahlung an sich selbst verlan-

gen, den der Beklagten obliegenden 

Nachweis, dass die Geltendmachung des 

Anspruches der Tochterunternehmen 

durch sie – die Klägerin zu 2 – nicht deren 

Wille entspreche, habe diese nicht ge-

führt und zwar unabhängig von der 

höchstvorsorglich ausgesprochenen Ab-

tretung der Tochterunternehmen an die 

Klägerin zu 2. Im Interesse der Prozess-

ökonomie seien die Abtretungen der 

Tochtergesellschaften an die Klägerin zu 

2 erfolgt, hilfsweise werde der Prozessbe-

vollmächtigte der Klägerinnen gegebe-

nenfalls die Forderungen auf Zahlung an 

die Klägerin zu 2 und die beiden Tochter-

gesellschaften aufsplitten.

Die Zeugen hätten in vielen auch neben-

sächlichen übereinstimmend die Details 

die Funkabsprache Steuerbord-Steuer-

bord bestätigt. Der in unterschiedlicher 

Form geäußerten Einlassung der Beklag-

ten und des Lotsen H habe das Gericht 

keinen Glauben schenken können, dieser 

habe seine Schifferkollegen verächtlich 

gemacht und keinesfalls eine Backbord-

Backbordbegegnung über Funk abge-

sprochen. Eine solche Begegnung sei 

auch unproblematisch möglich gewesen, 

die Havarie sei allein darauf zurückzufüh-

ren, dass das TMS „Alukard“ bei einer 

Entfernung von 100 m in der verbleiben-

den Zeit von 14 Sekunden seinen Kurs 

nicht nach Backbord, sondern nach Steu-

erbord verändert habe und somit genau 

in den Weg des Talfahrers gefahren sei. 

Die Änderung der ursprünglichen Wei-

sung sei viel zu spät erfolgt, damit nicht 

rechtmäßig und nicht zulässig gewesen. 

In Übereinstimmung mit einer jahrzehn-

telangen Rechtsprechung gehe das 

Rheinschiffahrtsgericht davon aus, dass 

es zur Darlegungs- und Beweislast des 

Bergfahrers stehe, dass die behauptete 

Weisung so frühzeitig und rechtzeitig ge-

geben wurde, dass die Begegnung in die-

ser Weise ohne jedes Risiko und ohne Ge-

fahr möglich gewesen sei, und der Tal-

fahrt ein entsprechend der rechtzeitigen 

Weisung geeigneter Weg freigelassen 

wurde. Zu Recht habe das Gericht auch 

nicht einfach die Meinung des Parteisach-

verständigen der Beklagten übernom-

men, nach der eine Kollision durch ein 

Manöver des letzten Augenblicks zu ver-

hindern gewesen sein solle. 100 m Ab-

stand und ein Zeitraum von 14 Sekunden 

sei bei einer Differenzgeschwindigkeit 

beider Schiffer von über 25 km/h eindeu-

tig viel zu kurz gewesen.

Die Verklarungsakten sowie die Strafak-

ten des Amtsgerichts Mannheim – Schiff-

fahrtsgericht – Az.: 50 Ds Amtsgerichts 

Mannheim, Az.: 30 UR 111/20404 J5 

41974/19 BSch (2), lagen vor und waren 

Gegenstand der Erörterungen.

B.

Die Berufung der Beklagten ist zulässig 

und insbesondere form- und fristgerecht 

eingelegt und auch im Übrigen statthaft. 

Der Wert der Beschwer übersteigt auch 

den Betrag von 20 Sonderziehungsrech-

ten (Art. 37 i. V. m. Art. 32 der revidierten 

Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 

1868 in der Fassung vom 20.11.1963, künf-

tig: revidierte Mannheimer Akte).

Das Rheinschiffahrtsobergericht Karlsru-

he ist zur Entscheidung über die Beru-

fung berufen (Art. 37, 38 der revidierten 

Mannheimer Akte), obwohl diese Zustän-

digkeit nur für Berufungen über Entschei-

dungen der Rheinschiffahrtsgerichte er-

öffnet ist (Art. 37 i. V. m. Art. 34 der revi-

dierten Mannheimer Akte), denn mit Be-

schluss vom 19.08.2021 (AS 1/163/164) 

wurde das Rubrum des Urteils vom 

05.08.2021 einschließlich des Aktenzei-

chens dahin berichtigt, dass das Gericht 

als Rheinschiffahrtsgericht (und nicht als 

Amtsgericht – Schifffahrtsgericht – Mann-

heim) entschieden hat.

I.

Die zulässige Berufung der Beklagten hat 

lediglich teilweise Erfolg.

1.  Die Zulässigkeit der Klage der Klägerin 

zu 2 wird von der Beklagten zu Recht 

nicht bezweifelt, Bedenken gegen die Zu-

lässigkeit dieser Klage sind auch nicht er-

sichtlich.

2. Bedenken gegen die Zulässigkeit der 

Klage der Klägerin zu 1 bestehen entge-

gen der Auffassung der Beklagten im Er-

gebnis ebenfalls nicht. Zwar weist die Be-

klagte zutreffend darauf hin, dass dem 

Urteil des Rheinschiffahrtsgerichts zu der 

von diesem von Amts vorzunehmenden 
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Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzun-

gen der Klage (§ 56 Abs. 1 ZPO) nichts zu 

entnehmen ist. Dies ist aber unschädlich, 

weil die Zulässigkeit der Klage betreffen-

de Rügen nicht erhoben wurden und die 

vom Senat, der die Zulässigkeitsvoraus-

setzungen ohne Bindung an den Partei-

vortrag ebenfalls zu prüfen hat (Zöller/

Althammer, Zivilprozessordnung, 34. 

Aufl. 2022, § 56 ZPO Rn. 2; MüKoZPO/Lin-

dacher/Hau, 6. Aufl. 2020, ZPO § 56 Rn. 2, 

jw. m. w. Nachw.; vgl. auch BGH, Urteil 

vom 24.08.2016 – VIII ZR 182/15 – [juris 

Rn. 18]; Urteil vom 29. September 2017 – 

V ZR 19/16 – [juris Rn. 28] speziell zur Pro-

zessstandschaft), vorgenommene Prü-

fung der von der Beklagten in der Beru-

fung erhobenen Rügen die Zulässigkeit 

der von der Klägerin zu 1 erhobene Klage 

ergibt:

2.1 Zwar scheint die Formulierung der 

Klägerin zu 1, sie gehe aus abgetretenem 

und übergegangenem Recht vor, darauf 

hin zu deuten, dass entgegen den gesetz-

lichen Vorgaben (§ 253 Abs. 2 Nr. 3 ZPO, 

anwendbar nach Art. 38 Abs. 3 der revi-

dierten Mannheimer Akte) offen bleibt, 

welche Ansprüche mit der Klage – gege-

benenfalls in welcher Reihenfolge – ver-

folgt werden sollen. Allerdings bliebe da-

bei unbeachtet, dass im vorliegenden Fall 

gerade nicht unklar bleibt, inwieweit sie 

ihr Klagebegehren aus einem Anspruchs-

übergang oder aus einer Abtretung her-

leiten will. Denn aus dem Zusammen-

hang des Vorbringens wird deutlich (zur 

Berücksichtigung dieses Umstands z. B. 

BGH, Urteil vom 21. März 2018 – VIII ZR 

68/17 – [juris Rn. 27, 31]), dass die Kläge-

rin zu 1 ihre Ansprüche auf einen An-

spruchsübergang insoweit stützt, als sie 

selbst als Versicherer Leistungen an Ihren 

Versicherungsnehmer erbracht hat, und 

im Übrigen sich auf eine Abtretung der 

Ansprüche stützt, die aufgrund der Zah-

lung der Versicherungsleistung durch ihre 

Mitversicherer auf diese übergegangen 

sind. Der Fall einer gleichzeitigen und 

gleichrangigen Geltendmachung der aus 

Rechtsgründen zu unterscheidenden An-

sprüche aufgrund eines Anspruchsüber-

gang und einer Abtretung, was unzuläs-

sig wäre (BGH, Beschluss vom 24. März 

2011 – 1 ZR 108/09 – [juris Rn. 10ff.]; Urteil 

vom 21. November 2017–11 ZR 180/15 – 

[juris Rn. 8]), liegt deshalb nicht vor.

2.2 Zwar hat die Klägerin zu 1 mit Schrift-

satz vom 24.06.2021 vortragen lassen, 

„sie (gemeint ist die Klägerin zu 1) gehe 

als führender Versicherer einer Police un-

ter Beteiligung zahlreicher Versicherer ge-

mäß Führungsklausel im eigenen Namen 

für die beteiligten Versicherer vor und ha-

be sich höchst vorsorglich und zusätzlich 

die Ansprüche sämtlicher beteiligter Ver-

sicherer abtreten lassen“ (dort Seite 1 

[AS 1/107]), was die Frage aufzuwerfen 

geeignet war, ob sie nunmehr die An-

sprüche (soweit sie nicht bereits auf-

grund ihrer Zahlung auf sie übergegan-

gen waren) „für die übrigen Versicherer“, 

also in gewillkürter Prozessstandschaft, 

und hilfsweise aufgrund einer Abtretung 

geltend machen will. Allerdings haben 

die Klägerinnen im folgenden Schriftsatz 

vom 19.07.2021 dann erneut vorgetragen, 

der führende Versicherer (die Klägerin zu 

1) gehe aus eigenem und abgetretenem 

Recht der beteiligten Versicherer vor (Sei-

te 2 [AS 1/114]). Dies lässt – noch hinrei-

chend – den Schluss zu, dass die Formu-

lierung im Schriftsatz vom 24.06.2021 le-

diglich sprachlich und begrifflich unscharf 

war und die Klägerin zu 1 ihre Prozess-

führungsbefugnis nicht (auch) aus einer 

gewillkürten Prozessstandschaft herleiten 

wollte. Für diese Deutung spricht auch, 

dass die Parteien diese Problematik unter 

der für die Zulässigkeitsprüfung unerheb-

lichen Fragestellung der Aktivlegitimati-

on erörtern. Unter Berücksichtigung all-

gemein anerkannter Auslegungsgrund-

sätze, wonach – auch bei anwaltlicher Ver-

tretung – im Zweifel das als gewollt anzu-

sehen ist, was nach den Maßstäben der 

Rechtsordnung vernünftig ist und der 

recht verstandenen Interessenlage der er-

klärenden Partei entspricht (z. B. BGH, Ur-

teil vom 21. März 2018 – VIII ZR 68/17 – [ju-

ris Rn. 31]), besteht daher keine Veranlas-

sung, eine zur Unzulässigkeit führende 

Unklarheit hinsichtlich der Bestimmung 

des Streitgegenstandes anzunehmen.

2.3 Selbst wenn man dem nicht folgen 

wollte, wäre die Klage zulässig, denn die 

Klägerin zu 1 hat im Berufungsrechtszug 

deutlich gemacht, dass „sämtliche Re-

gressforderungen aus übergegangenem 

Recht der beteiligten Versicherer durch 

Abtretung an die Klägerin übergegangen 

sind“ (Schriftsatz vom 30.11.2021, Seite 4 

[AS 11/53]) und dass der Forderungsüber-

gang auf die Versicherer durch eine ces-

sio legis erfolgte (a. a. 0., Seite 5 [AS 

11/54 f.]), und dadurch den Streitgegen-

stand hinreichend bestimmt, was – selbst 

wenn man eine Unzulässigkeit der Klage 

im 1. Rechtszug aufgrund der Ausführun-

gen im Schriftsatz vom 24.06.202 1 an-

nehmen wollte – im Berufungsrechtszug 

noch zulässig ist und zur Zulässigkeit der 

Klage führte, da die Zulässigkeit der Kla-

ge – lediglich – zum Zeitpunkt der letzten 

mündlichen Verhandlung in der Tatsa-

cheninstanz vorliegen muss (BGH, Be-

schluss vom 5. August 2020 – VIII ZB 

18/20 – [juris Rn. 15]; Beschluss vom 1. 

Juni 2017 - III ZB 77/16 – [juris Rn. 9]; Ur-

teil vom 19. März 1987 - III ZR 2/86 – [juris 

Rn. 12]). Letzte Zweifel insoweit werden 

zudem dadurch beseitigt, dass die Kläge-

rin zu 1 sich ausdrücklich die Ansicht des 

Rheinschiffahrtsgerichts, sie sei Inhaberin 

der geltend gemachten Forderung auf-

grund eines Forderungsübergangs auf 

sie und im Übrigen durch Abtretungen 

(Urt. S. 10), zu eigen macht (Schriftsatz 

vom 30.11.2021, Seite 4 [AS 11/53]), und 

auch damit jedenfalls den Gegenstand 

des Berufungsverfahrens klar bestimmt 

hat (BGH, Urteil vom 11. Mai 1995 –1 ZR 

86/93 – [juris Rn. 25]).

2.4 Nur der Vollständigkeit halber ist an 

dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass 

die von der Beklagten gegen die Aktivle-

gitimation der Klägerin zu 1 geführten 

Angriffe und die darauf gestützte 

Schlussfolgerung, die Klage der Klägerin 

zu 1 habe als unzulässig abgewiesen wer-

den müssen (Berufungsbegründung Sei-

te 5 [AS 11/20]), – offensichtlich – verfehlt 

sind, denn die Frage der Aktivlegitimati-

on ist keine, die die Zulässigkeit einer 

Klage berühren könnte. Die Aktivlegiti-

mation ist vielmehr ausschließlich im 

Rahmen der Begründetheit zu prüfen. 

Aus den gleichen Gründen wären die 

Ausführungen der Klägerinnen zur Aktiv-

legitimation der Klägerin zu 1 (Schriftsatz 

vom 30.11.2021, Seite 1ff. [AS 11/ 50 ff.]) 

ungeeignet, die Zulässigkeit der Klage zu 

begründen.

II.

Das Rheinschiffahrtsgericht hat – jeden-

falls im Ergebnis – zu Recht angenom-

men, dass die Beklagte der Klägerin zu 1 

wegen der Beschädigung des FGKS 

„Thurgau Prestige“ Schadensersatz schul-

det.

1. Die Klägerin zu 1 ist Inhaberin der Scha-

densersatzansprüche der Geschädigten 

aufgrund des Unfallereignisses, denn die 

Ansprüche der Geschädigten sind zum ei-

nen auf sie in dem Umfang übergegan-

gen, in dem sie selbst aufgrund des Versi-

cherungsvertrags Zahlungen an die ge-

schädigte Versicherungsnehmerin geleis-

tet hat, und im Übrigen aufgrund der Ab-

tretung durch die übrigen am Versiche-

rungsvertrag beteiligten Versicherungen, 

auf die ihrerseits die Ansprüche der Ge-

schädigten durch Zahlung übergegangen 

sind und die diese Ansprüche durch Ab-

tretung auf die Klägerin zu 1 übertragen 

haben.

1.1 Dass die Klägerin zu 1 Kaskoversiche-

rer der geschädigten Eigentümerin ist, 

steht aufgrund des als Anlage K 14 vorge-

legten Versicherungsvertrags (,‚Binnen-

vaart cascoverzkering 5549.146890“) fest; 

ebenso steht aufgrund dieses Vertrags 

fest, dass sie an dem Gesamtversiche-

rungsvertrag mit einem Anteil von 25 % 

beteiligt ist (AH KL 1, AS 38), was die Be-

klagte ebenso wenig in Abrede stellt wie 

dass an die Versicherungsnehmerin Versi-

cherungsleistungen (einschließlich Exper-

tisekosten) in einer Gesamthöhe von EUR 

342.922,72 erbracht wurden. Aufgrund 

dieser Zahlung ist der Anspruch der Versi-

cherungsnehmerin im Umfang des An-

teils der Klägerin zu 1 (25 %) auf diese 

(Sammlung Seite 2860)
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kraft cessio legis nach niederländischem 

Recht (Art. 962 1. Burgerlijk Wetboek Boek 

7) übergegangen.

Dass diese Vorschrift anwendbar ist, stellt 

die Beklagte zu Recht nicht in Abrede. Die 

Anwendung der Norm ergibt sich aus Art. 

19 VO (EG) 864/2007, Rom-lI-VO, denn die 

Versicherungsnehmerin der Klägerin zu 1 

hatte – wie noch zu zeigen sein wird – ei-

nen Schadensersatzanspruch gegen die 

Beklagte, den die Klägerin zu 1 aufgrund 

ihrer sich aus dem Versicherungsvertrag 

(Binnenvaart cascoverzkering) ergeben-

den Verpflichtung zu befriedigen hatte. 

Für diesen Versicherungsvertrag gilt nach 

Art. 7 Abs. 1, Abs. 2 VO (EG) 593/2008, 

Rom-1-VO, niederländisches Recht, denn 

die Vertragsparteien haben ihrem Rechts-

verhältnis die „Nederlandse Beurs-casco-

polis voor de binnenvaart 2006“ zugrun-

de gelegt, die in ihrem Art. 19 ausdrück-

lich die Regelung enthält, dass niederlän-

disches Recht gelten soll (,‚Deze verzeke-

ring wordt beheerst dor Nederlaandse 

recht“; vgl. AH KL 1118). Diese Rechtswahl 

ist wirksam (Art. 3 Abs. 1,7 Abs. 2 [1] 

Rom-1-VO), die Beschränkungen der 

Rechtswahl aus Art. 7 Abs. 2 [2] Rom-

1-VO greifen vorliegend nicht, weil es sich 

bei dem versicherten Risiko um ein Groß-

risiko im Sinne von Art. 7 Abs. 2 [1] Rom-

1-VO handelt (vgl. Art. 13 Nr. 27 RL 

2009/138/EG Solvabilität 11-RL i. V. m. An-

hang 1 A. 6.; ebenso auch die vorange-

gangene Regelung in Art. 5 d) RL 

73/239/EWG 1. Schadensversicherungs-

RL i. V. m. Anhang A. 6.).

Selbst wenn man dem nicht folgen woll-

te, ergäbe sich die Anwendung des nie-

derländischen Rechts aus Art. 7 Abs. 2 [2] 

Satz 2 Rom-1-VO, denn die bereits ge-

nannten Umstände in Verbindung mit der 

Abfassung der Vereinbarung in nieder-

ländischer Sprache und die Beteiligung 

von Versicherungen, die mehrheitlich ih-

ren Sitz in den Niederlanden haben, erge-

ben, dass der Versicherungsvertrag eine 

offensichtlich engere Bindung zu den Nie-

derlanden hat, weshalb es hier keiner 

Entscheidung darüber bedarf, ob dies 

schon daraus folgt, dass die „führende“ 

Versicherung, die Klägerin zu 1, ihren Sitz 

in den Niederlanden hat (Art. 7 Abs. 2 [2] 

Satz 1 Rom-1-V0), oder ob, wie die Be-

klagte – zu Unrecht – meint, es für die Ein-

ordnung des Versicherungsvertrags auf 

den jeweiligen Sitz der daran beteiligten 

Versicherungen ankommt (AS/Il 20).

1.2 Die aufgrund der Zahlung der Versi-

cherungssumme auf die Mitversicherer 

übergegangenen Ansprüche kann die 

Klägerin zu 1 aufgrund der Abtretungen 

fordern. Der Forderungserwerb der Ze-

denten ergibt sich aus Art. 19 Rom-lI-VO i. 

V. m. Art. 962 1. Burgerlijk Wetboek Boek 

7. Insoweit kann auf die voranstehenden 

Ausführungen zum Forderungserwerb 

durch Leistungserbringung durch die Klä-

gerin zu 1 verwiesen werden; für den For-

derungserwerb gilt – wie gezeigt – ein-

heitlich niederländisches Recht.

Dass Abtretungen durch die Mitversiche-

rer erfolgt sind, hat die Beklagte nach Vor-

lage der Abtretungserklärungen (Anl. K 9) 

nicht bestritten, auch zu der erstmals im 

Berufungsrechtszug vorgelegten Abtre-

tungserklärung der A (Schriftsatz vom 

30.11.2021, Seite 4 [ AS 11/53]) hat sich die 

Beklagte nicht geäußert, insbesondere 

nicht die darin enthaltene Abtretung be-

stritten. Ebenso wenig wurde bestritten, 

dass die von der Klägerin zu 1 angeführ-

ten Zedenten (im Berufungsrechtszug 

ausdrücklich namentlich aufgeführt, 

Schriftsatz vom 30.11.2021, Seite 2 ff. [AS 

11/51 f]) Mitversicherer des Versiche-

rungsvertrags sind. Das Bestreiten der 

Beklagten bezog sich allein auf einen For-

derungsübergang nach dem Recht der 

Niederlande und auf den Hinweis, dass 

der Versicherungsvertrag keine rechtsge-

schäftliche Abtretungsvereinbarung ent-

halte (Schriftsatz vom 26.07.2021, Seite 5 

[AS/1 122]). Auch im Berufungsrechtszug 

beschränkt sich die Beklagte auf die Rüge 

der fehlerhaften Anwendung niederländi-

schen Rechts verbunden mit der Annah-

me, nach Art. 7 Abs. 2 Rom-1-VO sei für 

die Abtretung das Recht am Sitz der je-

weiligen Versicherung maßgebend (Beru-

fungsbegründung Seite 5 [AS 11/20]). Das 

Vorbringen der Beklagten, prozessfüh-

rungsbefugt sei allein das Tourismusun-

ternehmen Thurgau Trave/ AG als Ausrüs-

ter des FGKS „Thurgau Prestige“ (Schrift-

satz vom 20.01.2022, Seite 2 [AS 11/81]; 

ebenso Seite 4/5 [AS 11/83/84]), betrifft le-

diglich die Frage, ob die Zedenten Inha-

ber der Forderungen waren, nicht hinge-

gen die an dieser Stelle allein entschei-

dende Frage, ob – ungeachtet des Beste-

hens einer Forderung der Versicherungs-

nehmerin gegen die Beklagte – eine Ab-

tretungserklärung vorliegt.

Noch zutreffend ist der Hinweis der Be-

klagten, dass sich das Rechtsstatut der 

Abtretung nach Art. 14 Abs. 2 Rom-1-VO 

richtet, weil Art. 19 Rom-lI-VO keine ei-

genständige Regelung über die Übertra-

gung von kraft Gesetzes übergegangenen 

Ansprüchen enthält und auch die Verord-

nung im Übrigen die rechtsgeschäftliche 

Übertragung von Forderungen aus au-

ßervertraglichen Schuldverhältnissen 

nicht regelt. Die Beklagte übersieht je-

doch, dass Art. 14 Abs. 2 Rom-1-VO hin-

sichtlich des anwendbaren Rechts an das 

Recht anknüpft, dem die übertragene For-

derung unterliegt, mithin hier das Recht 

der Bundesrepublik Deutschland. Denn 

das auf das außervertragliche Schuldver-

hältnis anwendbare Recht ist nach Art. 4 

Abs. 1 Rom-lI-VO das Recht des Staates, 

in dem der Schaden eingetreten ist, also 

der Staat, in dem die Sache beschädigt 

wurde (Erwägungsgrund (18) S. 2), bei 

dem hier gegebenen Unfall auf dem 

Rhein bei Speyer mithin deutsches Recht 

(vgl. EuGH, Urteil vom 10. Dezember 

2015– C-350114 – [juris Rn. 25]; Urteil vom 

10. März 2022 – C-498120 – [juris Rn. 59]; 

MüKoBGBIJunker, 8. Aufl. 2021, Rom Il-

VO Art. 4 Rn. 20). Der Übergang der For-

derung aufgrund der Zahlung der Versi-

cherungsleistung ändert an der Rechtsna-

tur der Forderung nichts, dies führt insbe-

sondere nicht dazu, dass die danach über-

gegangene Forderung nunmehr einem 

anderen Forderungsstatut unterfällt. Auf 

das für den Sitz der jeweiligen Versiche-

rer maßgebliche Recht kommt es deshalb 

nicht an. Dass die Abtretungserklärungen 

nach dem maßgeblichen deutschen Recht 

zum Übergang der Forderungen auf die 

Klägerin zu 1 führten (§ 398 BGB), be-

zweifelt die Beklagte zu Recht nicht, Um-

stände, die einem Forderungsübergang 

entgegenstehen könnten, sind auch nicht 

ersichtlich.

2. Ein Forderungserwerb der Klägerin zu 

1, sei es im Wege der cessio legis, sei es 

im Wege der Abtretung, scheitert entge-

gen der Auffassung der Beklagten auch 

nicht daran, dass der Klägerin zu 2, der 

Versicherungsnehmerin aus den Versi-

cherungsvertrag, keine Schadensersatz-

ansprüche aus dem Unfallereignis vom 

19.12.2019 zustehen, denn der Klägerin zu 

2, die unstreitig Eigentümerin des FGKS 

„Thurgau Prestige“ ist, stehen aufgrund 

der Verletzung ihres Eigentums Scha-

densersatzansprüche gemäß § 823 Abs. 1 

BGB, § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. § 6.03 3., 

6.04 1. und 4., 6.30, 6.32 2. sowie 1.04 

RheinSchPV, §§ 92, 92b, 92d, 2 Abs. 1, 3 

BinSchG zu. Die Auffassung der Beklag-

ten, dass gemäß § 2 BinSchG Ansprüche 

wegen der Beschädigung des FGKS 

„Thurgau Prestige“ allein der Fa. T, der 

Ausrüsterin dieses Binnenschiffes, zu-

stünden, überzeugt nicht.

2.1 Im Ausgangspunkt zutreffend weist 

die Beklagte darauf hin, dass gemäß § 2 

Abs. 1 BinSchG derjenige, der ein ihm 

nicht gehörendes Schiff zur Binnenschiff-

fahrt verwendet (Ausrüster), Dritten ge-

genüber als Schiffseigner im Sinne des 

Gesetzes angesehen wird und mithin – 

grundsätzlich – für die Dauer des Ausrüs-

terverhältnisses Dritten gegenüber als 

Schiffseigentümer angesehen wird und 

dessen Rechte und Pflichten hat (vgl. von 

Waldstein/Holland, Binnenschifffahrts-

recht, 5. Aufl., § 2 BinSchG Rn. 15).

2.1.1 Dass die Fa. T Ausrüsterin ist, ergibt 

sich aus dem unstreitigen Parteivortrag. 

Denn Ausrüster im Sinne von § 2 

BinSchG ist jede Person, die ein ihr nicht 

gehörendes Schiff zur Binnenschifffahrt 

verwendet und es entweder selbst führt 

oder die Führung einem Schiffsführer an-

vertraut. Der Ausrüster muss im eigenen 

(Sammlung Seite 2861)
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Namen das Schiff als selbständiger Un-

ternehmer nutzen. Wird das Schiff einem 

Schiffsführer anvertraut, so ist der 

Schiffsverwender nur dann Ausrüster, 

wenn der Schiffsführer in seinen Diens-

ten steht, also von ihm abhängig ist und 

seinem Direktionsrecht unterliegt (vgl. 

BGH, Urteil vom 26. November 1956 – II 

ZR 323/55 – [juris Rn. 14] = BGHZ 22, 197 

ff.; Senat, Urteil vom 01. Februar 2008 – 22 

U 1/07 BSch – ZfB 2008, Sammlung Seite 

1985 ff [juris Rn. 31]; Schiffahrtsoberge-

richt Köln, Urteil vom 18. Januar 2005 – 3 

U 117/04 BSch – ZfB 2006, Sammlung Sei-

te 53 f [juris Rn. 20]). Diese Voraussetzun-

gen sind hier erfüllt, denn unstreitig stellt 

die Klägerin zu 2 als Schiffseigentümerin 

das FGKS „Thurgau Prestige“ der Fa. T im 

Rahmen eines Bareboat-Chartervertrags 

zur Verfügung, wobei das nautische Per-

sonal und sonstige Personal nicht von 

der Klägerin zu 2, sondern von 2 Tochter-

gesellschaften gestellt wird. Der Um-

stand, dass die Klägerin zu 2 diese Ge-

staltung aus „organisatorischen Grün-

den“ gewählt hat und sie deshalb – nach 

ihrem Verständnis – „bei wirtschaftlicher 

Betrachtung ein bemanntes Schiff mit 

Service-Personal zur Verfügung stelle“, 

ändert nichts daran, dass der Schiffsfüh-

rer gerade nicht in den Diensten der Klä-

gerin zu 2 steht und auch sonst nicht von 

ihr gestellt wurde, sondern vielmehr von 

der Fa. T beauftragt und von dieser mit 

der Führung des Schiffes betraut wurde, 

mithin dessen Tätigkeit von dem Wei-

sungs- und Direktionsrecht dieser Firma 

abhängig ist. Dem Umstand, dass die Fa. 

T mit dem Schiffsführer (und dem sonsti-

gen nautischen Personal) kein eigenes 

Beschäftigungs- oder Arbeitsverhältnis 

begründet hat, sondern sich anderer For-

men der Personalbeschaffung und Perso-

nalüberlassung bedient, trägt keine ab-

weichende Beurteilung. Maßgeblich sind 

die tatsächlichen Umstände (BGH, Urteil 

vom 16. Mai 1974 – II ZR 104/72 – [juris 

Rn. 5]; Urteil vom 16. Dezember 1996 – II 

ZR 268/95 – ZfB 1997, Sammlung Seite 

1658 f [juris Rn. 10]; Ramming, Hambur-

ger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 2009, § 3 Rn. 59; vgl. auch Se-

nat, Urteil vom 01. Februar 2008 – 22 U 

1/07 BSch – ZfB 2009, Sammlung Seite 

1985 ff [juris Rn. 32]), weshalb es insbe-

sondere unter Berücksichtigung moder-

ner Gestaltungen der Personalüberlas-

sung und der Personalbeschaffung nicht 

auf den formalen Aspekt des Abschlusses 

eines Dienst- oder Arbeitsvertrags an-

kommen kann (wie hier Ramming, Ham-

burger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 2009, § 3 Rn. 61; von Wald-

stein/Holland, Binnenschifffahrtsrecht, 5. 

Aufl., § 2 BinSchG Rn. 13).

2.1.2 Umstände, die im vorliegenden Fall 

der Annahme, die Fa. T sei Ausrüsterin, 

entgegenstehen könnten, haben die Klä-

gerinnen (und auch die Beklagte) nicht 

aufgezeigt, insbesondere wurden keiner-

lei Anhaltspunkte dafür aufgezeigt, dass 

diese das FGKS „Thurgau Prestige“ nicht 

wie eine Schiffseignerin verwendet.

2.2 Die Ansicht der Beklagten, gemäß § 2 

BinSchG könne deshalb allein die Ausrüs-

terin die Ansprüche der Eigentümerin 

aufgrund der Beschädigung des Schiffes 

geltend machen, überzeugt nicht.

2.2.1 Bereits der Wortlaut der Vorschrift 

gibt zu dieser Annahme keine Veranlas-

sung, denn der Umstand, dass der Aus-

rüster als Schiffseigner angesehen wird, 

beinhaltet keine Regelung dahin, dass 

der Eigentümer eines Schiffes aus dieser 

Rechtsposition verdrängt werden soll. 

Dies folgt schon daraus, dass der Ausrüs-

ter Dritten gegenüber als Schiffseigner 

(nur) im Sinne dieses Gesetzes angese-

hen wird, die gesetzlich angeordnete 

Gleichstellung also auf die Vorschriften 

des Binnenschifffahrtsgesetzes begrenzt 

ist, die an die Stellung als Schiffseigner 

anknüpfen. Besondere Regelungen be-

treffend das Eigentum an einem Binnen-

schiff lassen sich dem Gesetz nicht ent-

nehmen. Dieses trifft lediglich Regelun-

gen für einen Eigentümer, der ein Bin-

nenschiff selbst zur Schifffahrt verwen-

det, und trägt damit dem besonderen Re-

gelungsbedarf, der aus dieser Verwen-

dung folgt, Rechnung. Dieser besondere 

Regelungszweck trägt auch die Gleich-

stellung des Ausrüsters mit dem Schiffs-

eigner, denn maßgeblicher Gesichts-

punkt für die Gleichstellung ist die Ver-

wendung zur Binnenschifffahrt (§ 2 Abs. 1 

BinSchG) gleich einem Eigentümer. Die 

Gleichstellung des Ausrüsters mit einem 

Schiffseigner im Sinne von § 1 BinSchG 

führt zunächst lediglich dazu, dass der 

Ausrüster den Schiffseigentümer aus sei-

ner Stellung als Schiffseigner (§ 1 

BinSchG) verdrängt (Ramming, Hambur-

ger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 2009, § 3 Rn. 65) und ihn im 

Rahmen des Binnenschifffahrtsrechts die 

gleiche Verantwortung wie den Schiffs-

eigner trifft. Deshalb ist anerkannt, dass 

die Bedeutung dieser Norm vor allem auf 

dem Gebiet der Passivlegitimation liegt, 

der Ausrüster soll sich seiner Verantwor-

tung nicht schon dadurch entziehen kön-

nen, dass er auf sein fehlendes Eigentum 

verweist (von Waldstein/Holland, Binnen-

schifffahrtsrecht, 5. Aufl., § 2 BinSchG Rn. 

2, 15; auch RabelBahnsen, Seehandels-

recht, 5. Aufl., § 477 HGB Rn. 2). Dies wird 

besonders deutlich in der Regelung von § 

92b BinSchG, die eine Haftung des 

Schiffseigners für schuldhaftes Verhalten 

der Besatzung anordnet, denn diese Haf-

tung soll auch den Ausrüster treffen, der 

ebenso wie der Schiffseigner für das Ver-

schulden der von ihm eingesetzten Besat-

zung haften soll. Die daneben bestehen-

de Rechtsposition des Eigentümers des 

Schiffes bleibt unberührt, dieser bleibt 

sowohl im Verhältnis zum Ausrüster als 

auch im Verhältnis zu Dritten allein verfü-

gungsberechtigter Eigentümer (von 

Waldstein/Holland, Binnenschifffahrts-

recht, 5. Aufl., § 2 BinSchG Rn. 18, 21), 

verliert also seine sich aus dem Eigentum 

ergebenden Befugnisse nicht; auch seine 

Haftung entfällt nicht vollständig (vgl. § 

5c Abs. 1 Nr. 1 BinSchG). Der Regelungs-

gehalt der Vorschrift beschränkt sich viel-

mehr auf die Gleichstellung des Ausrüs-

ters mit dem Schiffseigner im Sinne von 

§ 1 BinSchG, weshalb lediglich gesetzli-

che Regelungen betroffen sind, die an die 

Stellung als Schiffseigner anknüpfen (vgl. 

auch Ramming, Hamburger Handbuch 

zum Binnenschifffahrtsfrachtrecht, 1. Auf-

lage 2009, § 2 Rn. 65).

2.2.2 Dass Ansprüche des Eigentümers 

unberührt bleiben, entspricht auch der in 

der Rechtsprechung vertretenen Auffas-

sung. So hat die Berufungskammer der 

Zentralkommission im Urteil vom 

07.12.2015 (Az.: 504 Z 7/15) Ansprüche der 

Eignerin, die kraft Abtretung auf den füh-

renden Versicherer eines Konsortiums 

von Schiffsversicherern übergegangen 

sind, neben Ansprüchen, die dem Ausrüs-

ter zustehen, für berechtigt erachtet und 

damit die von der Beklagten befürwortete 

ausschließliche Befugnis des Ausrüsters, 

Ansprüche aus Eigentum geltend zu ma-

chen, verneint. Auch auf Schuldnerseite 

ist anerkannt, dass die Haftung als Aus-

rüster neben die Haftung als Eigner/Ei-

gentümer treten kann, die Haftung des 

Ausrüsters mithin die Haftung des Eig-

ners nicht ausschließt (Berufungskam-

mer der Zentralkommission Urteil vom 

25.10.2004 – 425 Z 5/04 -; Berufungskam-

mer der Zentralkommission Urteil vom 

07.12.2015 – 504 Z 7/15 -; Schiffahrtsober-

gericht Karlsruhe, Urt. v. 31.08.2009 – 22 

U 7/09 BSch -).

2.2.3 Die von der Beklagten angeführten 

Fundstellen in Rechtsprechung und Lite-

ratur tragen ihre Auffassung nicht: Dem 

Urteil der Berufungskammer der Zentral-

kommission für die Rheinschiffahrt vom 

18. März 2013 (Az. 473 Z 1/13) lässt sich 

nicht entnehmen, dass der Eigentümer 

eines Schiffes nicht mehr berechtigt ist, 

Schadensersatzansprüche aus der Verlet-

zung seines Eigentums gelten zu ma-

chen, mit dieser Frage befasst sich die 

Entscheidung überhaupt nicht. Insbeson-

dere kann dies nicht dem Umstand ent-

nommen werden, dass die Berufungs-

kammer der Zentralkommission Ansprü-

che des klagenden Ausrüsters auf der 

Grundlage einer Eigentumsverletzung 

erörtert hat (Berufungskammer der Zen-

tralkommission für die Rheinschiffahrt, 

Urteil vom 18. März 2013 –473 Z 1/13 – [ju-

ris Rn. 29 f.]), denn dies setzt nicht vo-

raus, dass der Eigentümer solche Ansprü-

che nicht mehr verfolgen kann, da ein Ne-

beneinander beider Befugnisse ohne 
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weiteres möglich ist. Auch der Formulie-

rung bei Ramming, „dem Ausrüster ste-

hen nach § 2 Abs. 1 BinSchG auch alle An-

sprüche eines Schiffseigners gegen Dritte 

zu“ (Hamburger Handbuch zum Binnen-

schifffahrtsfrachtrecht, 1. Auflage 2009, § 

2 Rn. 70), lässt sich nicht entnehmen, 

dass der Ausrüster den Eigentümer aus 

seiner Rechtsposition vollständig ver-

drängt und die aus Eigentum folgenden 

Schadensersatzansprüche ausschließlich 

dem Ausrüster zugewiesen werden, zu-

mal Schadensersatzansprüche nach § 823 

BGB nicht an die Eigenschaft als Schiffs-

eigner anknüpfen und der Eigentümer le-

diglich aus seiner Stellung als Schiffseig-

ner verdrängt wird (Ramming, Hambur-

ger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 2009, § 3 Rn. 65). Auch nach 

dieser Auffassung bleibt somit ein Ne-

beneinander von Ansprüchen des Eigen-

tümers und des Ausrüsters möglich. Das 

gleiche gilt für die Ausführungen bei von 

Waldstein/Holland (Binnenschifffahrts-

recht, 5. Aufl., § 2 BinSchG Rn. 15); der 

Umstand, dass der Ausrüster die Rechte 

eines Schiffseigners hat, bedeutet nicht, 

dass der Eigentümer seine Rechte verlo-

ren hat. Zwar hat, worauf die Beklagte 

hinweist, das Amtsgericht Hamburg mit 

Beschluss vom 15.03.2010 (Az.: 304 T 

50/09) die Auffassung vertreten, der Ei-

gentümer eines Schiffes könne grund-

sätzlich nicht neben dem Ausrüster Scha-

densersatz nach einem Schiffszusam-

menstoß geltend machen (HmbSchRZ 

2011,156), dies jedoch nicht begründet 

und die vom Amtsgericht Hamburg ange-

führte Fundstelle (jetzt Rabe/Bahnsen/

Bahnsen, Seehandelsrecht, 5. Aufl., § 477 

Rn. 21) belegt einen Ausschluss von An-

sprüchen des Eigentümers nicht. Denn 

dort ist lediglich ausgeführt, dass der 

Ausrüster alle Ansprüche aus der Verwen-

dung des Schiffes geltend machen könne 

und dass er Inhaber deliktischer Ansprü-

che auf Ersatz von Nutzungsausfall sei, 

nicht aber dass dem Eigentümer keine 

Ansprüche mehr zustehen. Auch die dort 

zitierten Entscheidungen belegen einen 

Ausschluss der Ansprüche des Eigentü-

mers nicht: Das OLG Düsseldorf (Urteil 

vom 27. November 2014 – 1–22 U 113/14 -) 

prüft lediglich Schadensersatzansprüche 

der dortigen Klägerin auf werkvertragli-

cher Grundlage gemäß §§ 634 Nr. 4, 280 

Abs. 1 BGB, ohne den Ausschluss von 

Schadenersatzansprüchen eines Eigentü-

mers eines Binnenschiffes auch nur anzu-

sprechen. Das gleiche gilt für die in der 

Kommentarfundstelle ebenfalls ange-

führten Entscheidungen der Berufungs-

kammer der Zentralkommission für die 

Rheinschiffahrt (Urteil vom 18. März 2013 

– 473 Z 1/13 -‚ juris) und des Rheinschif-

fahrtsgerichts St. Goar (Urteil vom 6. Ok-

tober 2011 – 4 C 4/11 BSchRh -) denn aus 

dem Umstand, dass in beiden Entschei-

dungen auf die Klage von Ausrüstern An-

sprüche aus § 823 Abs. 1 BGB geprüft 

werden, lässt sich lediglich herleiten, 

dass aufgrund der Gleichstellung des 

Ausrüsters mit dem Schiffseigner auch 

jenem solche Ansprüche zustehen sollen; 

Anhaltspunkte dafür, dass diesen Ent-

scheidungen zugleich zu entnehmen sein 

könnte, dass dem Eigentümer deshalb 

keine Ansprüche aus § 823 Abs. 1 BGB zu-

stehen, fehlen, zumal solche Ansprüche 

nicht geprüft wurden, dies deshalb auch 

nicht zu entscheiden war. Diese Frage 

wurde durch die Anerkennung der Be-

rechtigung des Ausrüsters zur Geltend-

machung von Schadensersatzansprüchen 

aus § 823 Abs. 1 BGB auch nicht mit ent-

schieden, denn das Gesetz hält Regelun-

gen für eine Mehrheit von Anspruchsin-

habern (Gläubigern) bereit (§§ 428 ff. 

BGB), sodass es rechtlich ohne weiteres 

möglich ist, einen Anspruch aus der (Sub-

stanz-) Verletzung des Eigentums sowohl 

dem Eigentümer als auch dem Ausrüster 

zuzuweisen.

Schließlich ergibt sich auch aus der Rege-

lung in § 5c Abs. 1 Nr. 1 BinSchG, dass 

der Eigentümer eines Schiffes nicht voll-

ständig aus seiner Rechtsposition ver-

drängt wird und sich die Gleichstellung in 

§ 2 Abs. 1 BinSchG auf die Sondervor-

schriften des Binnenschifffahrtsrechts be-

schränkt, denn diesem wird die dem 

Schiffseigner vorbehaltene Möglichkeit 

der Haftungsbeschränkung (§ 4 Abs. 1 

BinSchG) ebenfalls eingeräumt, er inso-

weit dem Schiffseigner gleichgestellt 

wird.

Angesichts dessen lässt sich der von der 

Beklagten postulierte Übergang der 

Schadensersatzansprüche aus der Verlet-

zung des Eigentums am FGKS „Thurgau 

Prestige“ auf den Ausrüster unter gleich-

zeitigem Ausschluss von Ansprüchen der 

Eigentümerin des Schiffes aus der gesetz-

lichen Regelung nicht herleiten, zumal ein 

solcher Ausschluss auch im Hinblick auf 

die verfassungsrechtliche Eigentumsga-

rantie aus Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG proble-

matisch wäre, da die Schadensersatzan-

sprüche aus Eigentum dem grundrechtli-

chen Schutz unterfallen (vgl. Dürig/Her-

zog/Scholz/Papier/Shirvani, 99. EL Sep-

tember 2022, GG Art. 14 Rn. 322) und ein 

aus § 2 Abs. 1 BinSchG hergeleiteter Ent-

zug dieser Rechtsposition den Anforde-

rungen an die Rechtfertigung als Bestim-

mung von Inhalt und Schranken aus Art. 

14 Abs. 1 Satz 2 GG kaum genügen dürf-

te, denn schutzwürdige Interessen, insbe-

sondere öffentliche Interessen, die einen 

derartigen Entzug der Eigentümerbefug-

nisse rechtfertigen könnten, sind nicht er-

sichtlich (vgl. zur Rechtfertigung einer In-

halts- und Schrankenbestimmung Dürig/

Herzog/Scholz/Papier/Shirvani, 99. EL 

September 2022, GG Art. 14 Rn. 422 ff.; 

Sachsl Wendt, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 14 

Rn. 70 if.).

3. Die Beklagte haftet der Klägerin zu 1 als 

Ausrüsterin (§ 2 Abs. 1 BinSchG) für die 

Beschädigung des Eigentums der Versi-

cherungsnehmerin der Klägerin zu 1 an 

dem zu Tal fahrenden FGKS „Thurgau 

Prestige“ nach §§ 823 Abs. 1 BGB bzw. §§ 

823 Abs. 2 BGB i. V. m. §§ 6.03, 6.01, 6.30, 

6.32 und 1.05 RheinSchPV, jeweils i. V. m. 

§§ 92 Abs. 1, 92b, 92d, 2 Abs. 1 BinSchG, 

wobei insoweit das Verschulden des an 

Bord TMS „Alukard“ tätigen Lotsen H 

dem Verschulden eines Besatzungsmit-

gliedes gleichsteht (§ 92d BinSchG). 

Grundlage der Haftung der Beklagten 

sind §§ 7 BinSchG, 823 Abs. 1 und 2 BGB, 

wobei die Verhaltenspflichten aus der 

Rheinschiffahrtspolizeiverordnung 

(RheinSchPV) Schutzgesetze im Sinne 

von § 823 Abs. 2 BGB sind (Rheinschif-

fahrtsobergericht Karlsruhe, Urteil vom 

25.01.2002 – U 3/01 RhSch – ZfB 2002, 

Sammlung Seite 1865 ff [juris Rn. 35]). 

Die Haftung ist nicht nach § 92a BinSchG 

ausgeschlossen, da der Zusammenstoß 

weder auf Zufall noch auf höherer Gewalt 

beruht.

3.1 Dass es zu einer Kollision zwischen 

dem FGKS „Thurgau Prestige“ und dem 

zu Berg fahrenden TMS „Alukard“ kam 

und dass dabei das FGKS „Thurgau Pres-

tige“ beschädigt und mithin das Eigen-

tum der Klägerin zu 2, der Versicherungs-

nehmerin der Klägerin zu 1, verletzt wur-

de, steht zu Recht außer Streit.

3.2 Maßgeblich für die Beurteilung, ob ein 

Sorgfaltsverstoß vorliegt, sind die Regeln 

über die Verhaltenspflichten beim Begeg-

nen gemäß §§ 6.03 und 6.04 RheinSchPV 

(die Ausnahmen hiervon sind hier nicht 

von Interesse), da die Kollision bei Rhein-

Kilometer 402,02 und mithin außerhalb 

eines Bereichs geregelter Begegnung (§ 

9.04 RheinSchPV) stattfand. Daraus ergibt 

sich, dass der Bergfahrer (hier: TMS „Alu-

kard“) dem Talfahrer (hier: FGKS „Thur-

gau Prestige“) den Weg zu weisen hatte 

und der Talfahrer diese Weisung befolgen 

musste, ungeachtet der Frage, ob die 

Kursweisung sachgemäß war und ob die-

se zeitiger hätte erfolgen können (vgl. 

BGH, Urteil vom 28,11.1988 – II ZR 28/88-, 

VersR 1989, 216). Erkennbare Missver-

ständnisse, die für die bevorstehende Be-

gegnung der Schiffe gefährlich werden 

können, sind unverzüglich aufzuklären 

(BGH, Urteil vom 09.11.1992 – II ZR 192/91 

– [juris Rn. 11]). Außerdem gilt, dass die 

Festlegung des Begegnungskurses durch 

einen Bergfahrer grundsätzlich nur für 

den jeweils nächsten Talfahrer gilt (BGH, 

Urteil vom 19.02.1973 – II ZR 35/71 – [juris 

Rn.23; zu Ausnahmen Rn. 24]). Der dem 

Talfahrer gewiesene Weg muss allerdings 

für die Begegnung geeignet sein (6.04 1. 

RheinSchPV) und der Bergfahrer muss 

zusätzliche Zeichen geben, wenn er be-

fürchten muss, dass der Talfahrer die Wei-

sung nicht erkannt hat oder beachtet (§ 
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6.04 4. RheinSchPV). Schließlich darf der 

Bergfahrer seinen Kurs nicht in einer Wei-

se ändern, die zu einem Zusammenstoß 

führen könnte (§ 6.03 3. RheinSchPV), er 

darf insbesondere den Kurs des Talfah-

rers nicht kreuzen (BGH, Urteil vom 

19.02.1968 – II ZR 167/65, VersR 1968, 550, 

551; Urteil vom 25.11.1968 – II ZR 151/67 -‚ 

VersR 1969, 323, 324). Schließlich gebie-

tet die allgemeine Sorgfaltspflicht eines 

Schiffers (§ 1.05 RheinSchPV), einen Kurs 

zu wählen, der zu einer kollisionsfreien 

Begegnung führt, auch wenn er mit der 

ursprünglichen Kursweisung in Wider-

spruch steht (BGH, Urteil vom 29.05.1972 

– II ZR 118/70 – [juris Rn. 10]).

Die Kursweisung des Bergfahrers muss 

der Talfahrer nur dann nicht gegen sich 

gelten lassen und befolgen, wenn dieser 

ihm keinen geeigneten Weg freigelassen 

hat (§ 6.04 1. RheinSchPV) oder besonde-

re Umstände eine Abweichung von der 

Kursweisung erlauben (§ 1.05 

RheinSchPV). Die Voraussetzungen, unter 

denen eine Abweichung von der Kurswei-

sung erlaubt ist, muss der Talfahrer be-

weisen (BGH, Urteil vom 28.11.1988 – II 

ZR 28/88 -‚ VersR 1989, 216). Diese grund-

sätzliche Beweislastverteilung gilt aber 

dann nicht mehr, wenn der Bergfahrer 

den Kurs des Talfahrers kreuzt und da-

durch die Gefahr eines Zusammenstoßes 

herbeiführt; in diesen Fällen obliegt es 

vielmehr dem Bergfahrer, sich zu entlas-

ten und nachzuweisen, dass er dennoch 

einen geeigneten Weg freigelassen hat 

(BGH, Urteil vom 19.02.1968 – II ZR 

167/65, VersR 1968, 550, 551; Urteil vom 

25.11.1968 – II ZR 151/67-, VersR 1969, 323, 

324).

Bei unsichtigem Wetter sind zudem die 

Vorgaben aus §§ 6.30, 6.32 RheinSchPV 

zu beachten, wonach anderen Fahrzeu-

gen die für die Sicherheit notwendigen 

Nachrichten zu geben sind (§ 6.30 2. Satz 

2 RheinSchPV); insbesondere ist, spätes-

tens sobald ein entgegenkommendes 

Fahrzeug auf dem Radarbildschirm er-

kennbar ist, mit diesem über Funk die 

Vorbeifahrt abzusprechen (§ 6.32 2. a) 

RheinSchPV).

3.3 Gegen diese Sorgfaltspflichten hat die 

Schiffsführung des TMS „Alukard“ in 

mehrfacher Weise verstoßen:

Dabei ist der Senat nach § 529 Abs. 1 ZPO 

an die Feststellungen des Rheinschif-

fahrtsgerichts gebunden, soweit keine 

konkreten Anhaltspunkte vorliegen, die 

Zweifel an der Richtigkeit und Vollstän-

digkeit der Tatsachenfeststellung begrün-

den und neue Feststellungen gebieten. 

Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit der 

Beweiswürdigung sind ein unrichtiges 

Beweismaß, Verstöße gegen Denk- und 

Naturgesetze oder allgemeine Erfah-

rungssätze, Widersprüche zwischen einer 

protokollierten Aussage und den Urteils-

gründen sowie Mängel der Darstellung 

des Meinungsbildungsprozesses wie Lü-

ckenhaftigkeit oder Widersprüche. Kon-

kreter Anhaltspunkt in diesem Sinn ist je-

der objektivierbare rechtliche oder tat-

sächliche Einwand gegen die erstinstanz-

lichen Feststellungen (BGH, Urteil vom 

18.10.2005 – VI ZR 270/04 – [juris Rn. 9]); 

bloß subjektive Zweifel, lediglich abstrak-

te Erwägungen oder Vermutungen der 

Unrichtigkeit ohne greifbare Anhalts-

punkte genügen nicht (BGH, Urteil vom 

08.06.2004 – VI ZR 230/03 – [juris Rn. 16]).

Die Beklagte hat Anhaltspunkte für die 

Fehlerhaftigkeit der Beweiswürdigung im 

obigen Sinne weder dargelegt noch sind 

solche ersichtlich. Insbesondere hat das 

Rheinschiffahrtsgericht sich im Einzelnen 

mit den Angaben der Parteien und den 

Aussagen der Zeugen auseinanderge-

setzt. Es hat dabei nachvollziehbar und 

überzeugend dargelegt, aus welchen 

Gründen es sich auf die Angaben der 

Zeugen L, G und Z stützt und den Anga-

ben des Zeugen H nicht zu folgen ver-

mochte. Die Beklagte versucht lediglich, 

diese Beweiswürdigung durch ihre zu er-

setzen. Dass eine Partei eines Rechts-

streits die erhobenen Beweise abwei-

chend von dem erkennenden Gericht, 

dessen Urteil sie angreift, würdigt, ist je-

doch nicht geeignet, Zweifel an der Rich-

tigkeit der Tatsachenfeststellung zu be-

gründen.

Im Einzelnen gilt folgendes:

3.3.1 Bei dem vorherrschenden unsichti-

gen Wetter musste die Schiffsführung des 

zu Berg fahrende TMS „Alukard“ mit dem 

zu talfahrenden FGKS „Thurgau Prestige“ 

die Vorbeifahrt über Sprechfunk (§ 6.32 2. 

c) RheinSchPV) absprechen, sobald letz-

teres auf dem Radarbild des TMS „Alu-

kard“ erkennbar war (§ 6.32 2. a) 

RheinSchPV). Dass zum Unfallzeitpunkt 

unsichtiges Wetter herrschte, steht nach 

den den Senat bindenden tatbestandli-

chen Feststellungen des Rheinschiff-

fahrtsgerichts fest (§ 314 ZPO), wonach 

Dunkelheit und Nebel mit Sichtweiten 

phasenweise von lediglich 100–150 m 

herrschte. Die – bestenfalls interessenge-

leiteten – Versuche der Beklagten, den in 

der Schifffahrt allgemein anerkannten 

und in seiner Bedeutung jedem geläufi-

gen Begriff des unsichtigen Wetters als 

völlig unklar und unbestimmt darzustel-

len, überzeugen nicht, zumal die Schiffs-

führung des TMS „Alukard“ noch nicht 

einmal ansatzweise zu erkennen gegeben 

hat, dass sie mit diesem Begriff und den 

daran anknüpfenden Verkehrsregeln der 

Rheinschifffahrtspolizeiverordnung nicht 

vertraut sein könnte. Im Übrigen könnte 

sie sich auf fehlende Kenntnisse der Ver-

kehrsregeln für die Rheinschifffahrt ohne-

hin nicht berufen.

3.3.1.1 Gegen diese Verpflichtung zur Er-

teilung einer Weisung für die Begegnung 

über Sprechfunk schon beim Erkennen 

des Talfahrers auf dem Radar hatte die 

Schiffsführung des TMS „Alukard“ schon 

nach dem eigenen Vortrag, bestätigt 

durch den Lotsen H, verstoßen. Denn die-

ser hat angegeben, beim Erkennen des 

talfahrenden FGKS „Thurgau Prestige“ 

keine Absprache über Funk mit diesem 

getroffen zu haben, er habe nichts über 

Funk gesagt und mit Thurgau nicht ge-

sprochen (Protokoll im Verklarungsver-

fahren 30 UR 111/20 vom 17.01 .2020, S. 10 

[AS 42]; ebenso schon im Strafverfahren, 

Protokoll der Hauptverhandlung vom 

05.10.202, S. 4 und 5 [AS 223 der Strafak-

te 50 Ds 404 Js 41974/19 BSch]). Damit hat 

er in gravierender Weise gegen seine 

Pflichten aus § 6.32 2. a) und c) 

RheinSchPV) verstoßen, seine Auffas-

sung, dies sei nicht nötig gewesen (Proto-

koll der Hauptverhandlung vom 

05.10.202, S. 4 [AS 223 der Strafakte 50 

Ds 404 J5 41974/19 BSch]), verkennt diese 

Sorgfaltsanforderungen grundlegend.

3.3.1.2 Angesichts dessen ist es nicht zu 

beanstanden, dass die Schiffsführung 

des FGKS „Thurgau Prestige“ das TMS 

„Alukard“ über Funk ansprach und die 

notwendige, aber pflichtwidrig unterblie-

bene Weisung für die Begegnung einfor-

derte; dies war angesichts des Pflichten-

verstoßes des TMS „Alukard“ nicht nur 

angezeigt, das FGKS „Thurgau Prestige“ 

war – was die Beklagte verkennt – sogar 

verpflichtet, die Weisung des Bergfahrers 

durch eine Anfrage einzuholen (§ 6.32 2. 

b) ReinSchPV). Dass sich das Rheinschiff-

fahrtsgericht aufgrund der Angaben der 

Zeugen L, N und G von einer auf Anfrage 

des FGKS „Thurgau Prestige“ zustande 

gekommenen Absprache über eine Be-

gegnung Steuerbord-Steuerbord über-

zeugt hat, ist nicht zu beanstanden, der 

Senat teilt diese Beweiswürdigung:

3.3.1.2.1 Der Zeuge L hat ausgesagt, er ha-

be das zweite (nach dem FGKS „Arosa 

Aqua“) zu Berg fahrende Schiff (= „TMS 

„Alukard“) angefragt, „das zweite Schiff 

auch Steuerbord, Steuerbord“, und darauf 

die Antwort erhalten, „Ja, Steuerbord, 

Steuerbord“, und die gleiche Frage nach 

der Diskussion zwischen dem FGKS „Aro-

sa Aqua“ und dem TMS „Alukard“ noch-

mals gestellt und wieder die gleiche Ant-

wort erhalten (Protokoll vom 17.01.2020 im 

Verklarungsverfahren 30 UR 111/20, S. 3 

[AS 35]). Dies wird bestätigt durch die An-

gaben des Zeugen N, der – ungeachtet sei-

ner eingeschränkten Deutschkenntnisse – 

ebenfalls von einer Äußerung Steuerbord-

Steuerbord berichtete und auch ein (von 

ihm so empfundenes) Streitgespräch mit 

dem zweiten Schiff bestätigte (Protokoll 

vom 17.01.2020 im Verklarungsverfahren 

30 UR 111/20, S. 7 [AS 39]). Schließlich be-

stätigte auch der Zeuge G eine Absprache 
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„für den zweiten Bergfahrer auch Steuer-

bord, Steuerbord“ (a. a. 0., S. 13 und 14 

[AS 45, 46]), wobei unerheblich ist, dass 

die Initiative zu dieser Absprache von dem 

FGKS „Thurgau Prestige“ ausging und die 

Anfrage nach einer Begegnung Steuer-

bord-Steuerbord lediglich bejaht wurde, 

denn auch die Bejahung einer Frage be-

treffend die Art und Weise der Begegnung 

ist eine Weisung im Sinne von §§ 6.32 2. 

c), 6.04 5. RheinSchPV.

3.3.1.2.2 Durchgreifende Bedenken gegen 

die Richtigkeit dieser Zeugenangaben 

werden von

der Beklagten nicht aufgezeigt. Zwar ver-

weist die Beklagte zutreffend darauf, dass 

nach den Angaben des Zeugen L dieser ei-

ne Begegnung Steuerbord-Steuerbord an-

fragte und TMS „Alukard“ dies lediglich 

bejahte, während nach den Angaben des 

Zeugen G TMS Alukard“ die Begegnung 

Steuerbord-Steuerbord anwies und dies 

von FGKS „Thurgau Prestige“ lediglich be-

stätigt wurde. Diese Abweichung ist je-

doch nicht so gewichtig, dass deshalb die 

übereinstimmende Aussage, eine Begeg-

nung Steuerbord-Steuerbord sei abge-

sprochen worden, zu bezweifeln sein 

könnte.

Ungeachtet der Frage, ob eine Begeg-

nung Backbord-Backbord problemlos 

möglich gewesen wäre (so die Einschät-

zung des Zeugen G, Protokoll vom 

17.01.2020 im Verklarungsverfahren 30 UR 

II 1/20, S. 15 [AS 47]), war in der konkre-

ten Situation eine Begegnung Steuer-

bord-Steuerbord ebenfalls möglich, was 

die Beklagte auch nicht in Abrede stellt. 

Berücksichtigt man weiter, dass der Berg-

fahrer dem Talfahrer lediglich einen ge-

eigneten (6.04 Abs. 1 RheinSchPV), nicht 

aber den besten und günstigsten Weg 

weisen muss, lassen sich in der konkre-

ten Begegnungssituation keine Anhalts-

punkte dafür finden, dass eine Absprache 

einer Begegnung Steuerbord-Steuerbord 

nicht stattgefunden hat. Dafür spricht 

vielmehr, dass der Zeuge H, wie noch zu 

zeigen sein wird, einen Funkverkehr mit 

dem Ergebnis einer Steuerbord-Steuer-

bord-Begegnung nicht in Abrede stellt, ei-

nen Funkverkehr diesen Inhalts letztlich 

sogar einräumt. Die Deutung der Beklag-

ten, es habe sich um eine erzwungene 

Begegnung Steuerbord-Steuerbord ge-

handelt, ist deshalb verfehlt.

Darauf, ob ein helles Funkellicht mit einer 

hellblauen Tafel gezeigt wurde (§ 6.04 3. 

a) RheinSchPV), kommt es ohnehin nicht 

an, weil bei dem hier gegebenen unsichti-

gen Wetter für die Weisung bei einer Be-

gegnung die Sonderregelung in § 6.32 2. 

a) RheinSchPV gilt, die Weisung mithin 

zwingend auf diesem Weg erteilt werden 

muss. Die Auffassung der Beklagten, 

maßgeblich sei die Regelung aus § 6.04 

RheinSchPV, überzeugt nicht; sie ver-

kennt die besonderen Vorgaben bei un-

sichtigem Wetter, zumal eine Weisung 

nach Maßgabe dieser Vorschrift bei 

schlechten Sichtverhältnissen mangels 

Erkennbarkeit eine gefahrlose Begeg-

nung ohnehin nicht gewährleisten könn-

te. Zudem verkennt die – anwaltlich ver-

tretene – Beklagte, dass – ungeachtet sei-

ner Ausfüllungsbedürftigkeit – der Begriff 

des unsichtigen Wetters in § 1.01 Nr. 27 

BinSchStrO definiert ist und jedem 

Schiffsführer und Lotsen bekannt sein 

muss, denn das Wissen um die Vorschrif-

ten für das Verhalten bei Sichteinschrän-

kungen gehört zu den essenziellen 

Grundlagen der für eine Schiffsführung 

erforderlichen Kenntnisse.

3.3.1.2.3 Soweit sich die Beklagte in die-

sem Zusammenhang auf die Angaben 

des Lotsen

H berufen will, überzeugt dies nicht. So 

hat der Zeuge eine derartige Absprache 

einer Begegnung Steuerbord-Steuerbord 

noch nicht einmal ausdrücklich verneint, 

er hat sich lediglich auf die Aussage be-

schränkt, er habe nichts über Funk ge-

sagt, er habe Thurgau nicht angespro-

chen (Protokoll der Vernehmung im Ver-

klarungsverfahren vom 17.01 .2020, Seite 

10 [AS 42]. „Er hat mich [Hervorhebung 

nur hier] auch nicht angesprochen“). 

Dem lässt sich aber lediglich entnehmen, 

dass der Zeuge nicht selbst auf die Anfra-

ge geantwortet hat, dass eine solche An-

frage mit der von den übrigen Zeugen ge-

schilderten Antwort tatsächlich – mit wel-

chem Mitglied der Besatzung des TMS 

„Alukard“ auch immer – stattgefunden 

hat, wird von ihm nicht, jedenfalls nicht 

ausdrücklich, in Abrede gestellt. Dazu 

passt im Übrigen die Aussage des Zeu-

gen G, der davon berichtet hat, dass die 

Funksprüche von dem TMS „Alukard“ 

von 2 verschiedenen Personen kamen 

(Protokoll vom 17.01 .2020 im Verkla-

rungsverfahren 30 UR II 1/20, S. 13 [AS 

45]). Die auf den Vorhalt, sie hätten doch 

beide gesagt Steuerbord-Steuerbord, ge-

machte Aussage des Zeugen H, er sei da-

von ausgegangen, dass damit die beiden 

Arosa-Schiffe gemeint gewesen seien 

(Protokoll der Vernehmung im Verkla-

rungsverfahren 30 UR 111/20 vom 17.01 

.2020, Seite 11 [AS 43]), lässt sich nur da-

hin verstehen, dass es die behauptete 

Äußerung zu einer Begegnung Steuer-

bord-Steuerbord für beide Schiffe tat-

sächlich gegeben hat, der Zeuge sie le-

diglich – warum auch immer – nicht auf 

die Begegnung des FGKS „Thurgau Pres-

tige“ mit dem TMS „Alukard“ bezogen 

haben will, was schon deshalb nicht über-

zeugt, weil ein Anlass, schon zu diesem 

Zeitpunkt eine Begegnung mit dem drit-

ten Bergfahrer, dem FGKS „Arosa Brava“, 

anstatt mit dem davor zu Berg fahrenden 

TMS „Alukard“ abzusprechen, nicht er-

kennbar ist, weshalb es in der konkreten 

Begegnungssituation mehr als nahe lag, 

dass sich die Absprache auf die Begeg-

nung mit dem TMS „Alukard“ bezog. Da-

mit fehlt es schon an der von der Beklag-

ten behaupteten ausdrücklichen Diskre-

panz zwischen den Angaben der Zeugen.

Zudem ist das Rheinschiffahrtsgericht zu 

Recht davon ausgegangen, dass auch auf-

grund der sonstigen Ungereimtheiten die 

Angaben des Zeugen H nicht hinreichend 

belastbar sind und ihnen deshalb nicht zu 

folgen ist: So soll das „Arosa Schiff“ ge-

sagt haben, da sei noch ein Schiff, das den 

Übergang linksrheinisch macht (a. a. 0., S. 

10 [AS 42]), was dann im weiteren Verlauf 

der Aussage dahin abgeschwächt wurde, 

das Schiff habe dies (lediglich) zu verste-

hen gegeben (a. a. 0., S. 11 [AS 43]), ohne 

dass der Zeuge auch nur ansatzweise er-

läutert, in welcher Weise dies geschehen 

sein soll. Der Aussage des Zeugen lässt 

sich auch kein plausibler Anlass für eine 

solche Aussage der Schiffsführung des 

FGKS „Arosa Aqua“ entnehmen, denn 

dieses hatte vor der Begegnung mit dem 

FGKS „Thurgau Prestige“ unstreitig kei-

nen Übergang nach linksrheinisch ge-

macht und dies vor der Begegnung mit 

FGKS „Thurgau Prestige“ auch nicht beab-

sichtigt. Auch lässt sich seiner Aussage 

nicht im Ansatz entnehmen, aufgrund 

welcher – zudem belastbarer – äußerer 

Anhaltspunkte der Zeuge H davon ausge-

gangen sein will, das FGKS „Thurgau 

Prestige“ werde zwischen ihnen (zwi-

schen „Arosa Aqua“ und „Alukard“) 

durchfahren (a. a. 0., S. 10 [AS 42]). Auffäl-

lig ist auch, dass der Lotse H auf den ge-

schilderten Vorhalt, sie hätten doch beide 

gesagt, Steuerbord-Steuerbord, diese 

Aussage nicht in Abrede gestellt, sondern 

sie lediglich nicht auf das TMS „Alukard“, 

sondern auf das zu bergfahrende weitere 

Arosa-Schiff bezogen haben will (a. a. 0., 

S. 11, AS 43). Damit hat er die von den 

Zeugen L und G geschilderte Äußerung 

bestätigt, auch soweit die Absprache 

Steuerbord-Steuerbord auf beide Schiffe 

bezogen war. Der Versuch des Zeugen H, 

dies auf das hinter der dem TMS „Alu-

kard“ zu Berg fahrende FGKS „Arosa Bra-

va“ zu beziehen, überzeugt – wie gezeigt – 

nicht, denn mit diesem stand noch keine 

Begegnung an; eine nachvollziehbare 

oder gar überzeugende Begründung da-

für, warum auf eine Weisung oder Abspra-

che mit der zuvor anstehenden Begeg-

nung mit dem TMS „Alukard“ verzichtet 

werden sollte, konnte er (und auch die Be-

klagte) nicht geben und ist auch nicht er-

sichtlich. Es spricht alles dafür, dass die-

ser Erklärungsversuch des Zeugen H al-

lein dazu diente, sein Verhalten im Nach-

hinein zu rechtfertigen. Schließlich wer-

den die Angaben des Lotsen H, er sei an 

das linksrheinische Ufer gefahren und 

dort auch geblieben (a. a. 0., S. 12, AS 44), 

durch die Auswertungen widerlegt, die ei-

ne Position des TMS „Alukard“ bei der 

Annäherung allenfalls nahe der Mitte mit 
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der Fahrrinne zeigen (so auch der Zeuge 

G, a. a. 0., S. 14, AS 46) und eine Rich-

tungsänderung zum linksrheinischen Ufer 

erst danach stattfand. Eine Position des 

TMS „Alukard“ etwa in der Mitte der Fahr-

rinne wird auch durch das von der Beklag-

ten im 1. Rechtszug vorgelegte Gutachten 

bestätigt, das während des Überholvor-

gangs durch das FGKS „Arosa Aqua“ ei-

nen Abstand des TMS „Alukard“ vom lin-

ken Rand der Fahrrinne von ca. 45,70 m 

(Gutachten S. 48) ausweist, der danach 

dann von 34,27 m über 31,41 m auf ca. 20 

m reduziert wurde (a. a. 0., S. 51 f.).

Nur der Vollständigkeit halber ist darauf 

hinzuweisen, dass es unerheblich ist, ob 

ein Besatzungsmitglied des TMS „Alu-

kard“ oder der Zeuge H die Anfrage des 

FGKS „Thurgau Prestige“ beantwortet 

hat, weil die Beklagte sowohl für jedes 

Besatzungsmitglied (§§ 3, 92b i. V. m. § 2 

Abs. 1 BinSchG) als auch für den als Lot-

sen tätigen Zeugen H (§§ 3, 92b, 92d i. V. 

m. § 2 Abs. 1 BinSchG) haftet.

3.3.1.3  Die in dieser Weise zustande ge-

kommene Absprache über die Begeg-

nung (Weisung) musste das FGKS „Thur-

gau Prestige“ befolgen, sodass es sich 

auf eine Begegnung Steuerbord-Steuer-

bord einzurichten hatte und darauf ver-

trauen durfte, dass die Begegnung so wie 

abgesprochen auch tatsächlich durchge-

führt wird. Dies bedeutet, dass das zu 

Berg fahrende TMS „Alukard“ dem Tal-

fahrer den ihm gewiesenen Weg auch 

freihalten musste, d. h., es musste dem 

Talfahrer einen für die Begegnung Steu-

erbord-Steuerbord geeigneten Weg zur 

Verfügung stellen.

Dass der gewiesene Weg zur Begegnung 

Steuerbord-Steuerbord für das FGKS 

„Thurgau Prestige“ zum Zeitpunkt der 

Weisung geeignet gewesen ist, stellt die 

Beklagte nicht in Abrede (vgl. Klageerwi-

derung S. 13 [AS 1 59]; ebenso das von 

der Beklagten vorgelegte Gutachten S. 

113. Die Videoaufzeichnungen (.....) doku-

mentieren, dass auch für eine Steuer-

bord/Steuerbord Begegnung ausreichen-

der Raum für FKS „Thurgau Prestige“ – 

bei völliger Ausnutzung der Fahrrinne – 

zur Verfügung stand.“). Zwischen dem zu-

nächst ungefähr in der Mitte der Fahrrin-

ne bergauf fahrenden TMS „Alukard“ und 

dem linksrheinischen Ufer war ausrei-

chend Platz, um dem talfahrenden FGKS 

„Thurgau Prestige“ eine gefahrlose Pas-

sage an Steuerbord des TMS „Alukard“ 

zu ermöglichen, wenn der Bergfahrer 

pflichtgemäß seinen Kurs beibehalten 

hätte. Daran hat es die Schiffsführung des 

TMS „Alukard“ fehlen lassen und hier-

durch die Kollision verursacht. Darauf, ob 

ein anderer Weg für eine Begegnung bes-

ser geeignet und/oder günstiger gewe-

sen wäre, kommt es nicht an.

3.3.2 Zwar ist zwischen den Parteien im 

Grundsatz unstreitig, dass der Zeuge H zu 

einem späteren Zeitpunkt „Backbord-

Backbord“ gerufen hat (Protokoll im Ver-

klarungsverfahren 30 UR 111/20 vom 

17.01.2020, S. 11 AS 43) und damit eine 

Weisung zur Begegnung Backbord-Back-

bord gegeben hat, so dass sich die Frage 

der Beweislast für diese Behauptung (vgl. 

dazu BGH, Urteil vom 16. Dezember 1968 

– 11 ZR 141/67 – [juris Rn. 24]) hier nicht 

stellt.

3.3.2.1 Die Erteilung einer (neuen) Wei-

sung ist nicht schon deshalb ausge-

schlossen, weil der Bergfahrer in Schräg-

fahrt einen Uferwechsel vornehmen will, 

mithin seine Fahrlinie ändern möchte 

(BGH, Urteil vom 26. Oktober 1970 – II ZR 

125/69 – [juris Rn. 18, 19]). Eine solche Än-

derung einer bereits erteilten Weisung 

wäre – ohne dass es einer grundsätzli-

chen Entscheidung darüber bedarf, ob ei-

ne bereits erteilte Weisung nachträglich 

noch geändert werden kann, obwohl § 

6.32 2. a) RheinSchPV den Zeitpunkt für 

die Absprache auf den Augenblick des 

Bemerkens festlegt – jedoch allenfalls 

dann möglich, wenn zu diesem Zeitpunkt 

noch die Voraussetzungen § 6.04 1. 

RheinSchPV gegeben wären, mithin der 

neu gewiesene Weg geeignet wäre. Dies 

setzt voraus, dass unter Berücksichtigung 

der örtlichen Umstände und des übrigen 

Verkehrs noch die Möglichkeit einer Be-

gegnung Backbord-Backbord gegeben 

und insbesondere noch hinreichender 

Raum für eine solche Vorbeifahrt vorhan-

den war (§ 6.03 1. RheinSchPV) und nach 

den konkreten Umständen die Begeg-

nung des Bergfahrers mit dem Talfahrer 

an dieser Stelle trotz des dafür notwendi-

gen Wechsels des FGKS „Thurgau Presti-

ge“ vom linksrheinischen Ufer in Rich-

tung des rechtsrheinischen Ufers ohne 

Risiko für die beteiligten Schiffe möglich 

gewesen wäre (BGH, Urteil vom 17. De-

zember 1973 – II ZR 41/72 – [juris Rn. 11]; 

Rheinschiffahrtsobergericht Köln, Urteil 

vom 20.03.2018–3 U 209/13 BSchRh – [ju-

ris Rn. 18 und 53]; Bemm/v. Waldstein 

a.a.O. § 6.03 Rn. 18); es darf insbesondere 

in einer Stromkrümmung keine Gefah-

renlage entstehen (Berufungskammer 

der Zentralkommission für die Rhein-

schiffahrt, Urteil vom 02. September 1992 

– 258 Z 7/92 – [juris Rn. 46]).

Auch trägt grundsätzlich der Talfahrer die 

Beweislast dafür, dass die Kursweisung 

für eine Begegnung Backbord-Backbord 

erst so spät erfolgte, dass eine solche Be-

gegnung nicht mehr durchführbar, der 

gewiesene Weg nicht geeignet war (BGH, 

Urteil vom 28. November 1988 – II ZR 

28/88 – [juris Rn. 9, 10]; Berufungskam-

mer der Zentralkommission für die 

Rheinschiffahrt, Urteil vom 31. Oktober 

2019— 519 Z 3/19—, BinSchiff 2020, Nr. 1, 

64, 65; Urteil vom 18. September 2013 – 

479 Z 7/13 -‚ BinSchiff 2014 Nr. 8, 70, 71). 

Diese Beweislastverteilung gilt jedoch 

dann nicht mehr, wenn der Bergfahrer in 

der Annäherung seinen Kurs so ändert, 

dass die Gefahr eines Zusammenstoßes 

entstehen kann (§ 6.03 3. RheinSchPV). In 

solchen Fällen obliegt es vielmehr dem 

seinen Kurs ändernden Fahrzeug darzule-

gen und zu beweisen, dass die Kursände-

rung zulässig war, also zu einem Zeit-

punkt und in einer Entfernung stattfand, 

dass die Gefahr einer Kollision nicht be-

stand (BGH, Urteil vom 19.02.1968 – II ZR 

167/65, VersR 1968, 550, 551).

3.3.2.2 Ob die Klägerinnen den Nachweis, 

dass zum Zeitpunkt der Weisung einer 

Begegnung Backbord-Backbord kein ge-

eigneter Weg dazu zur Verfügung stand, 

geführt haben oder ob die Beklagte nach-

weisen muss, dass der gewiesene Weg 

für eine Begegnung Backbor-Backbord zu 

diesem Zeitpunkt (noch) geeignet war, 

bedarf keiner Entscheidung. Denn die zur 

Haftung der Beklagten führenden Sorg-

faltspflichtverletzungen ergeben sich – 

wie im Folgenden zu zeigen sein wird – 

schon aus anderen Verstößen gegen die 

Verkehrsregeln der Rheinschiffahrtspoli-

zeiverordnung. Deshalb bedarf es auch 

keiner weiteren Aufklärung, ob die Wei-

sung, die auch nach der Auffassung der 

von der Beklagten beauftragten Sachver-

ständigen erst spät erfolgte (Gutachten 

der Sachverständigen D, S. 112), nämlich 

erst 14 Sekunden vor der Kollision bei ei-

nem Abstand der beiden Schiffe zueinan-

der von nur (max.) 106,556 m (a. a. 0., S. 

113/114), zu spät war, um eine gefahrlose 

Begegnung Backbord-Backbord zu er-

möglichen, wenngleich schon die Tatsa-

che, dass eine Sekundenrechnung ange-

stellt werden muss, daraufhin deutet, 

dass die Möglichkeit der Gefahr eines Zu-

sammenstoßes nicht ausgeschlossen 

werden konnte (BGH, Urteil vom 

19.02.1968 – II ZR 167/65 -‚ VersR 1968, 

550, 551); ein Sachverständigengutach-

ten zu dieser Frage ist aus diesem Grund 

nicht zu einzuholen.

Die Rüge der Beklagten, sie habe vorge-

tragen und unter Sachverständigenbe-

weis gestellt, dass die Weisung der Back-

bord-Backbord-Begegnung nautisch sinn-

voll gewesen sei (Berufungsbegründung 

Seite 6 [AS/Il 21]), ist ohnehin unerheb-

lich und würde nicht zur Einholung eines 

Sachverständigengutachtens nötigen. 

Selbst wenn eine Begegnung Backbord-

Backbord nautisch sinnvoll gewesen wä-

re, hätte dies die Schiffsführung des TMS 

„Alukard“ nicht von ihrer Verpflichtung 

zur Einhaltung der Sorgfaltsregeln der 

Rheinschiffahrtspolizeiverordnung für 

den Begegnungsverkehr entbunden 

(BGH, Urteil vom 19.02.1968 – II ZR 167/65 

-‚ VersR 1968, 550; Zentralkommission für 

die Rheinschiffahrt, Urteil vom 10. Juni 

1998 – 374 Z 7/98 – [juris Rn. 56]; Urteil 
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vom 25. Oktober 2004–426 Z – 6/04 – [ju-

ris Rn. 19]; Rheinschiffahrtsobergericht 

Karlsruhe, Urteil vom 25. Januar 2002 – U 

3/01 RhSch – [juris Rn. 38]).

3.3.4 Der Bergfahrer darf seinen Kurs 

nicht in einer Weise ändern, die zu einem 

Zusammenstoß führen könnte (§ 6.03 3. 

RheinSchPV), er darf insbesondere den 

Kurs des Talfahrers nicht kreuzen (BGH, 

Urteil vom 19.02.1968 – II ZR 167/65, 

VersR 1968, 550, 551; Urteil vom 

25.11.1968 – II ZR 151/67 -‚ VersR 1969, 

323, 324). Gegen diese Grundregel des 

Begegnungsverkehrs hat die Schiffsfüh-

rung des TMS „Alukard“ verstoßen.

3.3.4.1 Da der Bergfahrer TMS „Alukard“ 

in der Mitte der Fahrrinne und das zu Tal 

fahrende FGKS „Thurgau Prestige‘ links-

rheinisch fuhren, schlossen ihre Kurse die 

Gefahr eines Zusammenstoßes aus. Das 

TMS „Alukard“ änderte seinen Kurs, als 

es sich anschickte, den Übergang zum lin-

ken Ufer zu machen. Aufgrund dieser 

Kursänderung entstand die Gefahr eines 

Zusammenstoßes. Die gesetzliche Rege-

lung will verhindern, dass ein Fahrzeug 

den Kurs eines anderen Fahrzeuges 

schneidet und hierdurch eine Kollisions-

gefahr entstehen kann. Eine solche Ge-

fahr kann insbesondere dann entstehen, 

wenn ein Fahrzeug in nicht ausreichender 

Entfernung von dem Gegenfahrer dessen 

Kurs kreuzt. Kommt es zu einem Zusam-

menstoß, so muss das den Kurs ändern-

de Fahrzeug beweisen, dass durch die 

Kursänderung keine Gefahr entstehen 

konnte; denn nur unter dieser Vorausset-

zung ist die Kursänderung erlaubt. Das 

Gesetz stellt für das Verbot der Kursände-

rung nicht darauf ab, ob eine Kollisions-

gefahr tatsächlich besteht, sondern da-

rauf, ob das Entstehen einer solchen Ge-

fahr möglich ist. Im Interesse der Ver-

kehrssicherheit ist es daher geboten, 

strenge Anforderungen an die Vorausset-

zungen zu stellen, unter denen die Kurs-

änderung zulässig ist (BGH, Urteil vom 

19.02.1968 – II ZR 167/65, VersR 1968, 550, 

551 unter II.). Durch eine Kursänderung, 

die zur Kollision führen konnte, weil das 

TMS „Alukard“ seine Fahrlinie in Rich-

tung des FGKS „Thurgau Prestige“ an das 

linksrheinische Ufer verlegte, also einen 

Kurs einschlug, der auf das FGKS „Thur-

gau Prestige“ zuführte, hat der Zeuge H 

seine Sorgfaltspflichten in erheblichem 

Maße verletzt (BGH, Urteil vom 19. Febru-

ar 1973 – II ZR 35/71 – [juris Rn. 17]).

3.3.4.2 Diese Kursänderung steht schon 

auf der Grundlage der Aussage des Zeu-

gen H fest, denn er hat nach eigenen An-

gaben das Schiff „permanent nach Back-

bord gefahren“ (Protokoll der Verneh-

mung im Verklarungsverfahren 30 UR II 

1/20vom 17.01.2020, Seite 11 [AS 42]), wo-

bei nach den Erläuterungen des Zeugen 

zu seinem Sprachgebrauch der Begriff 

„Backbord“ tatsächlich eine Schiffsbewe-

gungen nach Steuerbord und mithin zum 

linksrheinischen Ufer beschreibt, obwohl 

das Tal fahrende FGKS „Thurgau Presti-

ge“ sich weiterhin am linksrheinischen 

Ufer hielt, was er auch erkannt hatte, wie 

sich aus der Aussage des Zeugen H, 

„Thurgau hat permanent auf uns zuge-

steuert“ (a. a. 0., S. 11 [AS 42]) ergibt, 

wenngleich diese Aussage zu verschlei-

ern sucht, dass das TMS „Alukard“ seine 

Fahrlinie von der Fahrrinnenmitte ans 

linksrheinischen Ufer verlegt hat, sodass 

tatsächlich dieses auf das FGKS „Thurgau 

Prestige“ zufuhr und nicht umgekehrt.

3.3.4.3 Diese Aussage wird durch das von 

der Beklagten eingeholte Gutachten der 

Sachverständigen D bestätigt. Als das 

TMS „Alukard“ vom FGKS „Arosa Aqua“ 

überholt wurde, betrug der Abstand des 

TMS „Alukard“ vom linken Rand der 

Fahrrinne 39,98 m (Gutachten S. 47 [AS 

136]). Danach erhöhte das TMS „Alukard“ 

den Abstand zum linken Rand der Fahr-

rinne auf 45,70 m (Gutachten S. 48 [AS 

136R]), um ihn dann wieder auf 34,27 m 

(Gutachten S. 49 und 51 [AS 137 und 

138]) und weiter bis zu einem Abstand 

von 11,43 m (Gutachten S. 54 [AS 139R]) 

zu verringern. Während dieser Zeit be-

hielt das FGKS „Thurgau Prestige“ eine 

Fahrlinie am linksrheinischen Ufer bei 

(schwarze Linie, Gutachten S. 42 [AS 

133R]), während sich das TMS „Alukard“ 

in Richtung linksrheinisches Ufer beweg-

te (a. a. 0., rote Linie).

Als das TMS „Alukard“ seinen Abstand 

zum linksrheinischen Ufer von zunächst 

45,70 m verringerte, war die Begegnung 

Steuerbord-Steuerbord mit dem FGKS 

„Thurgau Prestige“ bereits abgespro-

chen, denn diese erfolgte schon, als sich 

die „beiden Schiffe im Bild nebeneinan-

der“ (Zeuge L, Protokoll vom 17.01 .2020 

im Verklarungsverfahren 30 UR 111/20, S. 

3 [AS 35]) zeigten. Das TMS „Alukard“ 

hätte deshalb seinen Kurs nicht in Wider-

spruch zu dieser Absprache ändern und 

zum linksrheinischen Ufer fahren dürfen. 

Diese Kursänderung in die Fahrlinie das 

FGKS „Thurgau Prestige‘ stellt einen Ver-

stoß gegen § 6.03 3. RheinSchPV dar.

Der offensichtlich interessengeleitete Ver-

such der Beklagten, diese – schon durch 

das von der Beklagten selbst vorgelegte 

Sachverständigengutachten zweifelsfrei 

belegte – Verlegung des Kurses des TMS 

„Alukard“ in Richtung des linksrheini-

schen Ufers als „Beibehaltung des Kur-

ses“ zu qualifizieren (z. B. Berufungsbe-

gründung Seite 2, AS/Il 17, S. 18 f. [AS/11 

32 f.]), hält einer Prüfung auf der Grundla-

ge der tatsächlichen Schiffsbewegungen 

nicht stand. Das gleiche gilt für den eben-

falls offensichtlich interessengeleiteten, 

aber untauglichen Versuch, die Beibehal-

tung der Fahrlinie am linksrheinischen 

Ufer durch das FGKS „Thurgau Prestige“ 

als Kursänderung zu qualifizieren.

Im Übrigen gebietet schon die allgemei-

ne Sorgfaltspflicht eines Schiffers (§ 1.05 

RheinSchPV), einen Kurs zu wählen, der 

zu einer kollisionsfreien Begegnung 

führt, auch wenn er mit der ursprüngli-

chen Kursweisung in Widerspruch steht 

(BGH, Urteil vom 29.05.1972 – II ZR 118/70 

– [juris Rn. 10]). Auch deshalb hätte die 

Schiffsführung des TMS „Alukard“ darauf 

verzichten müssen, von einer Position un-

gefähr in der Mitte der Fahrrinne an das 

linksrheinische Ufer und damit in die 

Fahrlinie des FGKS „Thurgau Prestige“ zu 

wechseln.

3.3.5 Schließlich hat die Schiffsführung des 

TMS „Alukard“ und insbesondere der Lot-

se H auch gegen § 6.044. RheinSchPV ver-

stoßen, denn der Bergfahrer muss reagie-

ren, wenn er befürchten muss, dass der 

Talfahrer die Weisung nicht erkannt hat 

oder beachtet (BGH, Urteil vom 26. Okto-

ber 1970 – II ZR 125/69 – [juris n. 24]; Urteil 

vom 09. November 1992 – II ZR 192/91 – 

[juris Rn. 11]; Berufungskammer der Zen-

tralkommission für die Rheinschiffahrt, Ur-

teil vom 29. Dezember 2014 – 495 BZ 6/14 

-‚ BinSchiff 2015, Nr. 4, 72; Berufungskam-

mer der Zentralkommission für die Rhein-

schiffahrt, Urteil vom 18. Juni 2015 –497 Z 

4/15 -‚ BinSchiff 2015, Nr. 7, 86, 87; Rhein-

schiffahrtsobergericht Karlsruhe, Urteil 

vom 29. Juni 1994 – U 13/92 RhSch -‚ NZV 

1996, 72, 74). Das gleiche muss gelten, 

wenn – folgte man den Angaben des Zeu-

gen H – dessen „Erwartung“ einer Begeg-

nung Backbord-Backbord sich als falsch 

oder zumindest zweifelhaft erweist. Des-

halb hätte die Schiffsführung des TMS 

„Alukard“, als sie erkannte, dass das FGKS 

„Thurgau Prestige“ die Talfahrt am links-

rheinischen Ufer fortsetzt, darauf reagie-

ren müssen, weil erkennbare Missver-

ständnisse, die für die bevorstehende Be-

gegnung der Schiffe gefährlich werden 

können, unverzüglich aufzuklären sind. 

Diesen Sorgfaltsanforderungen hat die 

Schiffsführung des TMS „Alukard“ nicht 

genügt. Denn sie konnte aufgrund der auf 

dem Radar sichtbaren Fahrlinie des FGKS 

„Thurgau Prestige“ linksrheinisch am 

Rand des Fahrwassers, die dieses wäh-

rend des gesamten Annäherungsvor-

gangs beibehielt und zudem noch weiter 

nach linksrheinisch auswich, erkennen, 

dass die – ohnehin durch nichts gerecht-

fertigte – Annahme, dieses werde zwi-

schen dem bergfahrenden „Arosa Aqua“ 

und dem TMS „Alukard“ durchfahren, die-

ses mithin Backbord-Backbord passieren, 

falsch war. Ein Talfahrer, der wie FGKS 

„Thurgau Prestige“ beständig den links-

rheinischen Rand der Fahrrinne anhält 

und an seiner Steuerbordseite ausreichen-

den Raum für die Begegnung mit der 

Bergfahrt lässt (vgl. die Angaben zum Ab-

stand von linksrheinischen Ufer in dem 

von der Beklagten vorgelegten Gutachten, 

(Sammlung Seite 2867)
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S. 47 ff. {AS 136 ff.]), hat seinen Kurs – für 

die Bergfahrt offensichtlich – nicht auf eine 

Begegnung Backbord an Backbord ausge-

richtet. TMS „Alukard“ hätte deshalb un-

verzüglich und deutlich früher auf die von 

ihm beabsichtigte Begegnung Backbord-

Backbord hinweisen müssen, was schon 

nach den Angaben des Lotsen H nicht ge-

schehen ist; spätestens nachdem dieser 

gesehen hatte, dass das FGKS „Thurgau 

Prestige“ ein Blinklicht zeigt (Protokoll der 

Hauptverhandlung vom 05.10.202, S. 6 

[AS 225 der Strafakte 50 Ds 404 J5 

41974/19 BSch] und Protokoll der Verneh-

mung im Verklarungsverfahren 30 UR 

111/20 vom 17.01 .2020, Seite 10 [AS 42]: 

„Er hatte einen Blinker gesetzt. Mit Blinker 

meine ich blaue Tafel.“), das übliche Zei-

chen für eine Begegnung Steuerbord-

Steuerbord (vgl. § 6.04. 3. a) RheinSchPV), 

hätte sofort und eindeutig reagiert werden 

müssen (BGH, Urteil vom 09. November 

1992–11 ZR 192/91 – [juris Rn. 11, 13]; Beru-

fungskammer der Zentralkommission für 

die Rheinschiffahrt, Urteil vom 29. Dezem-

ber 2014 – 495 BZ 6/14 -‚ BinSchiff 2015, Nr. 

4, 72, 73; Urteil vom 18. Juni 2015 – 497 Z 

4/15 – BinSchiff 2015, Nr. 7, 86/87; Rhein-

schiffahrtsobergericht Karlsruhe, Urteil 

vom 29. Juni 1994 – U 13/92 RhSch -‚ NZV 

1996, 72, 74), weil sich daraus zumindest 

gewichtige Zweifel an einer Begegnung 

Backbord-Backbord ergaben. Statt der zu 

fordernden eindeutigen, jeden Zweifel 

ausschließenden Reaktion ergibt sich aus 

der Aussage des Zeugen H, dass er den 

Kurs des FGKS „Thurgau Prestige“ (ledig-

lich) weiter beobachtet und „gerufen“ hat 

(,‚Ich habe gesehen, dass das Thurgau 

Prestige eine Geschwindigkeit von 20 bis 

22 km/h gefahren ist. Das konnte ich im 

GPS sehen. Thurgau hat permanent auf 

uns zugesteuert, ich habe dann permanent 

begonnen, Backbord, Backbord zu rufen, 

ohne einen Namen zu nennen“; Protokoll 

der Vernehmung im Verklarungsverfahren 

30 UR 111/20 vom 17.01.2020, Seite 10/11 

[AS 42/43]), wobei nach der Aussage of-

fenbleibt, wann die Rufe „Backbord, Back-

bord“ tatsächlich erfolgt sind. Die gebote-

ne Reaktion auf diese Erkenntnis, das Un-

terlassen weiterer Kursänderung in Rich-

tung des Talfahrers, unterblieb jedoch. Ver-

lässt der Bergfahrer einen objektiv für die 

Begegnung geeigneten Weg und nähert 

sich dem Talfahrer, liegt darin ein Verstoß 

gegen das Kursänderungsverbot des § 

6.03 Nr. 3 RheinSchPV (so zu Recht Rhein-

schiffahrtsobergericht Köln, Urt. v. 

19.12.2006 – 3 U 124/06 BSch -‚ OLGR Köln 

2007, 272, 273 zum umgekehrten Fall der 

Kursänderung des Talfahrers).

Im Übrigen hätte der Zeuge H bereits auf-

grund des mitgehörten Funkverkehrs und 

der sich daraus ergebenden 2-maligen 

(,‚beide“) Absprache einer Begegnung 

Steuerbord-Steuerbord auf die von ihm 

beabsichtigte Begegnung Backbord-Back-

bord hinweisen müssen (Rheinschif-

fahrtsobergericht Karlsruhe, Urteil vom 

29. Juni 1994 – U 13/92 RhSch -‚ NVZ 

1996,72, 73), zumal – wie bereits gezeigt – 

dessen Deutung des Funkverkehrs ohne-

hin nicht überzeugt und vor dem Hinter-

grund der Verkehrssituation einer tragfä-

higen Grundlage entbehrt.

3.3.6 Nur der Vollständigkeit halber ist an-

zuführen, dass der Zeuge H auch gegen 

die allgemeine Sorgfaltspflicht aus § 1.04 

RheinSchPV verstoßen hat. Denn jeden-

falls zu dem Zeitpunkt, als aufgrund der 

eingehaltenen Kurse die konkrete Gefahr 

einer Kollision erkennbar war, gebot es 

die allgemeine Sorgfaltspflicht eines 

Schiffers, einen Kurs zu wählen, der zu ei-

ner kollisionsfreien Begegnung führt, 

auch wenn er mit der Kursweisung in Wi-

derspruch steht (BGH, Urteil vom 29. Mai 

1972–11 ZR 118/70 – [juris Rn. 10]), wes-

halb es an dieser Stelle nicht darauf an-

kommt, ob die Kursweisung einer Begeg-

nung Backbord-Backbord rechtzeitig er-

folgte und von dem FGKS „Thurgau Pres-

tige“ zu beachten war. Aus der allgemei-

nen Sorgfaltspflicht der Schiffsführer 

folgt, dass sie vor allem gehalten sind, 

gegenseitige Beschädigungen der Fahr-

zeuge zu vermeiden (BGH, Urteil vom 

22.01.1976 – II ZR 71/74-, VersR 1976, 487). 

Deshalb würde es die Schiffsführung des 

TMS „Alukard“ selbst dann nicht von der 

Einhaltung der Sorgfaltspflichten aus § 

1.04 RheinSchPV entbinden, wenn von ei-

ner ordnungsgemäßen Weisung einer 

Begegnung Backbord-Backbord auszuge-

hen wäre. Denn wer durch zumutbare 

Sorgfalt ein Risiko vermeiden kann, muss 

auf die Befolgung einer solchen Weisung 

verzichten, wenn deren Durchsetzung mit 

Sicherheit andere in Gefahr bringt. Des-

halb ist bei sämtlichen Manövern mit vo-

rausschauender Umsicht zu verfahren 

und stets ist der Weg zu wählen, der das 

geringere Risiko birgt (Rheinschiffahrts-

obergericht Köln, Urteil vom 08. Juni 

2017–3 U 121/16 BSchRh – [juris Rn. 32]), 

dies ungeachtet einer früheren Kurswei-

sung (BGH, Urteil vom 29. Mai 1972– II ZR 

118/70 – [juris Rn. 10]). Die Schiffsführung 

des TMS „Alukard“ hatte alle Maßnah-

men zu ergreifen, welche die allgemeine 

Sorgfaltspflicht gebot, um die Gefähr-

dung von Menschenleben sowie die Be-

schädigung anderer Fahrzeuge zu ver-

meiden (Rheinschiffahrtsobergericht 

Karlsruhe, Urteil vom 29. Juni 1994 – U 

13/92 RhSch -‚ NZV 1996, 72, 73). Dies 

konnte ohne weiteres dadurch gesche-

hen, dass auf die Fortsetzung eines Kur-

ses in Richtung des linksrheinischen 

Ufers verzichtet wurde und TMS „Alu-

kard“ sich weiterhin mehr in der Mitte 

der Fahrrinne hielt. Stattdessen hat die 

Schiffsführung des TMS „Alukard“ gegen 

diese allgemeine Sorgfaltspflicht grob 

schuldhaft verstoßen, indem sie bis kurz 

vor der Kollision mit unverminderter Ge-

schwindigkeit auf den Bereich zufuhr, in 

dem die Kurse beider Fahrzeuge sich tra-

fen (vgl. Berufungskammer der Zentral-

kommission für die Rheinschiffahrt, Urteil 

vom 18. Juni 2015 – 497 Z – 4/15-, Bin-

Schiff 2015, Nr. 7, 86, 87]), mithin auf Kolli-

sionskurs ging.

3.3.7 Ohne Bedeutung ist in diesem Zu-

sammenhang, dass im Bereich der späte-

ren Unfallstelle ein Übergang der Berg-

fahrer an das linksrheinische Ufer üblich 

ist, denn die Schifffahrtsüblichkeit von 

Kursen entband die Schiffsführung des 

TMS „Alukard“ nicht von ihrer Verpflich-

tung zur Einhaltung der vorgenannten 

Sorgfaltsregeln (BGH, Urteil vom 

19.02.1968 – II ZR 167/65 -‚ VersR 1968, 

550; Zentralkommission für die Rhein-

schiffahrt, Urteil vom 10. Juni 1998 – 374 Z 

– 7/98 – [juris Rn. 56]; Urteil vom 25. Okto-

ber 2004 – 426 Z – 6/04 – ZfB 2006, Heft 5, 

Seite 52 ff [juris Rn. 19]; Rheinschiffahrts-

obergericht Karlsruhe, Urteil vom 25. Ja-

nuar 2002 – U 3/01 RhSch – [juris Rn. 38]).

3.3.8 Sowohl der Sorgfaltsverstoß der 

Schiffsführung des TMS „Alukard“ gegen 

das Kursänderungsverbot (§ 6.03 3. 

RheinSchPV) als die Verstöße gegen § 6.04 

4. RheinSchPV, § 6.32 2. RheinSchPV und § 

1.04 RheinSchPV waren für die Kollision 

ursächlich. Hätte diese nicht entgegen der 

Absprache einer Begegnung Steuerbord-

Steuerbord den Kurs in Richtung des 

linksrheinischen Ufers verlegt (geändert) 

und hätte sie rechtzeitig die von ihr ge-

wünschte Begegnung Backbord-Backbord 

angewiesen und zielgerichtet darauf rea-

giert, dass das FGKS „Thurgau Prestige“ 

von einer Begegnung Steuerbord-Steuer-

bord ausging und erkennbar keinen für ei-

ne Begegnung Backbord-Backbord geeig-

neten Kurs hielt, wäre die Kollision ver-

mieden worden. Spätestens zu dem Zeit-

punkt, als die Schiffsführung des TMS 

„Alukard“ erkannte, dass sich das FGKS 

„Thurgau Prestige“ beständig am links-

rheinischen Ufer hielt, war TMS „Alukard“ 

verpflichtet, von einer Begegnung Back-

bord-Backbord Abstand zu nehmen und 

von einer weiteren Fahrt in Richtung der 

Fahrlinie des FGKS „Thurgau Prestige“, die 

zu einer Kollision führen würde, eine Kolli-

sion zumindest sehr wahrscheinlich mach-

te, abzusehen, was – offensichtlich – eine 

Kollision verhindert hätte.

4. Die Klägerinnen müssen keine Kürzung 

ihrer Schadensersatzansprüche hinneh-

men.

4.1 Ein Mitverschulden der Klägerinnen 

gemäß §§ 823 Abs. 1, 823 Abs. 2 i. V. m. 

§§ 1.04, 6.03, 6.04 RheinSchPV i. V. m. § 

254 Abs. 1 BGB scheidet schon mangels 

einer schadensstiftenden Handlung der 

Klägerin zu 2 aus, eine solche wird auch 

nicht dargelegt.

4.2 Es kann offenbleiben, ob die Beklagte 

(Sammlung Seite 2868)
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nachgewiesen oder zumindest in prozes-

sual erheblicher Weise Beweis dafür ange-

boten hat, dass die Schiffsführung des 

FGKS „Thurgau Prestige“ die Kollision mit-

verursacht hat, was grundsätzlich zu einer 

Kürzung des Schadensersatzanspruchs 

nach §§ 92, 92c Abs. 1, 92d BinSchG, § 254 

BGB führen könnte (zur Anwendbarkeit 

vgl. BGH, Urteil vom 30.09.1965 – II ZR 

174/63 – [juris Rn. 24]; Urteil vom 

26.10.1970 – II ZR 125/69 – [juris Rn. 28]; 

Rheinschiffahrtsobergericht Karlsruhe, Ur-

teil vom 25.01.2002 – U 3/01 RhSch – {juris 

Rn. 34; OLG Köln, Urt. v. 19.12.2006 – 3 U 

124/06 BSch – [OLGR Köln 2007, 272, 275]; 

Zentralkommission für die Rheinschif-

fahrt, Urteil vom 10.05.2001 – 406 Z 2/01 – 

ZfB 2001, Sammlung Seite 1828 ff [juris 

Rn. 37]; Urteil vom 07.12.2015 –498 Z 9/15 

-‚ RdTW 2016, 171 Rn. 23; siehe aber auch 

die Berufungskammer der Zentralkom-

mission für die Rheinschiffahrt, Urteil vom 

25.10.2004–426 Z 6/04 – ZfB 2006, Heft 5, 

Seite 52 ff [juris Rn. 41]; Urteil vom 

19.06.2006–432 Z 2/06 – {juris Rn. 64], wo 

nur §§ 92c Abs. 1, 92d BinSchG zitiert wer-

den; vgl. dazu auch v. Waldstein/Holland, 

Binnenschiffahrtsrecht, 5. Aufl., § 92c Rn. 

1). Zwar ist bei der Schadensverteilung 

wegen der adjektizischen Natur der 

Schifffseignerhaftung von der Verursa-

chung und dem Verschulden der Schiffs-

führer (einschließlich der übrigen Besat-

zung) auszugehen (BGH, Urteil vom 29. 

Juni 1959 – II ZR 3/58-, VersR 1959 S. 608, 

612). Das ursächliche Verschulden jedes 

einzelnen Schiffsführers der beteiligten 

Schiffe einschließlich eines eventuellen 

Verschuldens sonstiger Besatzungsmit-

glieder ist festzustellen (§ 92b BinSchG), 

gemäß § 92c BinSchG abzuwägen und der 

Umfang der Haftung quotenmäßig zu be-

stimmen (BGH, Urteil vom 12. Dezember 

1963– II ZR 25/62 – [juris Rn. 33]).

Die Voraussetzungen, unter denen die Be-

klagte nach diesen Vorschriften der Kläge-

rin zu 2 und mithin auch der Klägerin zu 

1, die durch Forderungsübergang und 

Abtretung Ansprüche nur in dem Umfang 

erlangt hat, wie sie der Klägerin zu 2 zu-

gestanden haben, eine Mithaftung entge-

genhalten könnte, liegen jedoch nicht vor, 

denn die Klägerin zu 2 ist nicht, wie es die 

Anwendung dieser Vorschriften voraus-

setzt, Eignerin des FGKS „Thurgau Presti-

ge“ im Sinne von § 1 BinSchG (vgl. Ram-

ming, Hamburger Handbuch zum Bin-

nenschifffahrtsfrachtrecht, 1. Auflage 

2009, § 2 Rn. 23). Der Umstand, dass die 

Klägerin zu 2 – unstreitig – Eigentümerin 

des Schiffes ist, genügt dafür nicht.

4.3 Zwar bezeichnet das Rheinschiffahrts-

gericht im unstreitigen Tatbestand die 

Klägerin zu 2 als Schiffseignerin. Daran 

ist der Senat jedoch nicht gebunden, weil 

insoweit die Voraussetzungen einer Bin-

dung nach § 314 ZPO nicht vorliegen.

4.3.1 Die Bindungswirkung aus § 314 ZPO 

bezieht sich auf das mündliche Parteivor-

bringen, mithin den Tatsachenvortrag der 

Parteien. Zwar hat das Rheinschifffahrts-

gericht im Tatbestand seines Urteils bei 

der Beschreibung der Parteirollen ausge-

führt, „die Klägerin Ziffer 2 [sei] Schiffs-

eignerin des Fahrgastkabinenschiffes 

(FGKS) „Thurgau Prestige“. Damit hat es 

jedoch Rechtstatsachen nicht festgestellt 

und nicht – wie für eine Bindung an den 

Tatbestand erforderlich – bestimmte, den 

Begriff des Schiffseigners ausfüllende Tat-

sachenbehauptungen als unstreitig ge-

kennzeichnet. Es handelt sich dabei auch 

nicht um einen einfachen Rechtsbegriff, 

der in der Art eines Tatsachenbegriffs zu-

gleich zur abkürzenden Bezeichnung der 

der rechtlichen Einordnung zugrunde lie-

genden Tatsachen verwendet werden 

kann, weshalb diese Formulierung nicht 

geeignet ist, zur unmissverständlichen 

Bezeichnung bestimmter Tatsachen oder 

Rechtsverhältnisse zu dienen (vgl. dazu 

BGH, Urteil vom 02. März 1978– III ZR 

173/75 – [juris Rn. 17, 18]; ebenso Urteil 

vom 20. Februar 1990– XI ZR 198/89 – [ju-

ris Rn. 26]; Urteil vom 24. Januar 2013 – 1 

ZR 136/11 – [juris Rn. 18]). Denn die Ein-

ordnung der Klägerin zu 2 unter den 

Rechtsbegriff des Schiffseigners gemäß § 

1 BinSchG erfordert gerade in der hier 

vorliegenden Konstellation mit verschie-

denen auf das Schiff und dessen Verwen-

dung bezogenen Vertragsgestaltungen ei-

ne detaillierte und schwierige Subsumti-

on unter die maßgeblichen Voraussetzun-

gen der Eigenschaft als Schiffseigner; ins-

besondere bedarf es – vom Rheinschif-

fahrtsgericht nicht getroffener - Feststel-

lungen dazu, wer das FGKS „Thurgau 

Prestige“ im Sinne des Gesetzes zur Bin-

nenschifffahrt verwendet. Nur der Voll-

ständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, 

dass auch in den Entscheidungsgründen 

(Seite 26 des Urteils) kein Versuch unter-

nommen wird, die Tatbestandsvorausset-

zungen für die Stellung der Klägerin zu 2 

als Schiffseignerin gemäß von § 1 

BinSchG festzustellen, eine Subsumtion 

des Parteivortrags unter diese Norm fehlt 

vielmehr vollständig, selbst der für die 

Qualifizierung als Fig nerin wesentliche 

und unbestrittene Vortrag der Klägerin-

nen wird nicht erwähnt.

4.3.2 Aus dem Tatsachenvortrag der Par-

teien in beiden Rechtszügen ergibt sich 

nicht, dass die Klägerin zu 2 als Schiffs-

eignerin anzusehen ist, dieser Tatsachen-

vortrag belegt vielmehr das Gegenteil. 

Denn für eine Stellung der Klägerin zu 2 

als Schiffseignerin wäre – neben dem un-

streitigen Eigentum am Schiff – zusätzlich 

erforderlich, dass sie dieses selbst zur 

Schifffahrt verwendet (§ 1 BinSchG), was 

sich nicht nur nicht feststellen lässt, nach 

dem unstreitigen Tatsachsachenvortrag 

steht vielmehr das Gegenteil fest. Die 

Klägerin beschreibt ihre Rechtstellung 

wie folgt: „Eigentümer des FGKS „Thur-

gau Prestige“ ist die Klägerin Ziffer 2. Sie 

stellt dieses Schiff dem Tourismusunter-

nehmer Thurgau Travel im Rahmen eines 

Bareboatchartervertrags zur Verfügung 

und stellt über zwei Tochtergesellschaften 

nautisches Personal, Servicepersonal 

und Catering“ (Klage S. 22 [AS 1 22]; 

ebenso Schriftsatz von 25.05.2021, S. 10 

[AS 1 89]). Dem ist die Beklagte nicht ent-

gegengetreten, sie hat sich im Berufungs-

rechtszug vielmehr dieses Vorbringen 

ausdrücklich zu eigen gemacht und da-

raus die – wie bereits gezeigt – rechtlich 

unzutreffende Schlussfolgerung gezogen, 

dass allein die Ausrüsterin aktivlegiti-

miert sei (Schriftsatz vom 20.01 .2022, 

Seite 2, 4 [AS II 81, 83]). Angesichts des-

sen fehlt es an der notwendigen Verwen-

dung des FGKS „Thurgau Prestige“ zur 

Binnenschifffahrt durch die Klägerin zu 2, 

denn bei einem Bareboat-Chartervertrag 

handelt es sich lediglich um einen Miet-

vertrag (§§ 27 Abs. 1 BinSchG, 553 HGB), 

dies und das Eigentum der Klägerin zu 2 

am Schiff genügt nicht, um sie als Eigne-

rin im Sinne von § 1 BinSchG anzusehen 

(v. Waldstein/Holland, Binnenschiffahrts-

recht, 5. Aufl., § 1 BinSchG Rn. 47, 49). 

Dass die bloße Eigentümerstellung nicht 

ausreicht, um die Rechtsstellung als 

Schiffseigner zu begründen, ergibt sich 

im Übrigen schon aus § 5c Abs. 1 Nr. 1 

BinSchG, denn die gesonderte Erwäh-

nung des Schiffseigentümers in dieser 

Vorschrift wäre überflüssig, wenn dieser 

bereits nach § 4 BinSchG als Schiffseigner 

seine Haftung begrenzen könnte (vgl. die 

Begründung zu § 5c BinSchG, BT Druck-

sache 13/8446, S. 24, und die Denkschrift 

zum Straßburger Übereinkommen von 

2012 über die Beschränkung der Haftung 

in der Binnenschifffahrt [CLNI 2012], S. 4). 

Der Schiffseigner muss selbst oder durch 

seine Hilfspersonen das ihm gehörende 

(§ 903 BGB) Schiff zur Schifffahrt auf Bin-

nengewässern einsetzen (Koller, Trans-

portR, 11. Aufl. 2023, BinSchG § 1 Rn. 1).

Anhaltspunkte dafür, dass aufgrund der 

konkreten Vertragsgestaltung die Kläge-

rin zu 2 gleichwohl als Schiffseignerin an-

zusehen sein könnte, fehlen. Insbesonde-

re steht dem entscheidend entgegen, 

dass die Klägerin zu 2 nicht die Schiffsbe-

satzung zur Verfügung stellte, die Mitglie-

der der Schiffsbesatzung auch nicht bei 

ihr angestellt waren, sie mithin keinen 

Einfluss auf die Verhältnisse an Bord aus-

übte (vgl. zu diesem Gesichtspunkt Beru-

fungskammer der Zentralkommission für 

die Rheinschiffahrt, Urteil vom 8. Dezem-

ber 1994–317 Z 15/94 – [juris Rn. 121, 

122]; Schiffahrtsobergericht Karlsruhe, 

Urteil vom 30. November 2015 – 22 U 2/15 

BSch – [juris Rn. 28]; Ramming, Hambur-

ger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

frachtrecht, 1. Auflage 2009, § 4 III. 2. c), 

Rn. 92). Nur der Vollständigkeit halber ist 

darauf hinzuweisen, dass selbst im Fall 
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der Dienstverschaffung durch die Kläge-

rin zu 2 diese nicht als Eignerin anzuse-

hen wäre (Ramming, Hamburger Hand-

buch zum Binnenschifffahrtsfrachtrecht, 

1. Auflage 2009, § 4 III. 2. d), Rn. 94), was 

erst recht dann gelten muss, wenn wie 

hier das Personal (die Besatzung) durch 

eine eigenständige Rechtsperson (Firma 

R) gestellt wird.

Dass die – anwaltlich vertretenen – Kläge-

rinnen die Klägerin zu 2 dennoch als 

Schiffseignerin bezeichnen (Klage, Seite 

3; Schriftsatz vom 30.06.2022, S. 9 [AS 

11125]), ist deshalb verfehlt. Diese Annah-

me verkennt die anerkannten Vorausset-

zungen, die für die Qualifizierung als 

Schiffseignerin erforderlich sind und die 

allein durch den Umstand, dass die Klä-

gerin zu 2 das ihr gehörende Schiff versi-

cherte, ebenso wenig erfüllt sind wie da-

durch, dass das Schiff von rechtlich 

selbstständigen Tochtergesellschaften be-

mannt wird, weshalb schon die Auffas-

sung, „sie [die Klägerin zu 2] bemannt 

das Schiff über R“ (Schriftsatz vom 

30.06.2022, a. a. 0.), bestenfalls ungenau 

ist, weil – wie die Anl. K 4 belegt – inso-

weit ausschließlich Rechtsbeziehungen 

zwischen der Firma R und der Fa. T beste-

hen, die Klägerin zu 2 die Besatzung mit-

hin – offensichtlich – nicht zur Verfügung 

stellt. Auch nach dem Hinweis des Senats 

(Terminsverfügung vom 22.08.2023 unter 

2.5.) haben die Parteien nichts vorge-

bracht, was eine Rechtsstellung der Klä-

gerin zu 2 als Eignerin begründen könnte. 

Zudem können die Klägerinnen dem Se-

nat die rechtliche Beurteilung ohnehin 

nicht bindend vorgeben. In der mündli-

chen Verhandlung vom 30.10.2023 vor 

dem Senat haben die Klägerinnen zudem 

klargestellt, dass die Ausführungen im 

Schriftsatz vom 28.11.2023 nicht dahin zu 

verstehen seien, dass nunmehr entgegen 

dem bisherigen Vortrag die Klägerin zu 2 

als Schiffseignerin anzusehen sei (Nieder-

schrift S. 3 [AS 11/1 57]).

4.2.3 Eine analoge Anwendung der §§ 3 

Abs. 1, 92c BinSchG auf den (Nur-)Schiffs-

eigentümer scheidet schon mangels Ver-

gleichbarkeit der Sachverhalte aus. Denn 

eine entsprechende Anwendung wurde 

lediglich in Konstellationen erwogen, bei 

denen im Rahmen des Schiffsbetriebes 

tätig gewordene Personen typische 

Schiffsdienste verrichtet haben, mit de-

nen erfahrungsgemäß besondere Gefah-

ren verbunden sind, weshalb die Gleich-

heit der Interessenlage es für geboten er-

scheinen ließ, dem Geschädigten einen 

gleichartigen Schutz zu gewähren (vgl. z. 

B. BGHZ 3, 34, 40 f.; Schiffahrtsoberge-

richt Karlsruhe, Urteil vom 29. April 2005 

– 22 U 4/05 BSch – [juris 36]). Der Schiffs-

eigentümer, der – wie hier – sein Schiff ei-

nem anderen lediglich zur Verwendung 

zur Binnenschifffahrt („Bareboat“) über-

lässt, handelt insoweit nicht im Rahmen 

eines Hilfsbetriebs und eröffnet auch 

nicht die aus diesem folgenden besonde-

ren Gefahren.

4.3. Aus diesen Gründen kommt es auf die 

Behauptungen der Beklagten zur 

(Mit-)Verursachung der Kollision durch 

die Schiffsführung des FGKS „Thurgau 

Prestige aus Rechtsgründen nicht an, 

nach § 3 BinSchG haftet nur der Schiffs-

eigner für ein Fehlverhalten der Besat-

zung. Deshalb bedarf es auch keiner Ent-

scheidung darüber, ob das Rheinschif-

fahrtsgericht zu Recht von der Erhebung 

eines Sachverständigengutachtens abge-

sehen hat und ob für ein Sachverständi-

gengutachten zur Frage der Mitverursa-

chung von der Beklagten hinreichende 

Anknüpfungstatsachen vorgetragen und 

bewiesen wurden. Mangels rechtlicher 

Relevanz dieser Frage ist vom Senat kein 

Gutachten einzuholen.

Angesichts der danach dem Grunde nach 

in vollem Umfang bestehenden Ansprü-

che stehen der Klägerin zu 1 die geltend 

gemachten Ansprüche in der ausgeurteil-

ten Höhe zu, der Klägerin zu 2 stehen die 

von dieser geltend gemachten Ansprüche 

jedoch nur teilweise zu; eine Haftungsbe-

schränkung nach § 4 BinSchG (i.V.m. § 2 

Abs. 1 BinSchG) wird von der Beklagten 

nicht geltend gemacht.

1. Die Klägerin zu 1 hat Anspruch auf Er-

stattung der von ihr und ihren Mitversi-

cherern auf den Sachschaden geleisteten 

Zahlung nebst Zinsen hierauf und anteili-

ger außergerichtlicher Rechtsverfol-

gungskosten:

1.1 Dass der Klägerin zu 2 als Eigentüme-

rin des FGKS „Thurgau Prestige“ ein zu 

ersetzender (§ 249 BGB) Sach(Kas-

ko-)schaden zuzüglich Expertisekosten in 

einer Gesamthöhe von EUR 372.447,93 

(zur Berechnung siehe den Schriftsatz 

vom 24.06.2021, S. 4 [AS 1/110]) entstan-

den ist, ist zwischen den Parteien unstrei-

tig, dagegen wendet sich die Beklagte in 

der Berufung auch nicht. Wie bereits ge-

zeigt ist dieser Schadensersatzanspruch 

der Klägerin zu 2 durch die von der Kläge-

rin zu 1 geleistete Zahlung darauf und im 

Übrigen aufgrund der Zahlungen und Ab-

tretungen durch die übrigen Versicherer 

in Höhe von EUR 342.922,72 (Schriftsatz 

vom 24.06.2021, S. 4 [AS 1/110]) auf die 

Klägerin zu 1 übergegangen, sodass die-

ser eine Ersatzleistung in dieser Höhe zu-

steht. Soweit das Rheinschiffahrtsgericht 

der Klägerin zu 1 Schadensersatz in Höhe 

von EUR 376.058,70 zugesprochen hat 

(Tenor unter 1.) handelt es sich ausweis-

lich der Berechnung auf S. 26 des Urteils 

um einen Schreibfehler und eine offenba-

re Unrichtigkeit im Sinne von § 319 Abs. 1 

ZPO, die der Senat von Amts wegen be-

richtigen kann (BGH, Beschluss vom 09. 

Februar 1989 – V ZB 25/88 – [juris Rn. 13]; 

Beschluss vom 16. Dezember 2021 – III ZR 

29/21 – [juris Rn. 2]; eines gesonderten 

Beschlusses bedarf es nicht, vgl. BGH, Ur-

teil vom 10. Juli 1991 – IV ZR 155/90 – [ju-

ris Rn. 13]).

1.2 Darüber hinaus hat die Klägerin zu 1 

aufgrund der Zahlungsaufforderung mit 

Schreiben vom 23.12.2020 mit Fristset-

zung bis zum 15.01.2021 (AH KL 1 AS/25) 

seit dem 16.01.2021 Anspruch auf Verzin-

sung des Schadensersatzanspruchs be-

treffend den Sachschaden mit dem ge-

setzlichen Zinssatz (§§ 286 Abs. 1, 280 

Abs. 2, 288 Abs. 1, 186, 187 Abs. 1 BGB). 

Hinsichtlich der Expertisekosten (EUR 

26.220,40 und EUR 3.304,81; vgl. Schrift-

satz vom 24.06.2021 S. 4, AS/1 110) lässt 

sich eine vorgerichtliche Mahnung nicht 

feststellen, eine solche wird auch nicht 

behauptet, das Mahnschreiben vom 

23.12.2020 betraf schon nach dem Vortrag 

der Klägerinnen lediglich den Sachscha-

den (Klage S. 21, AS/1 21), sodass die Klä-

gerin zu 1 insoweit Zinsen erst ab Rechts-

hängigkeit (§ 291 BGB) fordern kann. Da 

mit der Klage Expertisekosten nur in Hö-

he von (netto) EUR 21.699,75 und EUR 

2.731,25 geltend gemacht wurden, sind 

diese Beträge ab dem 27.02.2021 (die Zu-

stellung der Klage erfolgte am 

26.02.2021, AS 1/ 39) zu verzinsen (§§ 186, 

187 Abs. 1 BGB). Soweit erstmals mit 

Schriftsatz vom 24.06.2021 insoweit die 

Bruttobeträge von EUR 26.220,40 und 

EUR 3.304,81 geltend gemacht wurden 

(die Berechtigung dazu wurde von der 

Beklagten nicht bestritten), ist die Diffe-

renz in Höhe von EUR 5.094,21 erst ab 

Zustellung dieses Schriftsatzes am 

29.06.2021 (AS/1 11) und mithin ab dem 

30.06.2021 (§§ 186, 187 Abs. 1 BGB) zu 

verzinsen. Der vom Rheinschiffahrtsge-

richt angenommene Beginn der Verzin-

sung war daher zu korrigieren.

2. Soweit die Klägerin zu 2 Ansprüche ver-

folgt, ist die Berufung der Beklagten teil-

weise begründet. Zwar ist die Klägerin zu 

2 mit den Ansprüchen aus der Verletzung 

ihres Eigentums – wie gezeigt – nicht aus-

geschlossen. Allerdings stehen ihr die 

geltend gemachten Ansprüche lediglich 

zu einem Teil zu. Die Klägerin zu 2 leitet 

ihre Ansprüche aus einem nicht von den 

Versicherungen gezahlten Restschaden 

und weiter daraus her, dass sie das in ih-

rem Eigentum stehende FGKS „Thurgau 

Prestige“ an die Fa. T im Wege eines Bare-

boatchartervertrags zu einem Tagessatz 

von 2.984,14 EUR vermietet habe und ihr 

deshalb für den Zeitraum vom 20.12.2019 

bis zum 03.01.2020, in dem das Schiff 

nicht nutzbar gewesen sei, die Charter 

mit einem Gesamtbetrag von 41.477,96 

EUR entgangen sei, die Charter für diesen 

Zeitraum habe wieder gutgeschrieben 

werden müssen (Klage, Seite 22, AS/1 22 

mit Anl. K 3). Weiter behauptet die Kläge-

rin zu 2, dass durch ihre Tochtergesell-
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schaft Firma R die Organisation und die 

Stellung des gesamten nautischen Perso-

nals erfolge, die dafür von der T geschul-

dete Vergütung bereits bezahlt gewesen 

und diese in einer Gesamthöhe von EUR 

36.734,74 wieder zurückerstattet worden 

sei (Klage Seite 22/23 mit Anl. K 4 [AS 

1/29]). Schließlich behauptet die Klägerin 

zu 2, das gastronomische Management 

für das FGKS „Thurgau Prestige“ werde 

durch die Fa. Edelweiß Gastro Ltd. be-

sorgt, die dafür EUR 18.015,06 und EUR 

20.811,28 erhalten und wieder habe zu-

rückerstatten müssen (Klage Seite 23 mit 

Anl. K 5 und Anl. K 6 [AS 1/ 30,31]).

Hinsichtlich dieser Schadensposition gilt 

folgendes:

2.1 Die Klägerin zu 2 kann zunächst ge-

mäß §§ 823 Abs. 1, 823 Abs. 2 i. V. m. den 

Vorschriften der RheinSchPV, 249 BGB 

den von den Versicherungen nicht regu-

lierten Teilbetrag des Schadens aus der 

Verletzung des Eigentums am FGKS 

„Thurgau Prestige“ beanspruchen, der 

sich auf EUR 7.360,26 € beläuft ([Kas-

ko]Schaden von EUR 350.282,98 abzüg-

lich Versicherungsleistung von EUR 

342.922,72). Gegen die Höhe dieses bei 

der Klägerin zu 2 verbliebenen Teilscha-

dens hat die Beklagte in beiden Rechtszü-

gen keine Einwendungen erhoben.

Da dieser Betrag nicht mit der Zahlungs-

aufforderung mit Schreiben vom 

23.12.2020 (AH KL l AS/25) als Schaden 

der Klägerin zu 2 geltend gemacht wurde 

(der dort als Schaden der Klägerin zu 2 

geltend gemachte Betrag von 117.339,04 € 

[Anl. K 5] enthält, wie die Schadensauf-

stellung auf Seite 23 der Klage [AS 1/23] 

zeigt, diesen Betrag gerade nicht), kann 

die Klägerin zu 2 nicht Verzinsung seit 

dem 16.01 .2021 beanspruchen. Dieser 

Betrag wurde erstmals mit Schriftsatz 

vom 24.06.2021 als Schaden der Klägerin 

zu 2 geltend gemacht (dort S. 4, AS 1/110), 

sodass dieser lediglich Rechtshängig-

keitszinsen (§ 291 BGB) ab der am 

29.06.202 1 erfolgten Zustellung dieses 

Schriftsatzes (AS/1 11) und mithin ab dem 

30.06.2021 (§§ 186, 187 Abs. 1 BGB) zu-

stehen. Der vom Rheinschiffahrtsgericht 

angenommene Beginn der Verzinsung 

war daher zu korrigieren.

2.2 Soweit die Klägerin zu 2 eine Zahlung 

in Höhe von EUR 41.777,96 (Anl. K 3 [AS 

1/ 28])

beansprucht, weil ihr aufgrund der Be-

schädigung des FGKS „Thurgau Prestige“ 

Charter in dieser Höhe entgangenen ist, 

ist das Begehren ebenfalls begründet. 

Dass die Klägerin zu 2 das FGKS „Thur-

gau Prestige“ an die Fa. T zu den behaup-

teten Tagessätzen verchartert hat und 

dass die Klägerin zu 2 die bereits für den 

geltend gemachten Zeitraum erhaltene 

Charter zurückerstatten musste, weil sie 

dieser die vereinbarte Nutzung nicht ge-

währen konnte, ist zwischen den Parteien 

nicht streitig. Die Klägerin zu 2 ist inso-

weit auch aktivlegitimiert, denn die 

Gleichstellung des Ausrüsters mit dem 

Schiffseigner gemäß § 2 BinSchG schließt 

– wie gezeigt – Schadensersatzansprüche 

der Eigentümerin aufgrund der Verlet-

zung ihres Eigentums nicht aus. Dass zu 

dem zu ersetzenden Schaden (§§ 823 

Abs. 1, 249 BGB) auch der entgangene 

Gewinn (§ 252 BGB) gehört, lässt sich 

nicht bezweifeln. Die Frage, ob die Kläge-

rin zu 2 Schadensersatzansprüche ihrer 

Tochtergesellschaften unmittelbar oder 

im Wege der Drittschadensliquidation 

geltend machen kann, stellt sich insoweit 

nicht, es handelt sich vielmehr um einen 

eigenen Anspruch der Klägerin zu 2.

Diese Forderung ist aufgrund der Zah-

lungsaufforderung mit Schreiben vom 

23.12.2020 mit Fristsetzung bis zum 

15.01.2021 (AH KL 1 A5125) ebenfalls seit 

dem 16.01.2021 mit dem gesetzlichen 

Zinssatz zu verzinsen (§§ 286 Abs. 1, 280 

Abs. 2, 288 Abs. 1, 186, 187 Abs. 1 BGB 

BGB), denn dieser Anspruch war von 

dem Mahnschreiben, mit dem auch der 

Nutzungsverlust eingefordert wurde, um-

fasst (siehe die Erläuterung des dort als 

Schaden der Klägerin zu 2 geltend ge-

machte Betrag von 117.339,04 € [Anl. K 5] 

durch die Schadensaufstellung auf Seite 

23 der Klage [AS 1/23]).

2.3 Die Zahlung eines Betrags von EUR 

36.734,74 (Anl. K 4) kann die Klägerin zu 2 

hingegen nicht fordern, eine Rechts-

grundlage für diesen Anspruch ist nicht 

erkennbar.

2.3.1 Zwar ist auch insoweit unstreitig, 

dass ihre Tochtergesellschaft Firma R die 

Organisation und das gesamte nautische 

Personal stellte und die für den streitge-

genständlichen Zeitraum von der T ge-

schuldete Vergütung dieser bereits wie-

der zurückerstattet wurde. Allerdings 

lässt sich daraus ein Schaden der Kläge-

rin zu 2 nicht herleiten, dies war nicht un-

mittelbare Folge der Verletzung ihres Ei-

gentums und die Möglichkeit, dass Dritte 

im Zusammenhang mit dem Betrieb des 

FGKS „Thurgau Prestige“ Einkünfte erzie-

len, hat keine negativen Auswirkungen 

auf das deliktisch geschützte Rechtsgut 

der Klägerin zu 2, stellt insbesondere kei-

nen der Klägerin zu 2 entgangenen Ge-

winn dar. Eine sonstige – insbesondere 

eine vertragliche – Rechtsgrundlage für 

das Begehren ist weder ersichtlich noch 

vorgetragen.

Bedenken gegen die Zulässigkeit der Kla-

ge insoweit bestehen nicht mehr, weil die 

Klägerin zu 2 es zwar zunächst unterlas-

sen hat deutlich zu machen, in welchem 

Verhältnis sie eigene Ansprüche aus Dritt-

schadensliquidation und fremde Ansprü-

che aus Abtretung geltend machen will, 

mithin den Streitgegenstand nicht ausrei-

chend bestimmt hatte. Mit den Ausfüh-

rungen auf den Hinweis des Senats, sie 

sei im Rahmen der Drittschadensliquida-

tion berechtigt, Zahlung an sich selbst zu 

verlangen, hilfsweise werde im Rahmen 

eines Anspruchs der Klägerin zu 2 aus 

Drittschadensliquidation (wie der Pro-

zessbevollmächtigte der Klägerinnen in 

der mündlichen Verhandlung klargestellt 

hat) der Antrag angekündigt, an die Ge-

schädigten selbst zu leisten, die Abtretun-

gen seien nur höchst vorsorglich vorge-

legt, wurden die Bedenken gegen die Zu-

lässigkeit beseitigt.

2.3.2 Entgegen der Annahme des Rhein-

schiffahrtsgerichts kann die Klägerin zu 2 

diesen Schaden nicht im Wege der Dritt-

schadensliquidation verfolgen.

2.3.2.1 Dabei bedarf es an dieser Stelle 

keiner Entscheidung darüber, ob die Re-

geln der Drittschadensliquidation auf de-

liktische Ansprüche Anwendung finden 

können, denn der maßgebliche Geltungs-

grund besteht darin, dass das durch den 

Vertrag geschützte Interesse infolge be-

sonderer Rechtsbeziehungen zwischen 

dem aus dem Vertrag berechtigten Gläu-

biger und dem Träger des Interesses der-

art zufällig auf den Dritten „verlagert“ 

wird, dass der Schaden rechtlich ihn und 

nicht den Gläubiger trifft (vgl. BGH, Urteil 

vom 26. November 1968 – VI ZR 212/66 – 

[juris Rn. 8]), was bei einem Eingriff in ein 

deliktisch geschütztes Rechtsgut nicht der 

Fall ist. Auch erscheint die Anwendung 

dieses Rechtsinstituts nicht schon des-

halb von vornherein ausgeschlossen, 

weil hier keine der anerkannten klassi-

schen Fallgruppen vorliegt, in denen eine 

Drittschadensliquidation für zulässig er-

achtet wird (mittelbare Stellvertretung, 

Treuhand, obligatorische Gefahrenentlas-

tung, Obhutsverhältnisse, vgl. Mü-

KoBGB/Qetker, 9. Aufl. 2022, BGB § 249 

Rn. 296 ff.; BeckOK BGB/Johannes W. Flu-

me, 65. Ed. 1.2.2023, BGB § 249 Rn. 368 

ff.; Dauner-Lieb/Langen/Magnus, BGB 

Schuldrecht, 4. Auflage 2021, Vorbemer-

kungen zu §§ 249–255, Rn. 52 ff., jeweils 

m. w. Nachw.). Selbst wenn man die Gel-

tendmachung eines fremden Schadens 

wie in der vorliegenden Konstellation au-

ßerhalb vertraglicher Beziehungen 

grundsätzlich zulassen wollte, käme dies 

nur unter den Voraussetzungen in Be-

tracht, die allgemein für dieses Rechtsin-

stitut gelten, weshalb anerkannt ist, dass 

der Schaden grundsätzlich nur insoweit 

geltend gemacht werden kann, als er 

auch beim Gläubiger selbst eingetreten 

wäre (BGH, Urteil vom 14. Januar 2016 – 

VII ZR 271/14 – [juris Rn. 27]). Denn maß-

geblich für die Zulassung einer Drittscha-

densliquidation ist der Gesichtspunkt, 

dass der Schädiger keinen Vorteil daraus 

ziehen soll, wenn ein Schaden, der ei-
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gentlich bei dem Vertragspartner hätte 

eintreten müssen, zufällig aufgrund eines 

zu dem Dritten bestehenden Rechtsver-

hältnisses auf diesen verlagert ist (BGH, 

Urteil vom 14. Januar 2016 – VII ZR 271/14 

– [juris Rn. 27]; MüKoBGB/Qetker, 9. Aufl. 

2022, BGB § 249 Rn. 292). Die Anwen-

dung der Grundsätze der Drittschadensli-

quidation scheidet hingegen aus, wenn 

dies zu einer Erweiterung des Haftungsri-

sikos und zu einer Schadenshäufung füh-

ren würde (BGH, Urteil vom 14. Januar 

2016– VII ZR 271/14 – [juris Rn. 27]; vgl. 

auch BGH, Urteil vom 26. November 1968 

– VI ZR 212/66 – [juris Rn. 16]).

2.3.2.2 Diese Voraussetzungen (ergänze: 

der Drittschadesliquidation d. Red.) sind 

hier nicht erfüllt. Das (deliktisch) ge-

schützte Interesse der Klägerin zu 2 (die 

Unversehrtheit ihres Eigentums am 

FGKS „Thurgau Prestige“) wurde nicht 

auf die Firma R verlagert. Die Firma R war 

zu keinem Zeitpunkt Trägerin dieses ge-

schützten Rechtsguts (des Eigentums), 

dieses Rechtsgut war ihr auch nicht in 

sonstiger Weise zugeordnet, der dieser – 

nach der Behauptung der Klägerin zu 2 – 

erwachsene Schaden, der Verlust von Ein-

nahmen aus einer vertraglichen Vereinba-

rung mit der Fa. T, konnte zu keinem Zeit-

punkt bei der Klägerin zu 2 selbst eintre-

ten. Das Risiko eines Schadens aus der 

Substanzbeeinträchtigung des Eigen-

tums wurde durch die vertraglichen Be-

ziehungen zwischen der Firma R und der 

Fa. T nicht von der Klägerin zu 2 auf die 

Firma R „verlagert“, zumal ein zu einer 

Schadensverlagerung führendes Rechts-

verhältnis im Sinne des Rechtsinstituts 

der Drittschadensliquidation zwischen 

der Klägerin zu 2 und der Fa. Firma R 

nicht besteht, die (nicht näher umschrie-

bene) Beteiligung der Klägerin zu 2 an 

dieser (Tochtergesellschaft) genügt nicht. 

Vermögensinteressen der Firma R waren 

in der vorliegenden Fallkonstellation le-

diglich mittelbar in der Weise betroffen, 

als deren Vertragspartnerin, die Fa. T, das 

FGKS „Thurgau Prestige“ aufgrund der 

Beschädigung nicht mehr zur Erzielung 

von Einnahmen nutzen konnte und des-

halb kein wirtschaftliches Interesse daran 

hatte, dass ihr das gesamte nautische 

Personal zur Verfügung gestellt wird, wo-

bei schon offen ist, ob die Fa. Firma R 

deshalb zur Rückerstattung der erhalte-

nen Vergütung verpflichtet war. Damit 

folgt dieser Schaden allein aus den ver-

traglichen Vereinbarungen zwischen der T 

und der Firma R und hat keinen rechtli-

chen Bezug zur Klägerin zu 2, die an die-

sem Vertragsverhältnis nicht beteiligt 

war. Es handelt sich lediglich um mittel-

bare weitere Folgen des Schiffsunfalls, 

deren Einbeziehung zu einer Erweiterung 

des Haftungsrisikos und zu einer Scha-

denshäufung führen würde, die über das 

Rechtsinstitut der Drittschadensliquidati-

on nicht liquidiert werden können. Die 

von der Klägerin zu 2 postulierte rein 

wirtschaftliche Betrachtung überzeugt 

demgegenüber nicht, die (mittelbaren) 

wirtschaftlichen Folgen, die dadurch ent-

stehen, dass sie ihre wirtschaftlichen Inte-

ressen auf verschiedene selbstständige 

Rechtspersonen „ausgelagert“ hat, muss 

die Klägerin zu 2 tragen und kann diese 

nicht im Wege einer „wirtschaftlichen 

(Gesamt-)Betrachtung“ der Beklagten 

aufbürden. Insbesondere kann sie durch 

die gewählte Aufspaltung der wirtschaftli-

chen Interessen keine Erweiterung des 

Haftungsrisikos der Beklagten herbeifüh-

ren. Die Klägerin zu 2 verkennt, dass im 

Deliktsrecht anders als im Vertragsrecht 

keine bloßen Vermögensinteressen ge-

schützt werden, weshalb es auf eine rein 

vermögensrechtliche (wirtschaftliche) Be-

trachtung nicht ankommen kann. Mit 

dem Hinweis auf eine „typische Scha-

densverlagerung im Ausrüstungsverhält-

nis“ (zuletzt Schriftsatz vom 15.02.2022, 

AS/Il 96) verkennt die Klägerin zu 2, dass 

sie keine Ansprüche der Ausrüsterin gel-

tend macht (so ausdrücklich Schriftsatz 

vom 28.08.2023, S. 2 [AS 11/141]); da sie 

„aus organisatorischen Gründen die Auf-

gaben der Instandhaltung und Erhaltung 

des Schiffes, der Aufnahme und Beher-

bergung von Passagieren sowie Verkösti-

gung der Passagieren auf 2 Tochtergesell-

schaften ausgelagert hat“ (Berufungsant-

wort S. 9 [AS 11/58]) und diese eine Scha-

den erlitten hätten, den sie geltend ma-

chen will (Schriftsatz vom 28.08.2023, S. 5 

[AS 11/144]). Auf die Frage, ob im Verhält-

nis Eigentümerin/Ausrüsterin eine Dritt-

schadensliquidation in Betracht kommen 

könnte, kommt es deshalb nicht an. Der 

Annahme der Klägerin zu 2, diese be-

wusst gewählte Verteilung ihrer wirt-

schaftlichen Interessen auf verschiedene 

Rechtspersonen und verschiedene selbst-

ständige Rechtsbeziehungen beinhalte ei-

ne zufällige Verlagerung von Schäden, 

vermag sich der Senat ebenso wenig an-

zuschließen wie ihrer Auffassung, auf-

grund der (nicht näher dargestellten) ge-

sellschaftsrechtlichen und wirtschaftli-

chen Verflechtung mit den genannten 

Tochtergesellschaften sei deren Verhalten 

ohnehin ihr zuzurechnen, was die Anwen-

dung der Grundsätze der Drittschadensli-

quidation rechtfertige (insbesondere 

Schriftsatz vom 28.08.2023, S. 5 [AS 

11/144]).

2.3.3 Aus abgetretenem Recht kann die 

Klägerin zu 2 ebenfalls nicht vorgehen. 

Mit der von ihr erstmals im Berufungs-

rechtszug behaupteten Abtretung der For-

derungen der Tochtergesellschaft durch 

diese an sie (Berufungsantwort vom 

30.11.2021, Seite 9, AS/Il 58; ebenso 

Schriftsatz vom 28.08.2023, S. 6, AS 

11/145) ist die Klägerin zu 2 zwar nicht ge-

mäß § 531 Abs. 2 ZPO ausgeschlossen, 

weil die Beklagte die behauptete Abtre-

tung nicht bestritten hat. Ebenso ist uner-

heblich, dass die Klägerin zu 2 die be-

haupteten Abtretungserklärungen nicht 

vorgelegt hat. Denn darauf kommt es 

nicht an, weil, selbst wenn wirksame Ab-

tretungen erfolgt sein sollten, dies der 

Klägerin zu 2 keinen Anspruch verschaf-

fen würde, weil der Firma R keine Scha-

densersatzansprüche gegen die Beklagte 

zustehen, die die Klägerin zu 2 geltend 

machen könnte. Ansprüche aus § 823 

Abs. 1 BGB bestehen offensichtlich nicht, 

eine Verletzung eines deliktisch geschütz-

ten Rechtsguts der Firma R ist weder er-

sichtlich noch geltend gemacht. Insbe-

sondere liegt keine haftungsbegründen-

de Verletzung des als sonstiges Recht im 

Sinne von § 823 Abs. 1 BGB geschützten 

eingerichteten und ausgeübten Gewerbe-

betriebs vor, weil dies einen unmittelba-

ren Eingriff in den gewerblichen Tätig-

keitskreis voraussetzen würde, woran es 

hier fehlt, weil sich die schadensstiftende 

Handlung nicht – wie erforderlich – gera-

de gegen den Betrieb und seine Organi-

sation oder gegen die unternehmerische 

Entscheidungsfreiheit der Firma R und 

mithin nicht gegen deren Betrieb als sol-

chen gerichtet hatte, also nicht betriebs-

bezogen war (BGH, Urteil vom 6. Februar 

2014 – 1 ZR 75/13 – [juris Rn. 12]; Urteil 

vom 28. Februar 2013 – 1 ZR 237/11 – [ju-

ris Rn. 16]; Beschluss vom 10. Dezember 

2002 – VI ZR 171/02 – [juris Rn. 7]; jeweils 

m. w. Nachw.). Die Beschädigung einer 

Sache, für deren Nutzung die Fa. Firma R 

Leistungen an einen Dritten erbringt, ge-

nügt dafür nicht (BGH, Beschluss vom 10. 

Dezember 2002— VI ZR 171/02 – [juris Rn. 

8] m. w. Nachw.). Nur der Vollständigkeit 

halber ist darauf hinzuweisen, dass auch 

keine Ansprüche aus der Verletzung eines 

deliktisch geschützten Besitzrechts der 

Fa. Firma R in Betracht kommen, weil die-

se keinen Besitz an dem Schiff hatte.

Auch Ansprüche nach § 823 Abs. 2 BGB i. 

V. m. den Verhaltensanforderungen aus 

der Rheinschifffahrtspolizeiverordnung 

bestehen nicht, weil diese Sorgfaltspflich-

ten lediglich dem Schutz der Verkehrskrei-

se dienen, die auf dem Rhein Binnen-

schifffahrt betreiben, diese Personen und 

deren Eigentum mithin vor den Gefahren 

des Schiffsverkehrs schützen sollen; sie 

dienen jedoch nicht dem Schutz anderer 

Personen, die aus Rechtsgeschäften mit 

diesen Einkünfte erzielen, deren Vermö-

gensinteressen werden in den Schutz-

zweck nicht einbezogen. Es besteht auch 

keine Veranlassung reine Vermögensinte-

ressen allgemein in den Schutzbereich 

von § 823 Abs. 2 BGB und die Rheinschiff-

fahrtspolizeiverordnung einzubeziehen 

(MüKoBGBIWagner, 8. Aufl. 2020, BGB § 

823 Rn. 590; BeckOK BGB/Förster, 67. Ed. 

1.8.2023, BGB § 823 Rn. 278, jeweils m. w. 

Nachw.). Wie die Straßenverkehrsord-

nung dient auch die Rheinschifffahrtspoli-

zeiverordnung als sachlich begrenztes 

Ordnungsrecht der Abwehr von typischen 

(Sammlung Seite 2872)
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Gefahren, die vom Schifffahrtsverkehr auf 

dem Rhein ausgehen, und stellt nicht im 

Ganzen und insbesondere nicht hinsicht-

lich der hier einschlägigen Sorgfaltspflich-

ten ein Gesetz zum Schutz des Vermögens 

Dritter dar (so zur vom Regelungszweck 

her vergleichbaren StVO BGH, Urteil vom 

14. Juni 2005– VI ZR 185/04 – [juris Rn. 10]; 

BGH, Urteil vom 9. Dezember 2014 – VI ZR 

155/14 – [juris Rn. 13]).

2.4 Auch die Zahlung von 18.015,06 EUR 

und 20.811,28 EUR kann die Klägerin zu 2 

nicht fordern, eine Rechtsgrundlage für 

diesen Anspruch ist ebenfalls nicht er-

kennbar.

2.4.1. Zwar ist auch insoweit unstreitig, 

dass ihre Tochtergesellschaft, die E, das 

gastronomische Personal (Service) und 

die Verpflegung für das FGKS „Thurgau 

Prestige“ stellte und dass diese die für 

den Zeitraum 20.12.2020 (richtig wohl 

20.12.2019) bis zum 03.01.2020 der T einen 

Betrag von 18.015,06 EUR und für den 

Zeitraum vom 20.12.2020 – 03.01.2020 ei-

nen Betrag von 20.811,28 EUR zurücker-

stattet hat. Allerdings lässt sich daraus 

ein Schaden der Klägerin zu 2 nicht her-

leiten, denn auch dies war nicht unmittel-

bare Folge der Verletzung ihres Eigen-

tums und die Möglichkeit, dass Dritte im 

Zusammenhang mit dem Betrieb des 

FGKS „Thurgau Prestige“ Einkünfte erzie-

len, hat keine negativen Auswirkungen 

auf das Vermögen der Klägerin zu 2, stellt 

insbesondere keinen der Klägerin zu 2 

entgangenen Gewinn dar.

2.4.2 Aus den bereits dargelegten Gründen 

kann die Klägerin zu 2 diese Schadenspo-

sitionen auch nicht im Wege der Drittscha-

densliquidation geltend machen, weil es 

an einer zufälligen Schadensverlagerung 

fehlt, diese Schäden vielmehr von Anfang 

an nicht bei der Klägerin zu 2 eintreten 

konnten. Zur Vermeidung von Wiederho-

lungen wird auf die Ausführungen unter B 

III. 2.3.2.2 verwiesen.

2.4.3 Auch aus abgetretenem Recht kann 

die Klägerin zu 2 nicht vorgehen. Mit der 

von ihr erstmals im Berufungsrechtszug 

behaupteten Abtretung der Forderungen 

der Tochtergesellschaft ist die Klägerin zu 2 

zwar nicht gemäß § 531 Abs. 2 ZPO ausge-

schlossen, weil die Beklagten die behaup-

tete Abtretung nicht bestritten haben. Aller-

dings steht der Tochtergesellschaft der Klä-

gerin zu 2, der E, kein Schadensersatzan-

spruch, der auf die Klägerin zu 2 hätte 

übergehen können, zu. Die Beklagte haftet 

weder nach Deliktsrecht (§ 823 BGB) noch 

aus sonstigen Gründen für diesen geltend 

gemachten Schaden. Zur Vermeidung von 

Wiederholungen kann auf die Erwägungen 

zu Schadensersatzansprüchen der Firma R, 

die auch hier Geltung beanspruchen, ver-

wiesen werden.

2.4.4 Damit kann die Klägerin insgesamt 

lediglich EUR 49.138,22 (= EUR 7.360,26 + 

EUR 41.777,96) fordern.

3. Außerdem können die Klägerinnen als 

Bestandteil ihrer Schadensersatzansprü-

che (§ 249 BGB) die ihnen durch die un-

streitig erfolgte außergerichtliche Gel-

tendmachung angefallenen Anwaltskos-

ten fordern, wobei die Beklagte gegen de-

ren Aufteilung zwischen den beiden Klä-

gerinnen keine Einwendungen erhebt und 

Bedenken insoweit auch nicht ersichtlich 

sind, weil diese Aufteilung nicht zu einer 

höheren Belastung der Beklagten führt, 

der Rechenweg der Klägerinnen deshalb 

der Berechnung ihres Anspruchs zugrun-

de gelegt werden kann. Bei der Bestim-

mung des Gegenstandswertes ist jedoch 

zu beachten, dass die außergerichtliche 

Geltendmachung der Ansprüche der Klä-

gerin zu 2 – wie gezeigt – nur bezüglich 

des Betrages von EUR 49.138,02 berech-

tigt war. Ausgehend von der Berechnungs-

methode der Klägerinnen ergibt sich dem-

nach ein – berechtigter – Gesamtgegen-

standswerts der außergerichtlichen Tätig-

keit von EUR 421 .585,95 (EUR 372.447,72 

+ EUR 49.138,02), sodass sich unter Zu-

grundelegung der vom Prozessbevoll-

mächtigten der Klägerinnen in Ansatz ge-

brachten Gebühr von 1,5, die nicht zu be-

anstanden ist und gegen die die Beklagten 

auch keine Einwendungen erhebt, nach 

der bis zum 31.12.2020 geltenden Gebüh-

rentabelle, die auch der Prozessbevoll-

mächtigte der Klägerinnen seiner Berech-

nung zugrunde legt, eine Gebühr gemäß 

Nr. 2300, 1008 VV RVG von EUR 4.459,50 

zzgl. der Auslagenpauschale (Nr. 7001, 

7002 VV RVG) von EUR 20,00, mithin der 

Betrag von EUR 4.479,50 ergibt. Dies führt 

– erneut entsprechend der Berechnung 

der Klägerinnen – zu einer Aufteilung von 

89,91 % zu 10,09 % und damit zu einem 

Anteil der Klägerin zu 1 von EUR 4.027,52 

und einem der Klägerin zu 2 von EUR 

451,98. Nachdem die Klägerin zu 1 ledig-

lich einen Gebührenanteil von EUR 

3.610,77 fordert, ist der Senat gehindert, 

ihr einen höheren Betrag zuzusprechen (§ 

308 Abs. 1 ZPO).

Außerdem können die Klägerinnen die 

gesetzlichen Zinsen auf die ihnen jeweils 

zustehenden vorgerichtlichen Anwalts-

kosten seit dem 27.02.2021 (die Zustel-

lung der Klage erfolgte am 26.02.2021, 

AS 1/ 39) verlangen (§§ 291, 186, 187 Abs. 

1 BGB).

Der Senat ist an der Zuerkennung der au-

ßergerichtlichen Rechtsverfolgungskosten 

in diesem Umfang nicht deshalb gehin-

dert, weil der Tenor des Urteils des Rhein-

schiffahrtsgerichts keinen entsprechenden 

Ausspruch enthält, die Klägerinnen keinen 

Antrag auf Urteilsergänzung (§ 321 ZPO) 

gestellt und ihr Begehren im Berufungs-

verfahren sich auf die Zurückweisung der 

Berufung der Beklagten beschränkt und 

der insoweit im 1. Rechtszug gestellte An-

trag nicht wiederholt wurde. Denn auch in-

soweit handelt es sich ausweislich der Be-

gründung auf S. 27 des Urteils um eine of-

fenbare Unrichtigkeit im Sinne von § 319 

Abs. 1 ZPO, die der Senat von Amts we-

gen berichtigen kann (BGH, Beschluss 

vom 09. Februar 1989– V ZB 25/88 – [juris 

Rn. 13]; Beschluss vom 16. Dezember 2021 

– III ZR 29/21 – [juris Rn. 2]), da sich aus 

diesen Ausführungen unzweifelhaft er-

gibt, dass das Rheinschiffahrtsgericht der 

Klägerin zu 1 Rechtsverfolgungskosten 

von EUR 3.610,77 und der Klägerin zu 2 

solche von EUR 1.208,73, jeweils zuzüglich 

Zinsen, zusprechen wollte, sodass aus-

nahmsweise eine Berichtigung möglich 

und zulässig ist (vgl. BGH, Urteil vom 18. 

Juni 1964 – VII ZR 152/62 – [juris Rn. 76]; 

Urteil vom 10. Juli 1991 – IV ZR 155/90 [ju-

ris Rn. 12]). Eines gesonderten Beschlus-

ses bedarf es zur Berichtigung nicht (vgl. 

BGH, Urteil vom 10. Juli 1991 – IV ZR 

155/90 – [juris Rn. 13]; vgl. auch BGH, Be-

schluss vom 13. August 2019– VI ZR 46/19 – 

[juris Rn. 1]). Dieser berichtigte Urteilsaus-

pruch der 1. Instanz war zugleich entspre-

chend den vorstehenden Ausführungen 

abzuändern.

IV.

Im Endergebnis zu Recht hat das Rhein-

schifffahrtsgericht angenommen, dass 

den Klägerinnen zu 1 und 2 ein Schiffs-

gläubigerrecht an dem TMS „Alukard“ zu-

steht.

1. Die Klägerinnen, die Klägerin zu 1 aus 

übergegangenem Recht, sind Schiffsgläu-

biger im Sinne von § 102 Nr. 4 BinSchG, 

weil ihnen – wie gezeigt – Ansprüche we-

gen Sachschäden gemäß § 4 Abs. 3 

BinSchG zustehen. Sie haben deshalb ein 

kraft Gesetzes entstandenes Pfandrecht 

an dem Schiff nebst Zubehör (§ 103 Abs. 

1 BinSchG; BGH, Urteil vom 21. März 1983 

– II ZR 179/82 – [juris Rn. 10]; Urteil vom 

30. Januar 1986 – II ZR 127/85 – [juris Rn. 

6]; Schiffahrtsobergericht Karlsruhe, Ur-

teil vom 29. April 2005 – 22 U 4/05 BSch – 

[juris Rn. 39]), das sich auch auf die Zin-

sen erstreckt (§ 105 BinSchG), sodass 

nicht zu beanstanden ist, dass das Rhein-

schifffahrtsgericht das Pfandrecht auch 

auf die Verzinsung der Schadensersatzfor-

derungen erstreckt hat. Für die Entste-

hung dieses Pfandrechts ist unerheblich, 

dass die Beklagte für das Verschulden der 

Besatzung (lediglich) als Ausrüsterin ver-

antwortlich ist (§§ 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1 

BinSchG), denn § 102 Nr. 4 BinSchG setzt 

nur voraus, dass die Forderung auf Sach-

schäden (§ 4 Abs. 3), die in unmittelba-

rem Zusammenhang mit dem Betrieb 

des Schiffes eingetreten sind, beruht 

(BGH, Urteil vom 16. Dezember 1996 – II 

ZR 268/95 – ZfB 1997, Sammlung Seite 

1658 f [juris Rn. 5]; Schiffahrtsobergericht 

(Sammlung Seite 2873)
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Karlsruhe, Urteil vom 29. April 2005 – 22 

U 4/05 BSch – [juris Rn. 38]).

2. Allerdings ist fraglich, ob die Klägerin-

nen ein nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderli-

ches rechtliche Interesse an der Feststel-

lung des Pfandrechts (§ 103 Abs. 1 

BinSchG) haben.

2.1 Ein solches Interesse besteht nur dann, 

wenn dem konkreten vom Feststellungs-

antrag betroffenen Recht des Klägers eine 

gegenwärtige Gefahr der Unsicherheit 

droht und der erstrebte Feststellungsaus-

spruch geeignet ist, diese Gefahr zu besei-

tigen (vgl. BGH, Urteil vom 21. Dezember 

2021 – VI ZR 457/20 – [juris Rn. 8]; Urteil 

vom 13. Januar 2010– VIII ZR 351/08 – [juris 

Rn. 12]jew. m. w. Nachw.). Eine solche von 

der Beklagten veranlasste Unsicherheit be-

steht hier jedoch gerade nicht, die Beklagte 

hat sich weder im 1 Rechtszug noch im 2. 

Rechtszug dagegen gewandt, dass die hier 

geltend gemachten Forderungen für den 

Fall, dass sie bestehen, Forderungen im 

Sinne von § 102 Nr. 4 BinSchG sind und 

den Klägerinnen dann ein Pfandrecht nach 

§ 103 Abs. 1 BinSchG an dem Tankmotor-

schiffes „Alukard“ zusteht (vgl. zu diesem 

Anknüpfungspunkt für ein rechtliches Inte-

resse BGH, Urteil vom 22. Januar 2019 – II 

ZR 59/18 – [juris Rn. 12]). Auch sonstige 

Umstände, die ein derartiges Feststel-

lungsinteresse der Klägerin begründen 

könnten, werden von diesen nicht aufge-

zeigt, insbesondere genügt ein allgemei-

nes Interesse an der Klärung dieser Frage 

nicht (BGH; Urteil vom 13. Januar 2010 – 

VIII ZR 351/08 – [juris Rn. 12]), zumal eine 

Feststellung im Verhältnis zur Beklagten 

ohnehin keine Rechtskraftwirkung gegen-

über Dritten entfalten würde (§ 322 Abs. 1 

ZPO). Auch die weiteren Überlegungen 

des Rheinschiffahrtsgerichts sind ungeeig-

net, ein solches Feststellungsinteresse zu 

begründen, zumal dieses verkennt, dass 

die Befriedigung nach den Vorschriften 

über die Zwangsvollstreckung erfolgt (§ 

103 Abs. 3 BinSchG), weshalb der Gläubi-

ger eine Vollstreckung nur dann betreiben 

kann, wenn er zuvor eine Klage auf Dul-

dung der Zwangsvollstreckung erfolgreich 

erhoben hat. Der Hinweis auf die Entschei-

dung des Rheinschifffahrtsobergericht 

Köln (Urteil vom 25.01.2011, 3 U 75/09 BSch 

– ZfB 2011, Sammlung Seite 2026 ff [juris 

Rn. 18]) überzeugt ebenfalls nicht, weil – 

was das Rheinschiffahrtsgericht verkennt – 

sich die Entscheidung mit dieser Frage 

überhaupt nicht befasst. Dort wird ledig-

lich – zutreffend – darauf hingewiesen, 

dass das Rechtsschutzbedürfnis für eine 

dingliche Klage gegen den Eigentümer 

nicht deshalb verneint werden könne, weil 

gegen die Ausrüster ein Zahlungstitel er-

wirkt wurde, befasst sich demnach mit der 

hier zu beurteilenden Problematik nicht.

2.2 Das Feststellungsbegehren kann auch 

nicht nach § 256 Abs. 2 ZPO ohne weite-

res für zulässig erachtet werden, weil 

zum einen die Entstehung des Pfand-

rechts im Verlauf des Rechtsstreits zwi-

schen den Parteien nicht streitig wurde 

und zum anderen dessen Entstehung für 

die Beurteilung der hier allein infrage ste-

henden deliktischen Ansprüche der Klä-

gerinnen ohne Bedeutung ist, die Ent-

scheidung darüber deshalb nicht von der 

Entstehung des Pfandrechts abhängt.

2.3 Allerdings ist in der Rechtsbrechung 

anerkannt, dass in Fällen, in denen eine 

entsprechende Feststellung zur Vereinfa-

chung der – insbesondere vollstreckungs-

rechtlichen – Umsetzung des Urteils führt, 

die Anforderungen an ein Rechtsschutz-

bedürfnis gering erachtet werden können 

(z.B. BGH, Urteil vom 28. Oktober 1987 – 

VIII ZR 206/86 – [juris Rn. 22]), wenn 

schutzwürdige Interessen dies aus Grün-

den der Zweckmäßigkeit rechtfertigen 

(vgl. zum Annahmeverzug BGH, Urteil 

vom 31. Mai 2000 – XII ZR 41/98 – {juris 

Rn. 24]; Urteil vom 13. Dezember 2001 – 

VII ZR 27/00 – [juris Rn. 22]; OLG Köln, Ur-

teil vom 21. Februar 2019 – 1–12 U 376/17-, 

[juris Rn. 34]; OLG Stuttgart, Urteil vom 

29. März 2022 –6 U 619/19 – [juris Rn. 30]). 

Eine solche Interessenlage ist auch hier 

gegeben. Denn die beantragte Feststel-

lung erleichtert den Klägerinnen die 

Durchsetzung des kraft Gesetzes erwor-

benen Pfandrechts im Rahmen einer Dul-

dungsklage (§ 103 Abs. 3 BinSchG), weil 

in diesem Prozess die gesetzlichen Vo-

raussetzungen für die Entstehung des 

Pfandrechts, nämlich das Vorliegen einer 

Forderung im Sinne von § 102 BinSchG, 

nicht mehr geprüft werden muss, diese 

Voraussetzung für die Geltendmachung 

des Pfandrechts vielmehr zwischen den 

Parteien mit materieller Rechtskraft (§ 322 

Abs. 1 ZPO) feststeht. Diese Erleichterung 

für die Durchsetzung rechtfertigt aus 

Gründen der Zweckmäßigkeit die Beja-

hung eines Rechtsschutzinteresses, um 

dem Gläubiger bereits im Erkenntnisver-

fahren die Möglichkeit zu eröffnen, den 

Nachweis für die Entstehung des Pfand-

rechts führen zu können.

2.4 Diese Überlegungen führen aber le-

diglich dazu, das Entstehen eines Pfand-

rechts am

Tankmotorschiff „Alukard“ festzustellen 

(wenngleich ohne Begründung im Ergeb-

nis ebenso Schiffahrtsobergericht Köln, 

Urteil vom 2. Oktober 2012 – 3 U 34/12 

BSch – {juris Rn. 23]; Zentralkommission 

für die Rheinschiffahrt, Urteil vom 24. 

Februar 2000 – 396 Z – 1/00 – [juris Rn. 

16]; Zentralkommission für die Rhein-

schiffahrt, Urteil vom 10. Mai 2001 –407 Z 

– 1/01 – [juris Rn. 60]). Für die weiter vom 

Rheinschiffahrtsgericht getroffene Fest-

stellung, dass das Schiffsgläubigerrecht 

den Rang aus § 109 Abs. 1 BinSchG habe, 

fehlt es allerdings an einem schutzwürdi-

gen Interesse, den Gründe der Zweckmä-

ßigkeit, die eine solche Feststellung be-

reits im Erkenntnisverfahren rechtferti-

gen könnten, sind weder ersichtlich noch 

vorgetragen. Das Rangverhältnis zwi-

schen verschiedenen Pfandrechten ergibt 

sich bereits aus dem Gesetz (§ 109 

BinSchG), ein Rechtsschutzbedürfnis da-

für, diese Rechtsfolge im Urteil abstrakt 

festzustellen (ein bestimmtes Rangver-

hältnis zu möglichen anderen Pfandrech-

ten wurde vom Rheinschiffahrtsgericht 

weder festgestellt noch war dies über-

haupt möglich) ist nicht erkennbar. Das 

Urteil des Rheinschifffahrtsgerichts war 

deshalb insoweit zu korrigieren. Außer-

dem wurde der Urteilsausspruch inso-

weit sprachlich neugefasst.

2.5 Das Pfandrecht umfasst neben der For-

derung gemäß § 102 Nr. 4 BinSchG auch 

die darauf entfallenden Zinsen (§ 105 

BinSchG), sodass die geltend gemachten 

Schadenersatzforderungen, soweit sie 

berechtigt sind, in vollem Umfang dem 

Pfandrecht unterfallen. Die außergericht-

lichen Rechtsverfolgungskosten sind vom 

Antrag nicht umfasst, sodass es keiner 

Entscheidung darüber bedarf, ob diese 

Kosten im Sinne von § 105 BinSchG wä-

ren.

V.

Gerichtgebühren fallen nicht an (Art. 39 

der revidierten Mannheimer Akte). Von 

den sonstigen Kosten des gerichtlichen 

Verfahrens (Art 39 2. Halbsatz der revi-

dierten Mannheimer Akte) in beiden 

Rechtszügen einschließlich der Kosten 

des vorangegangenen Verklarungsver-

fahrens (Amtsgericht Mannheim, Az.: 30 

UR II 1/20 -; siehe zur Berücksichtigung 

dieser Kosten Schiffahrtsobergericht 

Karlsruhe, Beschluss vom 08. Mai 1992– 

W 1/92 BSch – VRS Bd. 83, 251; Schif-

fahrtsobergericht Nürnberg, Beschluss 

vom 26. Juli 2016 – 9 W 450/16 BSch – {ju-

ris Rn. 16]; Hanseatisches Oberlandesge-

richt Hamburg, Beschluss vom 02. Febru-

ar 2018 – 6 W 38/17 BSch – [juris Rn. 6]) 

tragen die Beklagte 85 % und die Klägerin 

zu 2 15 %; die geringfügige Klagerück-

nahme durch die Klägerin zu 1 bleibt au-

ßer Betracht (§ 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO). Die 

außergerichtlichen Kosten der Klägerin 

zu 1 trägt die Beklagte; von den außerge-

richtlichen Kosten der Klägerin zu 2 trägt 

die Beklagte 40 % von den außergerichtli-

chen Kosten der Beklagten trägt die Klä-

gerin zu 2 15 %. Im Übrigen behalten die 

Parteien ihre Kosten auf sich (§§ 97 Abs. 

1, 92 Abs. 1 Satz 1 ZPO).

Die Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 10, 

711 ZPO.

Die Voraussetzungen für eine Zulassung 

der Revision (§ 543 Abs. 2 ZPO) sind nicht 

gegeben.

(Sammlung Seite 2874)
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